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1. Einleitende Worte zum Aufbau und Anliegen 
Das traurige Schicksal von Jessica aus Hamburg und Lea Sophie aus Schwerin 
soll stellvertretend für die Kinder und Jugendlichen stehen, die in der Vergan-
genheit misshandelt wurden und/ oder gewaltsam zu Tode gekommen sind. Die-
se Fälle bewegten die Öffentlichkeit und bildeten den Ausgangspunkt der Dis-
kussion um eine Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen für den 
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gewalt. 
Ein Ergebnis dieser Auseinandersetzung ist die Konkretisierung des Schutzauf-
trages bei Kindeswohlgefährdung1, welche im § 8a SGB VIII des Kinder- und 
Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetzes (KICK) vom 8. September 2005 gesetz-
lich verankert wurde. Es begründet insbesondere eine Kooperationsbeziehung 
zwischen öffentlichen und freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe. Der 
§ 8a SGB VIII beschreibt den Verfahrensablauf bei Verdacht auf Kindeswohlge-
fährdung und die Einbeziehung der Erziehungsberechtigten sowie des Kindes 
oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung. Ein wesentlicher 
Schwerpunkt liegt darin, dass zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos eine 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ nach § 8a Abs. 4 (ehemals Abs. 2) SGB VIII hin-
zugezogen wird. Weitere Hinweise zu den Rahmenbedingungen und zur Ausge-
staltung der Fachberatung einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ liefert der Ge-
setzestext nicht. Fragen nach der Qualifikation, der Rolle, dem Aufgabenspekt-
rum oder den finanziellen und zeitlichen Ressourcen einer „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ bleiben offen.  
Am 1. Januar 2012 ist das neue Bundeskinderschutzgesetz (BkiSchG) in Kraft 
getreten. „Es bringt Prävention und Intervention im Kinderschutz gleichermaßen 
voran und stärkt alle Akteure, die sich für das Wohlergehen von Kindern engagie-
ren“ (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) 2012).   
                                               
1 Der Begriff „Kindeswohlgefährdung“ ist ein unbestimmter Rechtsbegriff und soll in dieser Arbeit 
nicht näher definiert werden (zur Vertiefung vgl. Kinderschutz-Zentrum Berlin e.V. 2009). 
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Erfreulich ist auch, dass im BKiSchG die Berufsgruppen, bei de-
nen Kinderschutz nicht zum Arbeitsalltag gehört (z.B. Ärztinnen und Ärzte, 
Psychologinnen und Psychologen, Lehrer_innen etc.), ausdrücklich ermutigt 
werden, sich von einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ fachlich beraten zu lassen 
(§  4 KKG).  
Somit kann ein umfassender und aktiver Kinderschutz gewährleistet werden. Die 
Aufgabe der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist es, einen Pool an kompeten-
ten Fachkräften zur Verfügung zu stellen. Es stellt sich hierbei die Frage, ob dies 
flächendeckend gewährleistet werden kann und ob die „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ diesen neuen Anforderungen gerecht werden können? Eine Evalua-
tion der Fachberatung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII, insbesondere der fachlichen 
Beratung von Fachkräften der Jugendhilfe und anderer Professionen, fehlt bis-
lang. 
Die folgende Untersuchung entstand in Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Kinderschutzbund (DKSB) Landesverband Sachsen e.V. und setzt sich mit der 
aktuellen Beratungstätigkeit der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ und deren Rah-
menbedingungen gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII im Freistaat Sachsen auseinander. 
Sie soll Aufschluss darüber geben, welche fachlichen und empirischen Erkennt-
nisse es bislang gibt und in welcher Art und Weise die verbesserten rechtlichen 
Grundlagen in der Praxis umgesetzt worden sind. Weiterhin dient die Untersu-
chung gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII der Sicherung der Qualität in diesem Bera-
tungsfeld sowie der Überprüfung und Bewertung der Wirksamkeit von Entwick-
lungs- und Handlungsansätzen im Kinderschutz. Ziel ist es, aus den gewonne-
nen Ergebnissen der Untersuchung die derzeitige Situation der „insoweit erfahre-
nen Fachkraft“ im Freistaat Sachsen darzustellen, zu diskutieren und Fachemp-
fehlungen für die örtliche Praxis abzuleiten. 
In Kapitel zwei dieser Arbeit geht es zunächst darum, die Entstehung und Ent-
wicklung der gesetzlichen Regelungen des § 8a SGB VIII sowie des neuen Bun-
deskinderschutzgesetzes vorzustellen und zu besprechen. Daraus ergibt sich der 
Auftrag der „insoweit erfahrenen Fachkraft“. Welche Anforderungen und Proble-
me mit dieser neu geschaffenen Rolle bestehen, soll im Kapitel drei klassifiziert 
werden. 
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Um die Qualität in diesem Beratungsfeld messbar zu machen, bedarf es im Kapi-
tel vier der Bestimmung der Rolle als „insoweit erfahrene Fachkraft“. Dies ge-
schieht vor dem Hintergrund der aktuellen Fachdiskussionen und Empfehlungen 
zur Fachberatung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII und wird anhand der Qualitätsdi-
mensionen Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität dargestellt. 
Das Kapitel fünf befasst sich mit dem aktuellen Forschungsstand. Hier erhält man 
einen Überblick über bereits erfolgte Forschungen und Untersuchungen zum 
§ 8a SGB VIII und speziell zur „insoweit erfahrenen Fachkraft“. 
Im Folgenden schließen sich im Kapitel sechs das Design und die Untersu-
chungsdurchführung der eigenen Forschung „Zur aktuellen Situation der „inso-
weit erfahrenen Fachkraft“ – eine empirische Untersuchung im Freistaat Sach-
sen“ an. Hierbei bedarf es zunächst einer Zielformulierung, um anschließend 
untersuchungsleitende Fragestellungen zu erarbeiten. Abschließend werden die 
Forschungsmethode sowie Stichprobenkonstellation, Feldzugang und For-
schungsdurchführung beschrieben. 
Eine Analyse und Diskussion der Ergebnisse erfolgt im siebten Kapitel. Dies be-
inhaltet die Beschreibung der Stichprobe und die Auswertung der untersuchungs-
leitenden Fragestellungen mit einer Analyse und Diskussion der Ergebnisse der 
Untersuchung. Im darauffolgenden Kapitel werden die Hauptaussagen mit dem 
bisherigen Forschungsstand in Verbindung gebracht. 
Schließlich werden im Kapitel acht auf der Basis der Untersuchungsergebnisse 
die verschiedenen Diskussionsstränge gebündelt und Fachempfehlungen für die 
öffentlichen und freien Träger der Jugendhilfe im Freistaat Sachsen abgeleitet.  
Abgerundet wird die Arbeit durch eine abschließende Betrachtung des gesamten 
Forschungsvorhabens sowie dem Erkenntnistransfer und einigen Fragen für 
mögliche Anschlussforschungen. 
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2. Die Entstehung und Entwicklung des  
Schutzauftrages nach § 8a SGB VIII 
2.1 Die Einführung des § 8a SGB VIII 
Aufgrund der immer wieder auftretenden Fälle von Kindeswohlgefährdung, auch 
mit Todesfolgen, war der Gesetzgeber in der Pflicht, den staatlichen Schutzauf-
trag der Kinder- und Jugendhilfe bei Kindeswohlgefährdung zu konkretisieren 
und eindeutig zu formulieren (vgl. Kunkel 2006, § 8a RN 3). Dadurch wurde am 
1. Oktober 2005 das Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (KICK) 
neu eingeführt. Die Ziele dieses Gesetzes sind insbesondere der bessere Schutz 
von Kindern vor Gefahren für ihr Wohl, die Stärkung der Steuerungsverantwor-
tung des Jugendamtes sowie die stärkere Realisierung des Nachranges durch 
die Erhöhung der Selbstbeteiligung an den Kosten (Münder & Wiesner 2007, 
Kap. 1.3 Rz. 57). 
Der durch das KICK neu eingeführte § 8a SGB VIII ist vor allem auf die fachprak-
tische Umsetzung des staatlichen Schutzauftrages gerichtet und charakterisiert 
sich somit als eine verfahrensbestimmende und –gestaltende Vorschrift 
(vgl. Kunkel 2006, § 8a RN 5). 
Aus den Erkenntnissen der Praxis hat das KICK zusammen mit der Entwicklung 
von Instrumenten zur Gefährdungseinschätzung zu einer deutlichen Qualifizie-
rung der Arbeit geführt. „Die bekannt gewordenen Einzelfälle schwerwiegender 
Kindeswohlgefährdung und ihre Aufarbeitung weisen jedoch auf Unsicherheiten 
bei der Umsetzung der Regelungen sowie bei der Vernetzung mit anderen Diens-
ten und Systemen für einen erfolgreichen Kinderschutz hin“ (Arbeitsgemeinschaft 
für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ 2012, S. 165 f.). Aus diesem Grund wurde der 
Kinderschutz im Dezember 2007 und Juni 2008 in den sogenannten „Kinder-
schutzgipfeln“ erneut Thema der Bundeskanzlerin und den Regierungschefs der 
Länder (vgl. AGJ 2012, S. 8). Die Resultate werden anschließend beschrieben. 
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2.2 Die Entstehung des Bundeskinderschutzgesetzes 
Im Jahre 2008 wurde ein Regierungsentwurf eines Kinderschutzgesetzes vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vorgelegt. Dieser 
scheiterte aber vor allem an der Regelung des verpflichtenden Hausbesuches 
(vgl. AGJ 2012, S. 8). 
Im darauffolgenden Jahr konstituierte sich der Runde Tisch „Heimerziehung in 
den 50er und 60er Jahren“ und legte 2010 seinen Abschlussbericht vor. Eben-
falls 2010 beschloss das Bundeskabinett die Einrichtung des Runden Tisches 
„sexueller Missbrauch in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in privaten und 
öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich“ (ebd., S. 9). Parallel dazu 
wurde die Stelle der unabhängigen Beauftragten zur Aufarbeitung des sexuellen 
Kindesmissbrauchs errichtet, welche 2011 ihren Abschlussbericht mit Empfeh-
lungen für den Runden Tisch vorlegte. Im November 2012 war die Arbeit des 
Runden Tisches beendet und auch dieser konnte seinen Abschlussbericht vorle-
gen (vgl. ebd., S. 9 f.). 
Die genannten Ausarbeitungen konnten teilweise in die Entwürfe zum Bundes-
kinderschutzgesetz einfließen und im Dezember ein Referatsentwurf seitens des 
BMFSFJ zur Diskussion gestellt werden. Dieser Entwurf enthält in Artikel 1 das 
„Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)“, im Artikel 2 
„Änderungen des Achten Sozialgesetzbuches“ und in Artikel 3 „Änderungen an-
derer Gesetze“ (AGJ 2012, S. 11). 
Der Entwurf der Bundesregierung vom 16. März 2011 hielt an der Grundstruktur 
des Artikelgesetzes fest und wurde in der Stellungnahme des Bundesrates im 
Mai 2011 grundsätzlich begrüßt (vgl. ebd., S. 12 f.). Der strittigste Punkt „(...) war 
die Forderung, das Gesundheitswesen, insbesondere die Familienhebammen, in 
den Kinderschutz einzubeziehen (…)“ (Schimke 2011, S. 621), da die Frage der 
Finanzierung offen blieb (vgl. ebd.). Ebenso wurde „ (…) der Verzicht auf verbind-
liche Vorgaben bei der Qualitätsentwicklung in der Jugendhilfe abgelehnt“ (ebd.). 
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Es folgten weitere Diskussionen und Anhörungen, bis das BKiSchG schließlich 
am 25.11.2011 vom Bundesrat komplett abgelehnt wurde (vgl. Schimke 2011, 
S. 622). Dank der Bundesregierung wurde das Gesetz jedoch im Dezember 2011 
erneut im Vermittlerausschuss aufgenommen und darüber beraten. 
Der Vermittlerausschuss empfahl, „(…) dass der Bund nunmehr eine nachhaltige 
Finanzierung der Familienhebammen sicherstellt und die ursprünglich angesetz-
ten Beiträge erhöht“ (ebd.). Auch ist eine Regelung für die weitere Qualitätsent-
wicklung gefunden worden, sodass Bundesrat und Bundestag dieser Empfehlung 
am 15. bzw. 16.12.2012 zustimmten und das neue Bundeskinderschutzgesetz 
zum 01.01.2012 in Kraft treten konnte (vgl. ebd.). 
Das Deutsche Institut für Jugendhilfe und Familienrecht hat in einer Synopse2
(vgl. Anhang 1) die bisherige Fassung des Gesetzes und die Neuregelungen des 
BkiSchG vom 01.01.2012 gegenübergestellt.  
Das BKiSchG trägt den Zusatz „Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von 
Kindern und Jugendlichen“ (vgl. Anhang 1) und hat zum Ziel, einen aktiven Kin-
derschutz durch „Frühe Hilfen“3 und verlässliche Netzwerke, durch Handlungs- 
und Rechtssicherheit, durch verbindliche Standards und durch belastbare Daten 
zu erreichen (BMFSFJ 2012). Demnach „(…) stellt (es) einen weiteren Schritt in 
der Entwicklung des Verhältnisses zwischen Staat, Eltern und Kindern dar“ 
(Schimke 2011, S. 624). Das BKiSchG ist in vier Artikel gegliedert4. Der erste 
Artikel beinhaltet das neue Gesetz zur „Kooperation und Information im Kinder-
schutz“ (KKG), im zweiten Artikel werden die Änderungen im SGB VIII beschrie-
ben, der dritte Artikel bezieht sich auf die Neuerungen in anderen Gesetzen und 
zuletzt wird die Evaluation der Wirkung des Gesetzes vorgegeben (vgl. Schimke 
2011, S. 624).  
Im Folgenden sollen zentrale Änderungen und Neuerungen des SGB VIII durch 
das BKiSchG beschrieben werden.  
                                               
2(griechisch) vergleichende Übersicht (Dudenredaktion 2009, S.1043) 
3 Aktionsprogramm des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
4
zur Vertiefung vgl. Schimke 2011, S. 622 ff. 
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2.3 Zentrale Regelungen des neuen Bundeskinderschutz-
gesetzes mit Auswirkungen auf das SGB VIII 
Das Bundeskinderschutzgesetz bringt Neuerungen im Achten Sozialgesetzbuch 
mit sich, welche in einer Synopse im Anhang 1 gegenübergestellt sind. 
Anschließend werden einige zentrale Regelungen des BKiSchG mit 
Auswirkungen auf das SGB VIII beschrieben, wobei jedoch kein Anspruch auf 
Vollständigkeit besteht. 
Die erste Änderung im SGB VIII betrifft den § 8 Abs. 3, in welchem der Anspruch 
von Kindern und Jugendlichen auf Beratung in Not- oder Konfliktlagen ohne 
Kenntnis der Erziehungsberechtigten eingeräumt wird. Durch diesen Paragrafen 
wird der Beratungsanspruches von Kindern und Jugendlichen ohne Kenntnis der 
Personensorgeberechtigten gestärkt. Er nimmt damit die veränderte 
Rechtsstellung der Kinder auf5 und ist uneingeschränkt zu begrüßen. 
Aufgrund des § 8 Abs. 3 SGB VIII gilt es, das Beratungsangebot für Kinder und 
Jugendliche auszubauen und weiterzuentwickeln. Außerdem sind Strukturen zu 
schaffen, damit Kinder und Jugendliche über entsprechende Angebote informiert 
und ihnen ein leichter Zugang ermöglicht werden kann. Fachkräfte bedürfen 
einer entsprechenden Qualifikation, um angemessen auf die Lebenswelten von 
Kindern und Jugendlichen eingehen zu können (vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft 
Landesjugendämter & AGJ 2012, S. 14). 
Mit dem neu formulierten § 72a SGB VIII soll dem besonderen Schutzbedürfnis 
von Kindern und Jugendlichen Rechnung getragen werden. Zu diesem Zweck ist 
bei der Einstellung und später in regelmäßigen Abständen das erweiterte Füh-
rungszeugnis vorzulegen. Damit soll vorbestraften Tätern, vor allem mit Sexual-
straftaten, der Zugang zu Tätigkeiten der Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung 
oder Ausbildung von Kindern und Jugendlichen verwehrt werden (vgl. AGJ 2012, 
S. 188). 
Die Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen und ihr 
Schutz vor Gewalt erfahren im BkiSchG eine gesetzliche Verankerung.  
  
                                               
5 entspricht der völkerrechtlichen Vorgabe aus Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonvention 
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Dies wird vor allem in den Regelungen zur Erlaubnis für den Betrieb einer Ein-
richtung (§ 45 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 SGB VIII) sowie zur Beratung von Trägern von 
Einrichtungen bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien 
(§ 8b Abs. 2 SGB VIII) und in den Vorschriften zur Qualitätsentwicklung 
(§ 79a S. 2 SGB VII) deutlich herausgestellt. 
Die zentralen Neuerungen des Schutzauftrages gem. § 8a Abs. 1 und 4 SGB VIII 
sowie der erweiterte Auftrag nach § 8b Abs. 1 SGB VIII und § 4 Abs. 2 KKG mit 
Auswirkungen auf die „insoweit erfahrene Fachkraft“ werden in den folgenden 
Kapiteln 3.1 genauer ausgeführt. 
2.4 Schutzauftrag der öffentlichen Jugendhilfe 
Der § 8a SGB VIII regelt die Vorgehensweise zur Erfüllung des Schutzauftrages 
bei Kindeswohlgefährdung. Im ersten Absatz wird der Auftrag des Jugendamtes 
bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung beschrieben. Damit wurde eine gesi-
cherte Rechtsgrundlage für die Fachkräfte hergestellt. 
Der § 8a Abs. 1 Satz 1 stellt klar heraus, dass die jugendamtliche Aufklärungs-
tätigkeit mit dem Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte der Gefährdung ei-
nes Kindeswohles einzusetzen hat. Dies soll im Zusammenwirken mehrerer 
Fachkräfte geschehen, damit das jugendamtliche Handeln qualitativ abgesichert 
ist (vgl. Kunkel 2006, § 8a RN 29). Das Ziel des Absatzes 1 ist die Verbesserung 
des öffentlichen Kinderschutzes ohne den Vorrang der Elternverantwortung ein-
zuschränken, sondern im Gegenteil die elterliche Erziehungsverantwortung zu 
unterstützen und zu ergänzen (vgl. Münder 2007, S. 3). Beide Seiten haben so-
mit Pflichten zu erfüllen. Das Jugendamt hat die Pflicht, die Personensorgebe-
rechtigten in den Prozess der Risikoeinschätzung einzubeziehen und die Perso-
nensorgeberechtigten haben laut § 8a Abs. 1 Satz 2 SGB VIII die Pflicht, an der 
Aufklärung der Situation mitzuwirken (vgl. Münder & Wiesner 2007, Kap. 2.3.6.2 
Rz. 33). Eine Hinzuziehung der Personensorgeberechtigten ist abzulassen, wenn 
dadurch das Gefährdungsrisiko des Kindes oder des Jugendlichen verstärkt wird 
(vgl. Münder & Wiesner 2007, Kap. 2.3.6.2 Rz. 34). Vor allem in Fällen von mas-
siver elterlicher Kindesmisshandlung oder sexuellem Missbrauchs in der Familie 
dürfte die Einbeziehung von Erziehungsberechtigten problematische Auswirkun-
gen auf den Schutz der Kinder und Jugendlichen haben (vgl. Kunkel 2006, 
§ 8a RN 37). 
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Durch das BKiSchG wurden im § 8a Abs. 1 SGB VIII prinzipiell keine neuen 
Pflichten festgelegt, sondern vielmehr die Verpflichtung des Jugendamtes im 
Rahmen der Gefährdungseinschätzung zu einem Hausbesuch nach fachlicher 
Einschätzung deutlicher heraus gestellt (vgl. Schimke 2011, S. 626).  
Auf die weiteren Regelungen in den Abs. 2 und 3 soll an dieser Stelle nicht näher 
eingegangen werden. Der öffentliche Schutzauftrag wurde um den Abs. 5 erwei-
tert. Diese Vorschrift verpflichtet bei Wohnort- und/ oder Zuständigkeitswechsel 
zur Übermittlung gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung an 
den zuständigen örtlichen Träger (vgl. AGJ 2012, S. 168). 
Mit der Neuformulierung erfolgte eine Trennung zwischen dem Schutzauftrag bei 
Kindeswohlgefährdung der öffentlichen Jugendhilfe und dem freien Träger 
(vgl. AGJ 2012, S. 167). Der Schutzauftrag des freien Trägers ist nun eigenstän-
dig formuliert und wird nachfolgend genauer beschrieben. 
2.5 Schutzauftrag des freien Trägers 
Die Regelungen zu den Vereinbarungen mit Einrichtungen und Diensten der 
freien Träger sind jetzt nicht mehr im Abs. 2, sondern im Abs. 4 geregelt und 
wurden präzisiert. Der § 8a Abs. 4 SGB VIII beschreibt, dass insbesondere öf-
fentliche und freie Träger der Jugendhilfe in Kooperation treten sollen (vgl. An-
hang 1). Durch entsprechende Vereinbarungen soll der Schutzauftrag nach 
§ 8a SGB VIII über die Jugendämter hinaus auf die freien Träger übertragen und 
somit Einrichtungen und Dienste der Kinder- und Jugendhilfe, wie Kindertages-
einrichtungen, Beratungsstellen etc., sichergestellt werden. 
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Idealtypischer Weise liegt den freien Trägern folgendes Ablaufschema bei der 
Wahrnehmung des Schutzauftrages vor: 
 Wahrnehmen von gewichtigen Anhaltspunkten seitens der fallführenden 
Fachkraft, 
 Eigenverantwortliches Abschätzen des Gefährdungsrisikos im Zusam-
menwirken mehrerer Fachkräfte, 
 Hinzuziehung einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“, 
 Fachkräfte wirken bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruch-
nahme von Hilfen hin, 
 Informieren des Jugendamtes, wenn die Hilfe nicht angenommen wird 
oder nicht ausreichend ist (vgl. Münder 2007, S. 9 f.). 
Daraus resultiert, dass die fallführende Fachkraft zum einen bei dem Bekannt-
werden gewichtiger Anhaltspunkte das Gefährdungsrisiko selbstständig ein-
schätzt und zum anderen eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ zur Gefährdungs-
einschätzung hinzuzieht. Ebenso sollen die Erziehungsberechtigten und Kinder 
oder Jugendlichen einbezogen werden, solang dadurch nicht deren Schutz infra-
ge gestellt wird (vgl. Hutsch 2011). Weiterhin wird präzisiert, dass die Fachkräfte 
der Träger bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen 
hinwirken. Falls die Gefährdung nicht abzuwenden ist, soll das Jugendamt infor-
miert werden.  
„Im Sinne dieser Verpflichtung muss der Träger etc. Gewähr dafür bieten, dass 
seine Personalressource eigene „Fachkräfte“ auch tatsächlich umfasst und dass 
sich die Abschätzung des Gefährdungsrisikos auf gleichem Niveau vollzieht“ 
(Kunkel 2006, § 8a RN 44).  
Der § 8a Abs. 4 SGB VIII gewährt, neben den Sätzen 1 und 2, einen Gestal-
tungsspielraum und beinhaltet keine Aussagen zur sachgerechten Durchführung 
des Schutzauftrages (vgl. Kunkel 2006, § 8a RN 49). Aus diesem Grund müssen 
die Vereinbarungen des freien Trägers mit dem Jugendamt auf die Verwirkli-
chung des Schutzauftrages ausgerichtet sein. Die Betonung liegt hier besonders 
bei der Wichtigkeit einer Verfahrenskonkretisierung (vgl. Kunkel 2006, 
§ 8a RN 44). 
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Dafür liegen Empfehlungen für die Vereinbarungen nach § 8a SGB VIII vor, wel-
che von verschiedenen Organisationen (vgl. Münder 2007, S. 8) aufgestellt wur-
den. Diese untersuchte und verglich Münder (2007). Er kommt zu dem Ergebnis, 
dass es einen „relativ breiten Konsens über die Regelungsbereiche gibt“ (ebd., S. 
19). Empfohlene Vereinbarungsinhalte sind, wie bereits beschrieben, Regelun-
gen zu den Verfahrensschritten bei der Wahrnehmung des Kinderschutzes. Die-
se bilden auch den Kernbereich. Weitere empfohlene Vereinbarungen sind: 
 Hinweise zur Wahrnehmung und Beurteilung gewichtiger Anhaltspunkte 
von Kindeswohlgefährdung, gegebenenfalls arbeitsfeldspezifisch, 
 Regelungen zur Qualifizierung der Fachkräfte sowie Nebenabsprachen zu 
Fortbildungsangeboten und dessen Kostenübernahme durch den öffentli-
chen Träger, 
 Liste der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ mit Regelungen anfallender 
Kosten für deren Hinzuziehung, 
 Hinweis auf den Grundsatz der Einbeziehung der Erziehungsberechtig-
ten, Kinder bzw. Jugendlichen, 
 Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen, 
 Dokumentationspflicht des Trägers sowie Hinweise zur Evaluation und 
Weiterentwicklung der Vereinbarungen (vgl. ebd., S. 10). 
Bei der Ausgestaltung der Vereinbarungen ist weiterhin auf die einzelnen Beson-
derheiten des Trägers zu achten. Diese werden laut Kunkel (2006) wie folgt kon-
kretisiert: 
 verbindliche Regelungen darüber, ob und unter welchen Voraussetzun-
gen in die Gefährdungseinschätzung neben trägerinternen auch trägerex-
terne Fachkräfte einzubeziehen sind, 
 ob und inwieweit der öffentliche Träger ein Mitspracherecht bei der Aus-
wahl der trägerexternen Fachkräfte hat und 
 die Regelung der Kostenübernahme bei Hinzuziehung trägerexterner 
Fachkräfte (vgl. § 8a RN 49). 
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Durch das neue Bundeskinderschutzgesetz soll in die Vereinbarungen weiterhin 
eine Definition der Qualifikation der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ aufgenom-
men werden (vgl. ebd.). 
Der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung wurde ab 01.01.2012 durch die 
Regelungen des § 4 KKG sowie § 8b SGB VIII ergänzt. In diesen wird der An-
spruch gegen den öffentlichen Jugendhilfeträger auf Beratung der kinder- und 
jugendnahen Berufsgeheimnisträger durch eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ 
herausgestellt (vgl. Schimke 2011, S. 627). Eine ausführliche Beschreibung er-
folgt im nächsten Kapitel. 
2.6 Erweiterung des Schutzauftrages 
Das Bundeskinderschutzgesetz sieht in dem System des kooperativen Kinder-
schutzes eine erweiterte Aufgabenstellung der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ 
vor (vgl. AGJ 2012, S. 170). Demnach übernehmen „Sie (..) nicht nur beratende 
und prozessbegleitende Aufgaben gegenüber Fachkräften in Einrichtungen und 
Diensten der Kinder- und Jugendhilfe (gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII), sondern auch 
gegenüber außerhalb des Systems der Kinder- und Jugendhilfe tätigen Berufs-
gruppen, die im Kontakt mit Kindern und Jugendlichen stehen“ (AGJ 2012, 
S.170). 
Der § 4 KKG beschreibt die Befugnisnorm für Berufs- bzw. Amtsgeheimnisträger. 
Er konzentriert sich auf die Berufsgruppen, welche im direkten Kontakt mit Kin-
dern und Jugendlichen stehen und welche befähigt sind, die Problemlagen mit 
den Personensorgeberechtigten zu erörtern. Weiterhin werden diese Berufsgrup-
pen nun zur Beratung von Eltern, Kindern und Jugendlichen bei gewichtigen An-
haltspunkten von Kindeswohlgefährdung verpflichtet. „Dies bringt vor allem für 
die Bereiche des Gesundheitswesens und der Schulen neue Anforderungen und 
Aufgaben mit sich, die in der Einbeziehung der Betroffenen und der neuen Bera-
tungsaufgabe liegen“ (Schimke 2011, S. 626.). Da die Gefährdungseinschätzung 
sehr schwierig und komplex sein kann, können die im § 4 Abs. 1 KKG beschrie-
benen Berufsgruppen eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ beratend hinzuziehen 
(vgl. AGJ 2012, S. 161). Zudem haben diese Berufsgruppen jetzt die Befugnis, 
Daten an das Jugendamt weiterzugeben, wenn dies als erforderlich erachtet wird 
(BMFSFJ 2012). 
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Mit dem neu eingeführten § 8b Abs. 1 SGB VIII (vgl. Anhang 1) haben alle „Per-
sonen, die beruflich in Kontakt mit Kindern und Jugendlichen stehen, (…) bei der 
Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen 
Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine „insoweit erfahrene 
Fachkraft““. „Er richtet sich gegen den öffentlichen Träger und muss durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft erfüllt werden“ (Hutsch 2011). Die Diskussionen um 
den § 8a SGB VIII haben gezeigt, dass es gerade für die Berufsgruppen, für die 
der Kinderschutz nicht zum Alltag gehört, umso notwendiger ist, dass diese eine 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ konsultierend hinzuziehen können (vgl. Kohaupt 
2011, S. 13). Es muss davon ausgegangen werden, dass diese anderen Berufs-
gruppen zu wenig für die Wahrnehmung und Einschätzung einer Kindeswohlge-
fährdung sensibilisiert sind und, dass Elterngespräche bei Verdacht auf Kindes-
wohlgefährdung außerhalb der Ausbildung und der täglichen Praxis liegen (vgl. 
ebd., S. 13). Gerade hier ist es zu begrüßen, dass diese ausdrücklich dazu ermu-
tigt werden, sich eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ zurate zu ziehen. 
Der erweiterte Schutzauftrag bringt schließlich eine Änderung und Neuanpas-
sung der Vereinbarungen zwischen den Jugendämtern und freien Trägern mit 
sich. Hier bedarf es einer Überarbeitung hinsichtlich der Umsetzung, der Qualifi-
kation, der Aufwandsentschädigung und Haftbarkeit der dafür zuständigen „inso-
weit erfahrenen Fachkraft“ (vgl. Hutsch 2011). 
3. Problemklassifikation 
Mit der Einführung des § 8a SGB VIII, speziell des Abs. 46, wurde ein zusätzli-
ches Tätigkeitsfeld der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ mit neuen Qualitätsanfor-
derungen geschaffen, welches jedoch vom Gesetzgeber nicht näher beschrieben 
wurde (vgl. DKSB Bundesverband e.V. 2011, S. 3 f.). Es ist nun Aufgabe der 
Vertreter der freien und öffentlichen Jugendhilfe, sich über die Ausgestaltung der 
Rolle der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ zu verständigen (vgl. Institut für soziale 
Arbeit e.V. & DKSB Landesverband NRW/ Bildungsakademie BiS 2010, S. 1). 
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In den sieben Jahren nach Inkrafttreten des KICK sind die „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ zwar wichtige Akteure im Kinderschutz geworden, dennoch besteht 
nach wie vor ein struktureller und inhaltlicher Klärungsbedarf (Discher & Schimke 
2009, S. 16).  
Kohaupt 2011 macht in der „Stellungnahme der Kinderschutz-Zentren zu zentra-
len Teilen des Entwurfes eines Bundeskinderschutzgesetzes“ auf verschiedenste 
Fragestellungen und Probleme aufmerksam: 
1. „Es fehlt eine Evaluation der Fachberatung nach § 8a Abs. 2 (seit 
01.01.2012 Abs. 4, d. Verf.), insbesondere der fachlichen Beratung von 
Erzieherinnen und Erziehern. 
2. Die Fachberatung nach § 8a SGB VIII folgt einer „Supervisionsmetho-
de“. 
3. Wie kann der Schutzauftrag und die Fachberatung in das Zeitmanage-
ment der Akteure integriert werden? 
4. Könnte eine gesetzliche Formulierung hier Druck ausüben? Kann in 
Vereinbarungen mit den Krankenkassen der erhebliche Zeitaufwand für 
Kinderschutz abrechenbar werden, oder soll er Ehrenamt der Kinderärz-
tinnen und Kinderärzte bleiben, müssen Kliniken weiter improvisieren, 
um Kinderschutz in ihnen zu verankern?“ (S. 14 f.) 
Weitere Fragen seitens des Gesetzgebers bleiben offen: Wer ist diese „insoweit 
erfahrene Fachkraft“? In welchem Auftragskontext wird sie tätig? Was sind ihre 
konkreten Aufgaben? Welche Rahmenbedingungen sind erforderlich, um als „in-
soweit erfahrene Fachkraft“ tätig zu werden? Etc.. Daraus folgt, dass in der Pra-
xis viele Unsicherheiten bezüglich der Rolle der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
bestehen (vgl. Groß 2008, S. 1).  
Das neue Bundeskinderschutzgesetz vom 01.01.2012 bringt im hohen Maße 
zusätzliche neue Aufgaben der Beratung, der Gestaltung von Beratungsprozes-
sen, des Abschlusses neuer Vereinbarungen und der Entwicklung von Qualitäts-
bestimmungen für die „insoweit erfahrene Fachkraft“ und die gesamte Jugendhil-
fe mit sich (vgl. Kohaupt 2011, S.16).  
Die offenen Fragen sollen in den folgenden Kapiteln geklärt werden.  
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4. Qualitätsbestimmungen für die „insoweit 
erfahrene Fachkraft“ 
„Qualität im sozialen Bereich ist ein sehr komplexer Begriff, da er sich vielen ver-
schiedenen Interessen ausgesetzt sieht“ (Schelle 2006, S. 72). Alle Interessen-
gruppen betrachten die Qualität somit aus ihren unterschiedlichen Perspektiven 
(vgl. ebd.). Es bedarf daher einer arbeitsfeldspezifischen Qualitätsbestimmung, 
welche die verschiedenen Perspektiven einbezieht.  
Die Deutsche Gesellschaft für Qualität in Frankfurt/ Main definiert in der 
DIN 55350, Teil 11 Qualität als: „Die Gesamtheit von Eigenschaften und Merkma-
len (...) einer Tätigkeit, die sich auf deren Eignung zur Erfüllung von gegebenen 
Erfordernissen bezieht“ (vgl. Preis 2010, S. 4). 
Um eine qualitätsvolle Arbeit leisten zu können, bedarf es Leitprinzipien, fachli-
cher Standards und professionellen Handelns (vgl. Schelle 2006, S. 73). Leitprin-
zipien sind im Sozialen Bereich meist in Gesetzen niedergeschrieben. In Bezug 
auf die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ gibt der § 8a  Abs. 4 SGB VIII deren 
Arbeitsprinzipien vor. Diese beinhalten vor allem den Auftrag der „insoweit erfah-
renen Fachkraft“ und wurden bereits im Kapitel 2.4 ausführlich beschrieben. Da-
ran schließen sich die fachlichen Standards an, welche „Maßstäbe für personelle, 
organisatorische und technische Rahmenbedingungen sowie Methoden der Be-
darfsplanung und Bedarfsermittlung“ (ebd.) sind und sich somit in die Struktur-
qualität einordnen lassen. Ergänzt werden diese von den Bestandteilen professi-
onellen Handelns, welche die situations- und fallbezogene Vermittlung zwischen 
Theorie und Alltag annimmt (vgl. ebd.) und der Prozessqualität zuzuordnen sind. 
Um Qualität der Arbeit messbar zu machen, werden Qualitätsstandards benötigt. 
Diese stellen ein objektives Merkmal dar, um Arbeitsabläufe und Ergebnisse zu 
bewerten (vgl. ebd., S. 14). Qualitätsstandards sollten in jedem Arbeitsfeld fest-
gelegt werden, denn sie konkretisieren die fachlichen und professionellen Stan-
dards. Stimmen Struktur- und Prozessqualität überein, kann die Ergebnisqualität 
gewährleistet werden.  
Anschließend erfolgt eine Qualitätsbestimmung für die „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ anhand der Qualitätsdimensionen Struktur-, Prozess- und Ergebnis-
qualität. 
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4.1 Strukturqualität der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
Die erste Qualitätsdimension ist die Strukturqualität. Diese bezieht sich auf die 
Ressourcen und Rahmenbedingungen. Damit sind die objektiven Rahmenbedin-
gungen sowie die materiellen, fachlichen und personellen Ressourcen gemeint. 
Für die Erfüllung der Strukturqualität ist der Auftraggeber, in diesem Fall der öf-
fentliche Jugendhilfeträger, verantwortlich (vgl. Preis 2010, S. 21).  
Wie bereits beschrieben, erhält die „insoweit erfahrene Fachkraft“ ihre Arbeits-
prinzipien entsprechend dem Schutzauftrag nach § 8a Abs. 4 SGB VIII sowie 
dem erweiterten Schutzauftrag gem. § 4 Abs. 2 KKG und § 8b Abs. 1 SGB VIII. 
Jedoch liefert der Gesetzestext keine konkrete Umsetzung, sodass nachfolgend 
die wesentlichen Inhalte der Strukturqualität bezüglich der „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“, vor dem Hintergrund der aktuellen Fachdiskussion, beschrieben wer-
den. 
4.1.1 Ansiedlung der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
Der Gesetzestext sieht keine Regelung vor, ob eine „insoweit erfahrene Fach-
kraft“ beim Jugendamt oder einem freien Träger der Jugendhilfe anzusiedeln ist. 
Dadurch haben sich verschiedene Modelle eröffnet. 
Zum einen könnte sie beim freien Träger angestellt sein und für diesen interne 
Beratungen durchführen. Ein Vorteil dabei ist, dass die „insoweit erfahrene Fach-
kraft“ innerhalb des Trägers bekannt ist und dessen Organisationsstrukturen 
kennt (vgl. Groß 2008, S. 9). Wichtig wäre jedoch, dass der Träger eine gewisse 
Größe hat und eventuell mehrere „insoweit erfahrene Fachkräfte“ bereitstellen 
kann, damit die „insoweit erfahrene Fachkraft“ nicht in ihrem unmittelbaren Ar-
beitsumfeld eingesetzt wird und ihr eigenes, direktes Team berät, da sonst die 
Objektivität der Gefährdungseinschätzung, d.h. der externe Blick auf den Fall, 
nicht mehr gewährleistet werden kann. 
Zum anderen kann die Fachkraft bei einem freien Träger angestellt sein und wird 
extern von einem anderen Team oder Träger zur Beratung hinzugezogen. Dies 
stellt die bestmögliche Gefährdungseinschätzung dar, weil hier ein objektiver 
Blick von außen besteht und somit eine adäquate Gefährdungseinschätzung 
stattfinden kann.  
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Die Praxis der Ansiedlung der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ beim Jugendamt 
bzw. Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) wird durch Wiesner und Büttner (2008) 
ausgeschlossen:  
„Diese Praxis ist nach allgemeiner Auffassung rechtswidrig und würde dem 
Sinn und der Philosophie des Gesetzes zuwider laufen, weil auf diese Art und 
Weise das Jugendamt vor Beginn der Gefährdungseinschätzung an „mit am 
Tisch“ sitzt“ (Wiesner & Büttner 2008, S. 296). 
Das Institut für soziale Arbeit e.V. et al. (2010) plädieren ebenfalls dafür, dass die 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ außerhalb des Jugendamtes bzw. des ASD ange-
siedelt ist (vgl. S. 6). Auch Schimke (2011) ist der Meinung, dass sich der Bera-
tungsauftrag gegen die öffentlichen Träger richtet, da sonst eine vorzeitige Infor-
mation an das Jugendamt stattfindet (vgl. S. 626). Außerdem könnte dadurch die 
Kooperation mit den Personensorgeberechtigten erschwert werden, wenn diese 
wissen, dass das Jugendamt vorab informiert wird. Ein weiterer Aspekt, der ge-
gen eine Ansiedlung beim ASD spricht, ist, dass zum einen einer trägerinternen 
Gefährdungseinschätzung vor dem Bekanntwerden im ASD entgegengewirkt 
wird und zum anderen Möglichkeiten niederschwelliger und frühzeitiger Unter-
stützung zur Abwendung der Kindeswohlgefährdung nicht genügend wahrge-
nommen werden (vgl. Discher & Schimke 2011, S. 15).
4.1.2 Die Qualifikation 
Der Begriff der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ ist ein unbestimmter Rechtsbe-
griff. Der Gesetzgeber liefert im § 8a SGB VIII keine Aussagen über deren not-
wendige Qualifizierung. Jedoch sind in den bereits geführten Fachdiskussionen 
(vgl. Fachartikel) bestimmte Qualifizierungen (vgl. ZBFS – BAYERISCHES LAN-
DESJUGENDAMT München 2006, Institut für soziale Arbeit e.V. et al. 2010) so-
wie Mindeststandards (vgl. Deutscher Kinderschutzbund Bundesverband e.V. 
2011) empfohlen wurden. 
Laut § 8a Abs. 4 Satz 1 SGB VIII sind die Fachkräfte die zentralen Akteure zur 
Wahrnehmung gewichtiger Anhaltspunkte und zur Erfüllung des Schutzauftrages. 
Fachkräfte sind nach Definition des § 72 Abs. 1 SGB VIII diejenigen, „die sich für 
die jeweilige Aufgabe nach ihrer Persönlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe 
entsprechende Ausbildung erhalten haben oder aufgrund besonderer Erfahrun-
gen in der Sozialen Arbeit in der Lage sind, die Aufgabe zu erfüllen“ (vgl. § 72 
Abs. 1 SGB VIII) Dazu gehören nach § 8a SGB VIII keine ehrenamtlich Tätigen. 
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Das heißt, dass für diese Beratungstätigkeit eine sozialpädagogische, psycholo-
gische oder jugendhilfespezifische Berufsausbildung Voraussetzung ist 
(vgl. Diakonie Texte 18.2008 S. 6). Der Deutsche Kinderschutzbund ergänzt dies 
durch eine mindestens dreijährige Berufserfahrung sowie Erfahrungen in Kinder-
schutzfällen. Dies sollte je Einzelfall individuell abgestimmt werden. Discher und 
Schimke (2011) fordern darüber hinaus noch eine spezifische Weiterbildung zu 
Aufgabenstellung und Rolle (vgl. S. 15).  
Der DKSB Bundesverband e.V. (2011) beschreibt, dass auch eine Berufsausbil-
dung als staatlich anerkannte_r Erzieher_in mit dreijähriger Berufserfahrung und 
Erfahrungen in Kinderschutzfällen die Voraussetzung zur „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ erfüllt (S. 33). Diese Auffassung wird jedoch kritisch diskutiert. Georg 
Kohaupt (2006) lehnt die Eignung von Erzieher_innen als Fachberater_innen 
nach § 8a Abs 4 SGB VIII ab (vgl. S. 13). Er begründet dies mit dem eigentlichen 
Auftrag der Erzieher_innen und sagt, dass: „Erzieher_innen (…) für ein konfron-
tierendes und zugleich hilfreiches Gespräch mit den schwierigen Eltern nicht gut 
ausgebildet sind“ (ebd.). 
Fachkräfte aus anderen Berufsfeldern, wie z.B. den Bereichen Schule oder Ge-
sundheitswesen, können ebenso im Sinne des § 8a Abs. 4 SGB VIII tätig wer-
den, wenn diese über die erforderlichen Erfahrungen und Kompetenzen verfügen 
(vgl. Institut für soziale Arbeit e.V. et al. 2010, S. 3). 
Berufsanfänger_innen können diese Tätigkeit nicht ausführen, da sie nicht „inso-
weit erfahren“ sind (vgl. Diakonie Texte 18.2008, S. 6). 
Da die „insoweit erfahrene Fachkraft“ unabhängig von ihrer Position betrachtet 
werden sollte und sie sich durch ihre Qualifikationen und Erfahrungen auszeich-
net, kann auch ein_e leitende_r Mitarbeiter_in als „insoweit erfahrene Fachkraft“ 
fungieren (vgl. Diakonie Texte 18.2008, S. 9). Kritisch zu sehen ist dies jedoch, 
wenn ein_e leitende_r Angestellt_e, z.B. aus einer Kindertageseinrichtung, ohne 
eine zusätzliche Qualifizierung als „insoweit erfahrene Fachkraft“ berät 
(vgl. Discher & Schimke 2010, S.15). Zu beachten ist weiterhin, dass diese, auf-
grund der Objektivität, nicht ihr eigenes Team unterstützen sollte. Darüber hinaus 
präzisiert Kunkel (2007): „eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ ist dagegen nicht, 
wer sich dafür hält oder dazu bestimmt wird“ (S. 3). 
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Zusammenfassend lässt sich die Qualifikation der „insoweit erfahrenen Fachkraft 
wie folgt darstellen:  
 Die Bezeichnung FACHKRAFT verweist auf eine kinder- und jugendhil-
fespezifische Ausbildung, wie z.B. Sozialarbeiter_in/ Sozialpädago-
gen_in, Erzieher_in oder auch Psychologe und Psychologin.  
 Der Wortbestandteil ERFAHREN verweist auf eine mehrjährige Berufs-
erfahrung im sozialen Bereich. 
 Der Wortbestandteil INSOWEIT verweist auf spezifische Erfahrungen/ 
Fachkenntnisse im Kinderschutz, wünschenswert wären fallführende Er-
fahrungen in Kinderschutzfällen. 
An die Beratungstätigkeit der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ werden hohe und 
komplexe Ansprüche gestellt. „Die Praxis der Fachberatung nach § 8a Abs. 2 
(neu Abs. 4, d. Verf.) SGB VIII zeigt, dass es dort immer um drei zentrale Fragen 
geht: um eine genauere Einschätzung der Gefährdung, um die Gestaltung des 
Kontaktes zu den Eltern (und Kindern/ Jugendlichen, d. Verf.) (ihre Einbeziehung 
und das Hinwirken auf Hilfen) und um Fragen der Kooperation. (Welche Hilfen 
sind anzubieten?, Wann ist das Jugendamt einzubeziehen?)“ (Kohaupt 2011, 
S. 13). In der Darstellung der Fachkompetenzen beschreibt Slüter (2007) folgen-
des Anforderungsprofil:  
 Kenntnis der Formen und Ursachen von Kindeswohlgefährdung, 
 Kenntnis der Dynamik von Gewalt gegen Kinder, 
 Einschätzungsfähigkeit von Erziehungskompetenzen und der Verände-
rungsfähigkeit von Eltern, 
 Beurteilungsfähigkeit zur Wirksamkeit verschiedener Hilfen, 
 Erfahrungen in Gesprächsführung mit Eltern, Kindern und Jugendlichen, 
um andere in solchen Gesprächen anleiten zu können,
 notwendige Spezialkenntnisse zu einzelnen Gefährdungslagen oder 
Familienkonflikten, 
 Kenntnis über Hilfesysteme, 
 supervisorische Kenntnisse, um Fachkräfte in der Reflexion der eigenen 
Rolle und im Erwerb von Handlungsstrategien unterstützen zu können, 
 persönliche Belastbarkeit und kontinuierliche Inanspruchnahme von An-
geboten der Selbstreflexion (vgl. S. 4).  
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Hierbei übernimmt die „insoweit erfahrene Fachkraft“ nach Moch & Junker-Moch 
(2009) unterschiedliche Aufgaben in ihrer Rolle als: 
1. „Wissensvermittler_in von Fach- und Interventionswissen im Kinderschutz 
2. methodischen Ratgeber_in von Vorgehensweisen im Fall, Einbeziehung 
der Eltern und Hinwirkung auf geeignete Hilfen zur Abwendung der Ge-
fährdungssituation  
3. Spezialist_in auf einem Fachgebiet 
4. Koordinator_in von Kooperationen 
5. Prozessbegleiter_in“ (S. 148). 
Auf diese Weise hat die „insoweit erfahrene Fachkraft“ eine zentrale Rolle als 
Schnittstelle zwischen den verschiedenen Helfersystemen (vgl. Discher & Schim-
ke 2011, S. 16). „Ein Qualitätsmerkmal eines gelingenden Kinderschutzes ist 
eine gute und aufgabenbezogene Kooperation aller Beteiligten“ (Deutscher Ver-
ein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 2006, S. 4 f.). Für eine enge Koope-
ration und schnelle Kommunikation sind die Strukturen nicht nur zwischen den 
Akteuren des SGB VIII zu verfeinern, sondern ebenso mit den für den Schutz des 
Kindeswohls wichtigen Institutionen und Stellen wie der Justiz, Polizei, Schule, 
den ärztlichen Diensten und denen der Hebammen (ebd. S. 5)7. 
Es ist sicher nicht notwendig, dass eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ über all 
die genannten Kompetenzen in gleichem Maße verfügt. Wünschenswert wäre es, 
wenn diese in unterschiedlichem Ausmaß und in unterschiedlicher Gewichtung 
vorhanden sind und dadurch verschiedene Spezialisierungen entstehen.  
Wichtig ist weiterhin eine regelmäßige Qualifizierung, „um auf dem aktuellen 
Stand der Fachlichkeit zu bleiben“ (Institut für soziale Arbeit e.V. et al. 2010, 
S. 4). In der Kooperationsvereinbarung sollten konkrete Regelungen zur Qualifi-
zierung festgehalten und diese auch regelmäßig überprüft sowie fortgeschrieben 
werden (vgl. ebd.). 
  
                                               
7
vgl. auch § 8 a Abs. 3 und Abs. 4 SGB VIII
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Die beschriebenen Empfehlungen sind im folgenden Schaubild vom Institut für 
soziale Arbeit e.V. (2010) noch einmal übersichtlich dargestellt. 
Abbildung 1: Empfehlung zur Benennung der Kinderschutzfachkraft nach § 8a
Quelle: ©Institut für soziale Arbeit e.V. (2010), S. 4 
Stellt man die Empfehlungen für die Vereinbarungen gegenüber, zeichnet sich 
ein ähnliches uneinheitliches Bild ab, welche Anforderungen an die Qualifikation 
der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ gestellt werden (vgl. Münder 2007, S. 34 ff.).  
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die genauen Anforderungen an die 
Qualifikation der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ noch immer ungeklärt sind.  
Münder (2007) vermutet, dass ein einheitlicher Maßstab erst möglich ist, „wenn 
sich die übergeordnete Fachdiskussion auf einen solchen – z.B.: im Rahmen 
bereits durchgeführter Fortbildungen für „insoweit erfahrene Fachkräfte“ – geei-
nigt hat“ (S. 35). 
4.1.3 Fachlicher Austausch, Supervision, Fort- und Weiterbildungen 
Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ sollte regelmäßig die Möglichkeit haben, sich 
in trägerinternen oder regionalen Fachteams auszutauschen. Dabei können sie 
sich und ihre Beratungen, aber auch die fachliche Arbeitsweise reflektieren. 
„Darüber hinaus müssen die tätigen insoweit erfahrenen Fachkräfte die Möglich-
keit haben, Supervision in Anspruch zu nehmen zu können“ (Institut für soziale 
Arbeit e.V. et al. 2010, S. 7). Aufgrund der Auseinandersetzung mit sowohl eige-
ner als auch organisationsbedingten Einschätzungs- und Verarbeitungsprozes-
sen sowie der notwendigen Reflexion der eigenen Kinderschutzarbeit sollten Su-
pervisionen als Standard gelten.  
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Die freien Träger haben die Aufgabe der Schulung und Information der „insoweit 
erfahrenen Fachkräfte“ in Fragen des Kinderschutzes (ebd.). Nicht zuletzt sollte 
der Einsatz der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ regelmäßig einer kritischen Prü-
fung unterzogen werden. Dadurch kann man Informationen über die Häufigkeit, 
den Inhalt und das Ergebnis von Fachberatungen gewinnen (ebd.). 
4.1.4 Regelung der Kosten 
„Die Beratungstätigkeit der insoweit erfahrenen Fachkraft ist nach Einführung des 
§ 8a SGB VIII eine zusätzliche Aufgabe im Kinderschutz, die auch mit zusätzli-
chen personellen Ressourcen einhergehen muss“ (Institut für soziale Arbeit e.V. 
et al. 2010, S. 3). Mit dieser Aussage sollen öffentliche und freie Jugendhilfeträ-
ger aufgefordert werden, die Kosten der Fachberatung im Rahmen der Koopera-
tionsvereinbarung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII aufzunehmen und vertraglich zu 
regeln.  
„In jedem Fall obliegt es dem öffentlichen Jugendhilfeträger im Rahmen seiner 
Gesamtverantwortung (…) die Kostenübernahme zu regeln“ (Groß 2008, S 16). 
Dafür gäbe es zwei Möglichkeiten, welche Kohaupt (2006) wie folgt beschreibt: 
1. „Die Fachberatung wird als Fachleistung nach SGB VIII beim zuständigen 
Jugendamt geltend gemacht. Dazu benötigt die „insoweit erfahrene Fach-
kraft“ des freien Trägers eine Anerkennung als Fachkraft durch das Ju-
gendamt sowie eine Leistungsvereinbarung und ein vereinbartes Entgelt. 
Das Jugendamt muss anerkennen, dass lediglich anonymisierte Daten für 
die Beratung zur Verfügung gestellt werden können. 
2. In die Leistungsvereinbarung mit dem jeweiligen Anbieter wird ein Teil 
„Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung“ aufgenommen, welcher auch 
die Arbeit der hinzuzuziehenden Fachkraft umfasst. Problematisch ist 
hier, dass der Bedarf einrichtungsspezifisch stark variieren kann“ (S. 16). 
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Auch Kunkel empfiehlt „(…) eine Orientierung an der Kostenregelung im soge-
nannten Jugendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis mit regeltypischer Kostentra-
gung durch die öffentliche Kinder- und Jugendhilfe entweder in Form von Kos-
tenzusagen oder in Form von Kostenübernahmeverpflichtungen“ (Kunkel 2006, 
§ 8a RN 49). 
In der „Untersuchung zu den Vereinbarungen zwischen Jugendämtern und den 
Trägern von Einrichtungen und Diensten nach § 8a Abs. 2 (neu Abs. 4 d. Verf.) 
SGB VIII“ von Münder (2007) kam heraus, dass dies nur selten der Fall ist und 
bei der Mehrheit überhaupt keine Regelungen bestehen (vgl. S. 38).  
Auch der Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg 
(KVJS) (2012) konnte in der Forschung „Umsetzung von § 8a SGB VIII“ insge-
samt nur feststellen, „dass die vorliegenden Kostenregelungen sehr disparat aus-
fallen“ (S. 28). Aufgrund dessen stellt sich die Frage, ob und inwieweit diese ver-
antwortungsvolle Aufgabe ohne finanzielle und zeitliche Ressourcen erfüllbar ist? 
Vor allem mit den erweiterten Schutzauftrag durch das BKiSchG bedarf es einer 
Überprüfung und der entsprechenden Fortschreibung der Vereinbarungen hin-
sichtlich der Kostenregelung. 
Ebenso sollten die Kosten für Fort- und Weiterbildungen im Bereich des Kinder-
schutzes verbindlich geregelt werden. 
4.1.5 Datenschutz8
Mit Inkrafttreten des KICK wurden auch die Regelungen im Datenschutz geän-
dert, sodass nicht mehr alle Regelungen der §§ 61 ff. SGB VIII anwendbar sind. 
Im § 61 Abs. 3 wurde der Begriff „Sozialdaten“ in „personenbezogene Daten“ 
ausgetauscht. Weiterhin verpflichten sich freie Träger den Datenschutz in ent-
sprechender Weise wahrzunehmen (vgl. § 61 Abs. 3 SGB VIII). Dies sollte in der 
Vereinbarung nach § 8a SGB VIII sichergestellt sein (vgl. Deutscher Verein für 
öffentliche und private Fürsorge e.V. 2006, S. 15).
Direkt gelten darüber hinaus die Bestimmungen des allgemeinen Datenschutz-
rechtes (Bundes- und Landesdatenschutzgesetze) und der entsprechenden Kir-
chengesetze.  
                                               
8
zur Vertiefung vgl. Meysen 
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In der Fachberatung zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos sind die Regelun-
gen zur Datenübermittlung und -nutzung (§ 64 Abs. 2 a SGB VIII) sowie des be-
sonderen Vertrauensschutzes in der persönlichen und erzieherischen Hilfe 
(§ 65 Abs. 1 SGB VIII) zu beachten. Grundsätzlich sind, soweit die Aufgabener-
füllung dies zulässt, vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die der verantwort-
lichen Stelle nicht angehört, die Daten zu anonymisieren oder zu pseudonymisie-
ren (Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 2006, S. 16). Dies 
gilt laut Gesetzesbegründung insbesondere bei einer Risikoeinschätzung nach § 
8a SGB VIII. „Sobald eine Datenweitergabe in der persönlichen und erzieheri-
schen Hilfe notwendig ist, kollidiert diese mit dem aus dem Verhältnis der betreu-
enden Fachkraft und den Personensorgeberechtigten bzw. den Kin-
dern/Jugendlichen herrührenden besonderen Vertrauensschutz“ (ebd.). Daher 
gelten für diesen Bereich die besonderen Regeln des § 65 SGB VIII.  
„Daten, die einer Fachkraft in diesem Rahmen anvertraut worden sind, dürfen 
von dieser unter anderem nur weitergegeben werden: 
 mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat 
(§ 65 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII), 
 an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Einschätzung des 
Gefährdungsrisikos nach § 8 a SGB VIII hinzugezogen werden 
(§ 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII) oder  
 unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Abs. 1 oder 
3 StGB genannten Personen dazu befugt wäre (§ 65 Abs. 1 Nr. 5 
SGB VIII) (ebd.). 
Informationen dürfen nur an das Jugendamt weitergegeben werden, wenn zum 
einen, das Wohl eines Kindes oder Jugendlichen gefährdet ist und zum anderen, 
wenn die der Fachkraft im Rahmen der in Anspruch genommenen Leistung zur 
Verfügung stehenden Mittel nicht ausreichen, um die Gefährdung abzuwenden 
(§ 8a SGB VIII). Diese Feststellungen sind von der fallführenden Fachkraft im 
Zusammenwirken mit anderen Fachkräften zu treffen (vgl. § 8a SGB VIII). Dem 
Jugendamt sollen nun Name und Adresse des Kindes oder Jugendlichen sowie 
der Personensorgeberechtigten in schriftlicher Form mitgeteilt werden (vgl. Deut-
scher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 2006, S. 17).  
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„Um ein zielgerichtetes Handeln des Jugendamtes zu ermöglichen, sollten ferner 
Informationen über Art der Gefährdung, Belege für die Gefährdung, über die ge-
fährdende(n) Person(en) oder Umstände, über gegebenenfalls bereits beteiligte 
andere Dienste sowie über bereits von der Einrichtung veranlasste Schritte wei-
tergeleitet werden“ (ebd.). Die Dokumentation der fallführenden Fachkraft wird 
dem Jugendamt nicht übergeben (vgl. Deutscher Verein für öffentliche und pri-
vate Fürsorge e.V. 2006, S. 17). 
4.1.6 Haftung9
Eine zentrale Frage bei der Tätigkeit als „insoweit erfahrene Fachkraft“ ist „die 
Sorge und Unsicherheit in Bezug auf eine strafrechtliche Verantwortung“ (Groß 
2008, S. 11). Die Verletzung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung 
nach § 8a Abs. 4 SGB VIII kann strafrechtliche und zivilrechtliche Konsequenzen 
für die beteiligten Fachkräfte sowie zivilrechtliche Folgen für die Träger der öf-
fentlichen und freien Jugendhilfe haben, wenn Träger konkrete Leistungsver-
pflichtungen im Rahmen von Hilfevereinbarungen übernehmen (§ 36) (Deutscher 
Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 2006, S. 17). 
Da der Inanspruchnahme von Hilfe bei einem freien Träger in der Regel ein Be-
treuungsvertrag zugrunde liegt, haftet die Einrichtung für die korrekte Erfüllung 
der übernommenen Vertragspflichten. In diesem Rechtsverhältnis sind sowohl 
die fallführende Fachkraft als auch die „insoweit erfahrene Fachkraft“ sogenannte 
Erfüllungsgehilfen des Einrichtungsträgers (§ 278 BGB). Bei der Frage nach ei-
ner Strafbarkeit geht es vielmehr darum, wann Fachkräften ein unterlassenes 
Tätigwerden zum Schutz von Kindern oder Jugendlichen vorwerfbar ist. Ein sol-
ches Unterlassen ist nach der deutschen Rechtsordnung nur ausnahmsweise 
strafbar und zwar dann, wenn eine besondere Pflicht zum Tätigwerden bestand 
(§ 13 StGB). Die Strafrechtslehre umschreibt solche qualifizierten Pflichten mit 
dem Begriff „Garantenstellung“ (vgl. Meysen). 
  
                                               
9
zur Vertiefung vgl. Diakonie Texte 2008, S. 13 f.; Meysen
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„Die Gefahr einer strafrechtlichen Verfolgung oder gar einer Verurteilung ist ob-
jektiv gesehen – auch und gerade im Vergleich mit anderen helfenden Berufs-
gruppen – außerordentlich gering. Dies gilt sowohl für die Arbeit im Jugendamt, 
aber auch und gerade beim Träger von Einrichtungen und Diensten“ (Meysen, 
S. 35). 
4.2 Prozessqualität der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
Ein weiterer Bestandteil der Sozialen Qualität ist das fachliche Handeln. Dieses 
spiegelt sich in der Prozessqualität wider, welche „die Prozessplanung, die Pro-
zessgestaltung, die Prozessdokumentation, die Prozessüberwachung und -
begleitung (Supervision/ Teamberatung) sowie die Prozessentwicklung/ Pro-
zessoptimierung“ (Preis 2010, S. 23) beschreibt. Zuerst wird die Kontaktaufnah-
me mit einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ bei Verdacht auf Kindeswohlgefähr-
dung beschriebn und anschließend geht es um die Aufgaben der „insoweit erfah-
renen Fachkraft“. Um den Beratungsprozess durchzuführen, wird ein detaillierter 
Ablaufplan benötigt. Dies macht eine Prozessevaluation möglich. Abschließend 
wird die Dokumentation während des gesamten Prozesses dargestellt. 
4.2.1 Regelung der Kontaktaufnahme und des Einsatzfeldes der „insoweit 
erfahrenen Fachkraft“ 
Der Auftrag der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ ergibt sich aus dem § 8a Abs. 4 
SGB VIII sowie den § 4 KKG und § 8b SGB VIII. Damit die „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ tätig werden kann, bedarf es einer Beauftragung durch einen freien 
Träger. Diese Kontaktaufnahme sollte in der Praxis rasch und unbürokratisch 
vonstattengehen. Möglich wäre dies in Form von Fachkräftelisten mit Kontaktda-
ten und Spezialisierungen der einzelnen „insoweit erfahrenen Fachkräfte“, wie es 
einige Kommunen in Sachsen bereits praktizieren. Wichtig ist, dass eine einheit-
liche Regelung der Kontaktaufnahme besteht (vgl. Institut für soziale Arbeit e.V. 
et al. 2010, S. 2). 
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In der Kooperationsvereinbarung zwischen Träger und Jugendamt ist die Zu-
ständigkeit der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ zu klären. Es muss festgehalten 
sein, ob sie ausschließlich trägerintern berät oder von allen Einrichtungen ange-
fragt werden kann. Weiterhin wäre zu klären, wie sich diese Zusatzaufgabe zu 
ihrem regulären Arbeitsauftrag verhält sowie die Regelung zur Vertretung 
(vgl. Diakonie Texte 18.2009, S. 11). Es gilt das Einsatzfeld (z.B. Kindertagesein-
richtung oder Schule), je nach Fachwissen, zu konkretisieren. Hierzu zählt auch 
die Verantwortlichkeit nach Altersgruppen und spezifischer Problemlagen, wie 
z.B. sexueller Missbrauch, psychische Krankheiten etc.. Das Institut für soziale 
Arbeit e.V. (2010) hat dazu folgende Darstellung entwickelt: 
Abbildung 2: Bestimmung des Einsatzfeldes der Kinderschutzfachkraft10
Quelle: ©Institut für soziale Arbeit e.V. (2010), S. 5 
Die Darstellung zeigt, dass das Einsatzfeld von verschiedenen Faktoren und 
Rahmenbedingungen abhängig ist. 
                                               
10 Synonym für „insoweit erfahrene Fachkraft“ 
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4.2.2 Aufgabe der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
Die Aufgabe der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ lässt sich als einen mehrdimen-
sionalen Auftrag beschreiben, welcher zunächst durch die unmittelbare Mitwir-
kung der Risikoeinschätzung bestimmt wird. Sie berät die fallführende Fachkraft 
bei der Einschätzung des Gefährdungsrisikos bei einem Verdacht auf Kindes-
wohlgefährdung. Dazu gehören die Beurteilung der vorliegenden Hinweise auf 
eine vermutete Kindeswohlgefährdung sowie die Klärung der Frage, ob die aktu-
elle Lebenssituation so gestaltet werden kann, dass die Sicherung des Kindes-
wohls gewährleistet ist (vgl. Leitner 2009, S. 4). Die „insoweit erfahrene Fach-
kraft“ muss, ohne unmittelbaren Kontakt zur Familie, eine Gefährdungseinschät-
zung vornehmen und ist somit auf das kompetente Handeln der fallführenden 
Fachkraft angewiesen (vgl. Moch & Junker-Moch 2009, S. 148). Das Ziel dieser 
Gefährdungseinschätzung ist die Erarbeitung einer gemeinsamen Problemsicht. 
Weiterhin berät die „insoweit erfahrene Fachkraft“ zur Erstellung eines Schutz- 
und Hilfeplanes. Hierbei spielen die Erziehungsberechtigten eine entscheidende 
Rolle, welche in den Entscheidungsprozess mit einbezogen werden und eine 
Mitwirkungspflicht besitzen. Ebenso sind das zur Verfügung stehende Helfersys-
tem und die sich daraus ergebende Beratung bei der Kooperation mit anderen 
Institutionen wichtig (vgl. Discher & Schimke 2011, S. 16). Eine weitere Aufgabe 
der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ kann die Vorbereitung der fallführenden 
Fachkraft auf Elterngespräche und deren Auswertung sein. Sie berät auch zu 
Möglichkeiten der Motivierung der Erziehungsberechtigten zur Inanspruchnahme 
von Hilfen (Diakonie Texte 18.2008, S. 16).  
Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ leistet somit keine konkrete Fallarbeit, sondern 
bietet eine unterstützende Beratung an (Groß 2008, S. 4). In den Vereinbarungen 
sollte festgehalten werden, dass die Fallverantwortung über den gesamten Pro-
zess bei der anfragenden Fachkraft verbleibt (Institut für soziale Arbeit e.V. et al. 
2010, S. 6).  
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Zusammenfassend ist festzustellen, dass für die „insoweit erfahrene Fachkraft“ 
vor allem wissens und kommunikative Kompetenzen von großer Bedeutung sind. 
Diese benötigt sie, um ihren wichtigsten Aufgaben nachzukommen: der 
objektiven Gefährdungseinschätzung sowie der optimalen Beratung und 
Begleitung der fallführenden Fachkraft. Sie ist dafür verantwortlich, dass die 
Einschätzung der Gefährdung auf der Grundlage objektiver Kriterien erfolgt und 
die Qualität des Einschätzungsprozesses gewährleistet bleibt (Kinderschutz-
Zentrum Berlin e.V. 2009, S. 98). Die zentralste Aufgabe der „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ ist jedoch die Moderation und Prozessbegleitung, wie sie im 
Folgenden dargestellt wird. 
4.2.3 Fachberatung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII 
Der Beratungsprozess wurde vor allem von Slüter (2007) und Moch & Junker-
Moch (2009) genauer analysiert. Nach Slüter (2007) ist dieser Prozess in drei 
Beratungsphasen unterteilt: 
1. „Orientierung: Informationen sammeln und Erstbewertung vornehmen 
2. Beziehungsaufnahme vorbereiten: Eltern und Kinder einbeziehen und auf 
Hilfen hinwirken 
3. Prozessorientierte Bewertung: Akute Gefährdung einschätzen, Kindes-
wohlgefährdungsprognose erstellen und Hilfeidee entwickeln“ (S. 5). 
Während hier neben der Gefährdungseinschätzung, die Erarbeitung von Hilfsan-
geboten einen weiteren großer Punkt darstellt, haben Moch & Junker-Moch eher 
die verschiedenen Rollen der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ als Verfahrensex-
perte_in als Hauptaufgabe beschrieben. Dadurch wird der Prozess mit Moderati-
on und Coaching vergleichbar. 
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Moch & Junker-Moch (2009) unterscheiden bei der Prozessberatung sechs Pha-
sen:  
1. Auftragsphase: Klärung des Auftrages und der Vorgehensweise. 
2. Eingangsphase: Vertrauensaufbau, erste Einschätzungen vom Fall, 
Mitarbeiter_in und Institution. 
3. Verständigungs- und Nachfragephase: Formulierung erster Fragen zum 
vertiefenden Verständnis, zum Sachverhalt und zu Hintergründen, 
Ziel: gemeinsames Problemverstehen, besonders im Blick auf subjektive 
Sichtweise der Personensorgeberechtigten. 
4. Konfrontationsfrage: Erfahrungen, Beobachtungen und Vermutungen der 
fallführenden Fachkraft werden kritisch befragt, Ziel: Reflektion und 
Blickerweiterung. 
5. Objektivierungsfrage: relativ präzise und optional die Situation erfassen, 
Ziel: Gesprächsinhalte in schriftlicher Form präzisieren. 
6. Entscheidungsphase: Entscheidung über weitere Schritte (vgl. S. 150 f.). 
Die Beratung hat konkrete Entscheidungen zum Ziel und läuft auf die Beantwor-
tung der Frage hinaus: Was ist der nächste Schritt?
4.2.4 Dokumentation 
Die „insoweit erfahrene Fachkraft“ dokumentiert die Fachberatung mit der fallfüh-
renden Fachkraft. Dokumentiert werden das Ergebnis der Beratung und die 
Handlungsempfehlungen (vgl. Groß 2008, S. 6). Dies sollte in einer möglichst 
einheitlichen Form geschehen, bestenfalls auf speziellen Dokumentationsbögen. 
Zudem müssen die datenschutzrechtlichen Bestimmungen beachtet werden (vgl. 
Kapitel 4.1.5). Eine adäquate Dokumentation fördert die Nachvollziehbarkeit und 
Transparenz der Fachberatung und liefert gleichzeitig eine Absicherung aller Be-
teiligten (vgl. Institut für soziale Arbeit e.V. et al. 2010, S. 8). 
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In der Vereinbarung kann auch die Dokumentationspflicht des Trägers gefordert 
werden. Dabei sollten folgende Punkte dokumentiert werden: „beteiligte Fach-
kräfte, zu beurteilende Situation, Ergebnis der Beurteilung, weitere Entscheidun-
gen, Definition der Zuständigkeit und Verantwortlichkeit für den nächsten Schritt, 
Zeitschiene für Überprüfungen“ (Münder 2007, S. 13). 
4.3 Ergebnisqualität der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
Ergebnisqualität bezieht sich schließlich auf die Frage, ob mit der Intervention 
auch das erreicht wurde, was angestrebt war. Um die Ergebnisqualität zu über-
prüfen, ist es wichtig, sich vorab klar zu machen, welches das Ziel der Maßnah-
me ist und woran der Erfolg gemessen werden soll. 
Das Ergebnis der sozialen Dienstleistungen lässt sich nach Preis (2010) wie folgt 
bewerten: 
 „SOLL-IST-Vergleiche 
 Kundenbefragungen (Nutzerbefragungen) 
 Statistiken“ (S. 24). 
Die Qualität wäre dann erfüllt, wenn die beschriebenen Eigenschaften zutreffen. 
Die vorliegende Untersuchung „Zur aktuellen Situation der „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ – eine empirische Untersuchung im Freistaat Sachsen“ untersucht vor 
allem die Umsetzung der Struktur- und Prozessqualität. Aussagen zur Ergebnis-
qualität finden sich im Kapitel 7.3. Um genaue explizite Ergebnisse zu erhalten, 
bedarf es einer Anschlussforschung, welche alle beteiligten Interessengruppen 
einschließt. 
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5. Der bisherige Forschungsstand 
Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Kinder- und Ju-
gendhilfe hat der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung einen großen Stel-
lenwert eingenommen.  
Die Bundesländer Baden-Württemberg (vgl. Köckeritz & Dern 2011) und 
Sachsen-Anhalt (vgl. Lebwohl, Fischer & Zech 2011) haben im Jahr 2011 zur 
Situation bzw. zur professionellen Selbstwahrnehmung von „insoweit erfahrenen 
Fachkräften“ im jeweiligen Bundesland geforscht.  
Das Institut für soziale Arbeit e.V. hat zur Jahrestagung der Kinderschutzfach-
kräfte 2009 die Forschung „Aktueller Stand der Praxisforschung und Empfehlun-
gen zu Rolle und Auftrag der insoweit erfahrenen Fachkraft“ vorgestellt 
(vgl. Müller & Frese 2009). 
Ebenso liegt die Studie „Kindeswohlgefährdung – Ursachen, Erscheinungsfor-
men und neue Ansätze der Prävention“ aus dem Bundesland Nordrhein-
Westfalen vor (vgl. Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen 2010). 
Eine weitere wichtige Studie ist die des Deutschen Kinderschutzbundes (2011), 
in der erste Mindeststandards für einen qualitativen Kinderschutz formuliert wer-
den. 
Auch die Kinderschutz-Zentren erarbeiteten eine unter Berücksichtigung des 
Schutzauftrages nach § 8a SGB VIII empirische Untersuchung zu den „Arbeits-
bedingungen in Institutionen der Jugendhilfe unter Berücksichtigung des Schutz-
auftrages nach § 8a SGB VIII“ (vgl. Müller 2011). 
Weiterhin führten einzelne Landkreise in Sachsen Befragungen der „insoweit 
erfahrenen Fachkräfte“ in ihrem eigenen Landkreis/ ihrer kreisfreien Stadt durch.  
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Ergebnisse aus den Befragungen 
zeigen, dass es eine erhöhte Sensibilität für Kindeswohlgefährdung gibt. Jedoch 
zeigen sich immer wieder Unsicherheiten bezüglich der Aufgaben und der Rolle 
der „insoweit erfahrenen Fachkraft“, da kaum differenzierte Tätigkeitsprofile oder 
notwendige Mindeststandards in den Vereinbarungen festgehalten sind. 
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Es werden zwar zu einem hohen Anteil die fachlich gebotenen Instrumente und 
Methoden zur Risikoeinschätzung verwendet, jedoch werden diese noch nicht 
flächendeckend als Qualitätsstandards angewandt. Ein weiterer wichtiger Punkt 
sind die fehlenden finanziellen und zeitlichen Ressourcen. Zudem ist auch immer 
wieder der Wunsch der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ nach fachlichem Aus-
tausch und einer verbesserten Unterstützung durch die freien Träger geäußert 
wurden. 
Speziell für den Freistaat Sachsen liegen keine Untersuchungen zur Inanspruch-
nahme und zur konkreten Beratungstätigkeit der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ 
vor. Deswegen soll erstmals nach der Einführung des § 8a SGB VIII eine auf 
Sachsen bezogene Forschung „Zur aktuellen Situation der „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ - eine empirische Untersuchung im Freistaat Sachsen“ durchgeführt 
werden, welche in den nachfolgenden Kapiteln dargestellt wird. 
- 41 - 
6. Design und Umsetzung der eigenen 
Untersuchung 
6.1 Ziel der Untersuchung 
Mit dem Inkrafttreten des neuen Bundeskinderschutzgesetzes erfolgte eine ge-
setzliche Weiterentwicklung des Kinderschutzes. Aus diesem Grund war es ein 
Anliegen, der Umsetzung des § 8a Abs. 4 SGB VIII im Freistaat Sachsen ein 
Forschungsvorhaben zu widmen. Die Themenfelder des BKiSchG, wie die Ver-
einbarungen mit den Trägern von Diensten und Einrichtungen, den Beratungen 
durch die „insoweit erfahrene Fachkraft“ und auch der Qualitätsbestimmung, sol-
len sich im eigenen Forschungsvorhaben widerspiegeln.  
Das Forschungsvorhaben „Zur aktuellen Situation der „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“ – eine empirische Untersuchung im Freistaat Sachsen“ eröffnet die Mög-
lichkeit, Einsicht in die Praxis der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ nach § 8a 
Abs. 4 SGB VIII auf der Bundesebene zu gewinnen. Die erarbeiteten Ergebnisse 
ermöglichen es, die Rahmenbedingungen sowie die Ausgestaltung der Bera-
tungstätigkeit der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ zu beschreiben und auf Her-
ausforderungen und Probleme im Beratungsfeld aufmerksam zu machen. Dies 
kann zur Sicherung und Weiterentwicklung der Struktur- und Prozessqualität die-
nen. 
Die Erfahrungen der in der Praxis tätigen „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ kön-
nen dazu beitragen, fachliche Standards zu entwickeln und Fachempfehlungen 
für die Weiterentwicklung der örtlichen Praxis zum transparenten Umgang mit 
dem besonderen Schutzauftrag gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII an die Jugendämter 
und freien Träger der Jugendhilfe in Sachsen abzuleiten. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn das Arbeitsfeld der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ zu beschreiben 
ist. 
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6.2 Untersuchungsleitende Fragestellungen 
Zum Beratungsauftrag und zur Ausgestaltung der Rolle der „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ nach § 8a Abs. 4 SGB VIII existieren unter anderem die bisher be-
schrieben Fachartikel und Forschungsergebnisse. Vor allem die Mindeststan-
dards des DKSB geben Auskunft über die Qualifikation der „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ und auch die formulierten Standards von Slüter (2007) sind rich-
tungsweisend. Bundes- oder landesweite gültigen Qualitätsstandards gibt es kei-
ne. Daher gestaltete es sich schwierig, wissenschaftliche Hypothesen zu erstel-
len. Aus diesem Grund wurden für dieses Forschungsvorhaben vier untersu-
chungsleitende Fragestellungen formuliert. Diese sollen Auskunft über den aktu-
ellen Stand der Umsetzung von § 8a Abs. 4 SGB VIII im Freistaat Sachsen ge-
ben.  
Die Fragestellungen orientieren sich an der Rolle der „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“ und wurden anhand der Qualitätsdimensionen Struktur-, Prozess- und Er-
gebnisqualität (vgl. Kapitel 4) wie folgt aufgestellt:
Forschungsfrage 1: Wie sind die Rahmenbedingungen (z.B. beruflicher Rah-
men, personeller und finanzieller Aufwand; Vorliegen einer 
Vereinbarung etc.) für den Beratungsauftrag der „insoweit 
erfahrenen Fachkraft“ geregelt?
Forschungsfrage 2: Welche Beratungsaufgaben (Inanspruchnahme, Anlässe, 
Inhalte der Beratung etc.) werden von der „insoweit erfah-
renen Fachkraft“ wahrgenommen und wo liegen deren 
Grenzen? 
Forschungsfrage 3: Welches fachliche und berufliche Profil zeichnet die „inso-
weit erfahrene Fachkraft“ aus?  
Forschungsfrage 4: Wie wird die Qualitätssicherung (z.B. Arbeitsmaterialien, 
fachlicher Austausch, Supervision etc.) geregelt?  
Um diesen Forschungsfragen nachzugehen, wurde sich der quantitativen Daten-
erhebung des Fragebogens, welcher im Folgenden beschrieben wird, bedient. 
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6.3 Der Fragebogen als Forschungsinstrument 
Die Forschung „Zur aktuellen Situation der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ - eine 
empirische Untersuchung im Freistaat Sachsen“ basiert auf der quantitativen 
Datenerhebung und wurde mit der Methode der schriftlichen Befragung, in Form 
eines Fragebogens (vgl. Anhang 3), umgesetzt. 
Der Fragebogen wurde mit Hilfe des Programms LimeSurvey 
(www.limesurvey.org/de/) online angelegt. LimeSurvey ist eine Software mit der 
kostenlose Online-Umfragen entwickelt und veröffentlicht werden können.  
Die Ergebnisse der Datenerhebung werden in einer Datenbank erfasst und sind 
somit gut weiterverarbeitbar. Der Link zu diesem Fragebogen wurde per E-Mail 
an die entsprechenden Verteiler (vgl. Kapitel 6.4) gesendet. Da die Befragung im 
gesamten Freistaat Sachsen durchgeführt wurde, erschien diese Methode als die 
Günstigste. Somit konnten möglichst viele „insoweit erfahrene Fachkräfte“ im 
Freistaat Sachsen leicht praktikabel und kostengünstig über den Onlinefragebo-
gen befragt werden. Weiterhin kann durch diese Methode die Anonymität der 
Befragungspersonen gewährleistet werden, sodass die Objektivität der Ergebnis-
se eingehalten wird. 
Der für die Untersuchung angelegte Fragebogen besteht aus 31 Items, welche in 
vier Fragenkomplexe gegliedert sind: 
1) Zu den Rahmenbedingungen der Tätigkeit 
Dazu gehören: 
 Beginn der Tätigkeit als „insoweit erfahrene Fachkraft“ 
 interne und/ oder externe Beratungstätigkeit 
 derzeitiges Berufsfeld 
 Vorhandensein einer Tätigkeitsbeschreibung 
 Ausübung einer Leitungsfunktion 
 Inhalte der Vereinbarung nach § 8a SGB VIII 
 zeitliche und finanzielle Ressourcen 
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2) Zur Ausgestaltung der Tätigkeit in der Praxis 
Dies beinhaltet: 
 Anzahl und Entwicklung der Inanspruchnahme 
 anfragende Berufsfelder 
 Umfang und Zeitaufwand der Beratung 
 Beratungsanlässe 
 übernommene Aufgaben der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
 eingeleitete Hilfsmaßnahmen 
 Möglichkeiten der Einrichtungen 
 methodisches Vorgehen 
 fachlicher Austausch und Supervision 
3) Ausblick und Entwicklung 
Um Entwicklungen und Grenzen wahrzunehmen und daraus Fachemp-
fehlungen abzuleiten bedarf es: 
 neuer Entwicklungen 
 wahrgenommener Probleme 
 Wünsche 
4) Angaben zur Person 
 Alter und Geschlecht 
 Landkreis 
 Berufsabschluss 
 Dauer der Tätigkeit im sozialen Bereich 
 Inanspruchnahme von Fort- und Weiterbildungen 
Der Fragebogen beinhaltet 27 geschlossene und 4 offene Fragestellungen11 mit 
Einfach- oder Mehrfachnennungen. Ein großer Vorteil von geschlossenen Fragen 
ist die einfache Auswertung und Vergleichbarkeit mit anderen Studien. Als Nach-
teil von geschlossen Fragen wird von Porst (2009) beschrieben, dass sich „die 
Befragungspersonen nicht in den vorgegebenen Antwortkategorien wiederfin-
den“ (S. 53). Aus diesem Grund wurden sogenannte Hybridfragen eingebaut, 
                                               
11 weitere Fragearten vgl. Thiele 2010/12, S. 18 ff. 
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um bei Bedarf, zusätzlich zu den vorformulierten Antwortkategorien, eine andere 
Antwort über „Sonstiges“ anzuführen (vgl. Thiele 2010/12, S. 26).  
Offene Fragen (vgl. Anhang 3: Item 2.7, 2.9, 3.2 und 3.3) können durch die Be-
fragungspersonen mit eigenen Worten beantwortet werden. Dabei sind jedoch 
die Ergebnisse von offenen Fragen sehr stark von der Verbalisierungsfähigkeit 
der Befragungspersonen abhängig und bedeuten somit einen erhöhten Aufwand 
bei der Auswertung (vgl. Porst 2009, S. 54). 
Weiterhin beinhaltet der Fragebogen Skalierungsfragen. Diese sind einerseits in 
Form von Nominalskalen, wie „Ja – Nein Fragen“ (vgl. Anhang 3: Item 1.4, 1.5 
und 2.14) oder Fragen nach dem Geschlecht (vgl. Anhang 3: Item 4.1), und an-
dererseits in Form von Ordinalskalen vorhanden, wobei es sich bei letzteren um 
Fragen nach gewissen Ausprägungen, welche als Intensität- und Häufigkeitsab-
stufungen (vgl. Anhang 3: Item 2.4, 2.6 und 2.8) gebraucht werden, handelt 
(vgl. Thiele 2010/12, S. 19). 
6.4 Stichprobenkonstruktion und Feldzugang 
Bei der empirischen Studie im Rahmen der Diplomarbeit sollten alle im Freistaat 
Sachsen tätigen „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ nach § 8a SGB VIII Abs. 4 
befragt werden. 
Hinderlich war, dass bisher keinerlei landesweite Listen oder Übersichten über 
die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ existieren. Nur einige wenige Landkreise 
haben derartige Adresslisten veröffentlicht. Somit wurde der Feldzugang haupt-
sächlich über den DKSB Landesverband Sachsen e.V. verwirklicht.  
Der Feldzugang wurde über E-Mails durchgeführt. Dafür wurde ein Anschreiben 
(vgl. Anhang 2) angefertigt, in welchem kurz das Anliegen und die Ziele des For-
schungsvorhabens erläutert wurden. Weiterhin enthielt er die Bitte um Mitwirkung 
sowie den Link des Onlinefragebogens. Zusätzlich wurde der Fragebogen im 
PDF Format der E-Mail angehangen.  
Der DKSB Landesverband Sachsen e.V. bildete in den vergangenen Jahren 
selbst „insoweit erfahrene Fachkräfte“ aus, sodass diese Absolventen, ca. 90 
Personen, direkt kontaktiert werden konnten.  
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Weiterhin wurden die E-Mails an die 23 Orts- und Kreisverbände des Deutschen 
Kinderschutzbundes weitergeleitet. Zudem wurden alle Partner des Netzwerks 
„Frühe Hilfen“ in den 13 Land-/ Stadtkreisen angeschrieben und um die Weiterlei-
tung der E-Mail gebeten. Darüber hinaus erhielten weitere freie Träger der Ju-
gendhilfe und die verschiedensten Ortsverbände der Wohlfahrtsverbände aus 
den Verteilerlisten des DKSB Landesverband Sachsen e.V. die Anfrage. Auch 
der Dachverband des Deutschen Kinderschutzbundes, der Paritätische Wohl-
fahrtsverband, lies das Anschreiben durch seinen Verteiler verbreiten. Zuletzt 
wurde das Vorhaben auf dem Städte- und Landkreistag vorgestellt und um Un-
terstützung gebeten. 
Aufgrund der unterschiedlichen Verteiler können keine Aussagen über eine ge-
naue Anzahl von verbreiteten Fragenbögen getroffen werden, sodass nun Aus-
sagen zur Untersuchungsdurchführung folgen. 
6.5 Untersuchungsdurchführung 
Nach der theoretischen Aufarbeitung, der Formulierung von Zielen und untersu-
chungsleitenden Fragestellungen sowie des Aufstellens des Fragebogens folgt 
nun die Beschreibung der Untersuchungsdurchführung.  
Der Fragebogen wurde am 31.01.2012 online aktiviert. Bis zum 02.02.2012 wur-
de die E-Mail über die oben beschriebenen Verteiler verschickt. Vorgesehen war 
eine Laufzeit von ca. zwei Wochen, somit bis zum 17.02.2012. Da bis dahin die 
Beteiligung noch nicht zufriedenstellend ausfiel, wurde eine E-Mail zur Erinne-
rung versandt. Diese enthielt den Hinweis, dass der Fragebogen bis zum 
09.03.2012 verlängert wird. Ca. 13 Fragebögen kamen auch in Papierversion 
zurück. Diese wurden in den Onlinefragebogen eingepflegt, sodass dieser noch 
bis zum 16.03.2012 aktiv war und bis dahin online ausgefüllt werden konnte.  
Insgesamt lagen 151 Fragebögen zur Auswertung vor. Davon wurden 130 Fra-
gebögen vollständig und 21 unvollständig ausgefüllt. Die unvollständig ausgefüll-
ten Fragebögen wurden dennoch für die Auswertung berücksichtigt, da sie erst 
sehr spät abgebrochen oder auch nur einzelne Fragen ausgelassen wurden und 
somit wichtige Aussagen beinhalteten. Diese Rücklaufquote kann als zufrieden-
stellend und aussagekräftig betrachtet werden.  
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Weiterhin sind die Ergebnisse der Befragung als eine realistische Darstellung 
einzustufen, da davon ausgegangen wird, dass vor allem Befragungspersonen 
teilgenommen haben, welche ein großes Interesse besitzen, Auskunft über Ihre 
Tätigkeit zu geben und somit einen Austausch und ein Vorankommen in Sachen 
Kinderschutz fördern wollen.  
Ohne die Unterstützung des DKSB Landesverband Sachsen e.V. und den bereits 
beschriebenen Verteilern, welche die Links des Fragebogens weitergeleitet und 
verbreitet haben, wäre es nicht möglich gewesen, die Untersuchung durchzufüh-
ren. Ebenso hat die große Beteiligung der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ we-
sentlich zum Erkenntnisgewinn beigetragen.  
Insgesamt bekam die Untersuchung durch Telefonate und E-Mails ein positives 
Feedback. Es folgten Einladungen zu Netzwerktreffen und Konferenzen, in de-
nen die Ergebnisse vorgestellt und diskutiert wurden.  
Zusammenfassend ist zu sagen, dass ein großes Interesse an den Ergebnissen 
dieser Forschung besteht. Es ist zu hoffen, dass diese auch auf höheren Ebenen 
zur Diskussion anregen und daraus Empfehlungen oder Standards auf Bundes-
ebene resultieren. 
7. Analyse und Diskussion der Ergebnisse 
Die Auswertung erfolgte durch die Übertragung der Onlinedatenbank von 
LimeSurvey ins SPSS Auswertungsprogramm. SPSS ist die Abkürzung für 
„Statistical Produkt and Service Solutions“ und zielt auf die Integration von 
Statistik und Service ab (Raab-Steiner & Benesch 2008, S. 64). Es ist ein 
„leistungsfähiges System zur statistischen Datenanalyse und zum 
Datenmanagement mit einer grafisch sehr einfach gestalteten Oberfläche“ (ebd.). 
Mit Hilfe dieses Programmes wurde eine deskriptive Datenanalyse 
(vgl. Anhang 4) vorgenommen und Kreuztabellen nach Berufsfeld (vgl. Anhang 6) 
und Landkreis/ kreisfreier Stadt (vgl. Anhang 7) erstellt. 
Die statistischen Werte sind in Prozent angegeben und enthalten nachfolgend 
die absoluten Zahlen, welche in Klammern gesetzt sind. Die Abbildungen 13 und 
14 beinhalten jeweils die Anzahl von Nennungen. Die Anzahl der Antworten, auf 
die sich die Auswertung bezieht (=n), wurde immer mit angeführt.   
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Anschließend erfolgt zunächst eine Beschreibung der Zielgruppe, worauf sich die 
Auswertung entsprechend der untersuchungsleitenden Fragestellungen an-
schließt, welche im Kapitel 6.2 dargelegt wurden. Gleichzeitig sollen Rückbezüge 
zum theoretischen Hintergrund gezogen und die Ergebnisse der Untersuchung 
diskutiert werden. 
7.1 Beschreibung der Stichprobe 
Insgesamt beteiligten sich 151 „insoweit erfahrene Fachkräfte“ im Freistaat 
Sachsen an der Umfrage. Mit 83,5% bildeten die Frauen geschlechtsspezifisch 
betrachtet den größeren Anteil der Befragten (Frage 4.1, n=133). Dieser deutlich 
höhere Frauenanteil spiegelt die Verteilung der Geschlechter in sozialen Berufen 
wider. 
Abbildung 3: Alter der Befragungspersonen 
Quelle: eigene Darstellung 
Die Frage nach dem Alter (Frage 4.2, n=133) ergab, dass annähernd zwei Drittel 
der Umfrageteilnehmer_innen zwischen 30 und 50 Jahren alt sind (66,9%). 
28,6% der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ sind über 50 Jahre. Diese Altersver-
teilung spiegelt auch die mehrjährigen beruflichen Erfahrungen der Fachkräfte im 
sozialen Bereich wider (vgl. Frage 4.5). Nur 4,5 % sind jünger als 30 Jahre. 
unter 30
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28,6% (38)
Wie alt sind Sie? (Frage 4.2, n=133)
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Bezüglich der Einrichtung/ des Berufsfeldes12, in denen die befragten „insoweit 
erfahrenen Fachkräfte“ tätig sind, lässt sich folgendes erkennen. 
Abbildung 4: Einsatzfeld 
Quelle: eigene Darstellung 
Die Kindertagesststätte wird als Arbeitsort mit 29,1% am häufigsten benannt, 
gefolgt von den Hilfen zur Erziehung mit 25,2%, der Familien- und/ oder 
Erziehungsberatungsstelle mit 18,5% und der offenen Kinder- und Jugendarbeit 
mit 11,9% (Frage 1.3, n=151). Wiesner und Büttner (2008) schließen die Ansied-
lung einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ beim Allgemeinen Sozialen Dienst aus 
(vgl. Kapitel 3.1.2). Die Umfrage zeigt, dass im Freistaat Sachsen 4% der 
Befragten in diesem Arbeitsfeld angesiedelt sind. 
6,6% der befragten Personen benannten sonstige Arbeitsorte, z.B. andere 
spezialisierte Beratungsstellen und Berufsbildungseinrichtungen.  
                                               
12 Bei diesen Ergebnissen wurden die Indikatoren Einsatzfeld Kinderkrippe/ Kindergarten und Hort 
zu Kindertagesstätte und ambulante und teil-/ stationäre Erziehungshilfe zu Hilfen zur Erziehung 
zusammengefasst, da die Trennung dieser Bereiche wenig aussagekräftig war. 
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Abbildung 5: Beginn der Tätigkeit 
Quelle: eigene Darstellung 
Zum Zeitpunkt der Befragung gaben 58,1% der befragten Fachkräfte an, ihre 
Rolle als „insoweit erfahrene Fachkraft“ (Frage 1.1, n=150) seit 2009 oder früher 
inne zu haben. Somit haben sie Erfahrungen aus zwei oder mehr zurückliegen-
den Jahren. In der Sozialen Arbeit ist mit der gewachsenen Sensibilität im Kin-
derschutz die Anzahl der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ seit 2008/ 2009 um 
mehr als die Hälfte gestiegen. 
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Nachfolgend wird die Häufigkeitsverteilung der teilnehmenden Befragungsperso-
nen nach Landkreis/ kreisfreier Stadt betrachtet (Frage 4.3, n=151). 
Abbildung 6: Tätigkeit nach Landkreis/ kreisfreier Stadt 
Quelle: eigene Darstellung 
22 Befragungspersonen gaben auf diese Frage keine Antwort. Die Teilnahme 
zeigt eine ungleiche Verteilung der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ pro Land-
kreis/ kreisfreier Stadt. Bei der Interpretation ist jedoch zu beachten, dass die 
Ungleichverteilung z.B. durch die fehlende Bekanntheit der „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ (vorhandene Fachkräftelisten) zu Stande gekommen sein kann.  
Weiterhin hat sich der Landkreis Zwickau, die Stadt Dresden und Chemnitz sowie 
der Landkreis Leipzig außerordentlich bei der Umfrage beteiligt. 
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7.2 Wie sind die Rahmenbedingungen für den Beratungs-
auftrag der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ 
geregelt?  
Die erste untersuchungsleitende Fragestellung beschäftigt sich mit den 
Rahmenbedingungen für den Beratungsauftrag der „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“.  
In der empirischen Untersuchung war von Relevanz, inwiefern die Fachkräfte 
gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII als interne oder externe Berater hinzugezogen wer-
den (Frage 1.2, Mehrfachnennungen). 
Abbildung 7: Interne/ externe Beratungstätigkeit 
Quelle: eigene Darstellung 
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Es ist überraschend, dass 58,9 % der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ intern das 
eigene Team der Einrichtung beraten. Die Forderungen der Fachliteratur verwei-
sen auf eine Ansiedlung außerhalb des unmittelbaren Arbeitsumfeldes und des 
eigenen, direkten Teams (vgl. Kapitel 4.1.1). Fraglich ist demnach, ob die Objek-
tivität der Gefährdungseinschätzung und somit der externe Blick auf den Fall ge-
währleistet werden kann. 
Fast die Hälfte der befragten „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ (49%) beraten 
innerhalb ihres Trägers andere Teams und stellen somit eine bestmögliche Ge-
fährdungseinschätzung sicher (vgl. Kapitel 4.1.1). Dies ist auch bei den 33,8% 
der Befragungspersonen der Fall, welche externe Teams außerhalb des eigenen 
Trägers beraten. Da bei dieser Frage Mehrfachnennungen möglich waren, wurde 
geprüft, ob diese 33,8% der Befragungspersonen intern sowie extern oder rein 
extern beraten. Die Untersuchung zeigt, dass 27,5% der extern beratenden 
Fachkräfte rein extern beraten. Nimmt man jedoch an dieser Stelle Bezug zum 
neuen BKiSchG, zum § 4 Abs. 2 KKG und § 8b Abs. 1 SGB VIII ist zu prüfen, ob 
die notwendigen fachlichen und personellen Kapazitäten tatsächlich vor Ort zur 
Verfügung stehen.  
Die 33,8% der extern beratenden „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ kommen zu 
35% aus den Erziehungsberatungsstellen, 22% aus den Hilfen zur Erziehung 
und zu 12% aus der offenen Kinder- und Jugendarbeit (vgl. Anhang 6).  
Betrachtet man die extern durchgeführten Beratungen nach Landkreisen/ kreis-
freien Städten, lässt sich feststellen, dass im Landkreis Görlitz (n=11) und in der 
Stadt Dresden (n=16) mit jeweils acht rein extern beratenden „insoweit erfahre-
nen Fachkräften“ der externe Beratungsanteil am höchsten ist (vgl. Anhang 7).  
Weiterhin wurde geprüft, ob die Finanzierung bei externer Beratung geklärt ist. 
Hier zeigt sich ein weiteres Defizit, denn nur 22% der extern beratenden Fach-
kräfte können ihre Beratungstätigkeit finanziell geltend machen. Diese Problema-
tik wird auch in den offenen Fragen 3.2 und 3.3 der Befragung deutlich (vgl. Kapi-
tel 7.4, Anhang 5).  
Aus diesen Ergebnissen lässt sich schlussfolgern, dass es hinsichtlich des Bera-
tungssettings, nicht im eigenen Arbeitsumfeld zu beraten, noch Klärungsbedarf 
gibt. 
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Für die zusätzliche fachdienstliche Aufgabe einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
bedarf es einer Leistungsbeschreibung (vgl. Diakonie Texte 18.2008, S. 10f).  
Abbildung 8: Tätigkeitsbeschreibung 
Quelle: eigene Darstellung 
Von den befragten Fachkräften berichten 40,1%, dass ihre Beratungsaufgabe in 
der Tätigkeitsbeschreibung verankert ist (Frage 1.4, n=151). Diese Tätigkeitsbe-
schreibung liegt insbesondere Kollegen_innen aus Erziehungs- und/ oder Famili-
enberatungsstellen vor (59%). Bei 37% der Fachkräfte aus den erzieherischen 
Hilfen und bei 38% aus der offenen Kinder- und Jugendarbeit ist diese auch Be-
standteil der Tätigkeitsbeschreibung (vgl. Anhang 6). 
Auffällig ist hier, dass die Kindertagesstätte zwar das häufigste Arbeits- und Be-
ratungsfeld darstellt, diesen Kollegen_innen aber nur zu 18,6% eine Tätigkeits-
beschreibung vorliegt (vgl. Anhang 6). Hier ist eine Klärung bezüglich Trennung 
der regulären Arbeit und des Arbeitsauftrages als „insoweit erfahrene Fachkraft“ 
erforderlich.  
In den offenen Fragen 2.3 und 3.3 (vgl. Kapitel 7.4, Anhang 5) sagen fünf Befra-
gungspersonen aus, dass keine oder keine klar formulierten Stellenbeschreibun-
gen vorliegen.  
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Für die Heranziehung als „insoweit erfahrene Fachkraft“ kommen sowohl ange-
stellte Beratungsfachkräfte als auch Fachkräfte in höherer Funktion in Betracht. 
Abbildung 9: Leitungsfunktion 
Quelle: eigene Darstellung 
Mehr als die Hälfte der Befragten (58,3%) üben eine Leitungsfunktion aus 
(Frage 1.5, n=151). Bezogen auf alle Kollegen_innen aus diesem Arbeitsfeld, 
haben 70% aus den Kindertagesstätten, 66% aus den Hilfen zur Erziehung und 
52% aus der Familien- und/ oder Erziehungsberatungsstelle eine 
Leitungsfunktion inne. Die Beratungsfachkraft kann aufgrund ihrer Qualifikation 
und Erfahrung die Aufgaben einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ übernehmen. 
Ihre Einordnung in die Hierarchien oder in organisatorische Abläufe darf für diese 
Funktion keine Rolle spielen. Unabhängig von der Einbindung stellt sich bei 
Fachkräften mit Leitungsfunktion die Frage nach der Fachaufsicht und der 
erforderlichen fachlichen Begleitung, z.B. durch Qualitätszirkel mit anderen 
„insoweit erfahrenen Fachkräften“ in derselben Funktion (vgl. Diakonie Texte 
18.2008, S. 9 f.). 
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Von weiterer Bedeutung war für die Untersuchung, welche Inhalte in den Verein-
barungen mit den Jugendämtern nach § 8a SGB VIII geregelt sind (Frage 1.6, 
Mehrfachnennungen). 
Abbildung 10: Kooperationsvereinbarung 
Quelle: eigene Darstellung 
In der Vereinbarung ist bei 79,5% der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ der Auf-
trag geregelt. Leider gibt diese Frage keine Auskunft darüber, ob der Auftrag zur 
Umsetzung des § 8a Abs. 4 SGB VIII detailliert beschrieben ist (Rahmenbedin-
gungen, Inhalte). Viele Fachkräfte geben in den offenen Fragen 3.2 und 3.3 je-
doch an, dass sie sich klare und einheitliche Standards und Verfahrensabläufe 
mit Arbeitsauftrag, Aufgabenbereich, Verantwortung, Umfang und Qualifikation 
wünschen (vgl. Kapitel 7.4), sodass angenommen werden kann, dass der Auftrag 
noch zu wenig detailliert geregelt ist. 
Die Umfrage verdeutlicht weiterhin, dass nur 37,1% der Vereinbarungen Aussa-
gen zur Qualifikation der Fachkräfte beinhalten. Mit dem seit 01.01.2012 fortge-
schriebenen § 8a Abs. 4 SGB VIII sind in den zukünftigen Vereinbarungen die 
Kriterien für die Qualifikation der beratend hinzuzuziehenden „insoweit erfahre-
nen Fachkraft“ aufzunehmen. Dies forderten auch vier der Befragungspersonen 
in den offenen Fragen 3.2 und 3.3 (vgl. Kapitel 7.4). Sieben Fachkräfte stellten 
die Frage: „Welche Qualifikationen werden zur Ausübung der Tätigkeit vorausge-
setzt?“ (vgl. Frage 3.3, n= 92), welche die Unsicherheiten der Fachkräfte in die-
sem Bereich widerspiegeln.   
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Lediglich bei 9,3% der Fachkräfte sind die Kosten in ihrer Vereinbarung geregelt. 
Darunter zählen allein 43% „insoweit erfahrene Fachkräfte“ aus der Stadt Dres-
den, welche ihre Beratungstätigkeit nach Fachleistungsstunden abrechnen kön-
nen. Aufgabe der örtlichen Entscheidungsträger der Jugendhilfe ist neben der 
Festschreibung des Qualitätsprofils zur „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
(gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII, § 79a Abs. 3 SGB VIII) auch, Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass dem notwendigen personellen Bedarf aufgrund des neuen 
BKiSchG frühzeitig Rechnung getragen wird. Das heißt auch Vertrags- und Fi-
nanzierungsmodelle zu entwerfen, welche die Zusammenarbeit von Fachkräften 
über die Fachprofessionen hinaus sicherstellen und tatsächlich gewährleisten. 
Dies bedarf der Schaffung von zeitlichen, räumlichen und finanziellen Ressour-
cen.  
„Die fachlichen und strukturellen Weiterentwicklungen, die im Sinne des Kinder-
schutzes uneingeschränkt sinnvoll sind, binden entsprechende Ressourcen, die 
vorgehalten und honoriert werden müssen - sich aber mittel- und langfristig 
auszahlen - dies muss (fach-)politisch stärker thematisiert und eingefordert 
werden. Der zunächst nötige Mehraufwand zahlt sich aus!“ (Antwortkategorie 
Frage 3.3) 
Bei 60,9% der Fachkräfte ist die Dokumentation der Fachberatung in der Verein-
barung geregelt. Vier Fachkräfte wünschen sich eine zumindest kommunal ein-
heitliche und einfachere Dokumentation der Fallbearbeitung 
(vgl. Frage 3.2, n=70). 
Für die Gewährleistung von Strukturqualität finden sich nicht nur in der Fachlite-
ratur zum Thema § 8a SGB VIII Aussagen und Empfehlungen zu den zeitlichen 
Ressourcen für die Tätigkeit einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“, sondern auch 
das Thema Professionalisierung beschäftigt sich mit den finanziellen und zeitli-
chen Rahmenbedingungen einer pädagogischen Arbeit. 
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Einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ fallen eine Vielzahl zeitaufwendiger Aufga-
ben zu (Lebwohl et al. 2001, S. 27). Um einen Einblick von den zeitlichen Res-
sourcen einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ im Freistaat Sachsen zu bekom-
men, wurde die zur Verfügung stehende Arbeitszeit für die Beratung erfragt  
(Frage 1.7, n= 151). 
Abbildung 11: Wöchentliche Arbeitszeit 
Quelle: eigene Darstellung 
Die Umfrage ergibt, dass nur 6% der Befragungspersonen eine individuelle Re-
gelung für ihre Tätigkeit als „insoweit erfahrene Fachkraft“ mit ihrem Arbeitgeber 
vereinbart haben. 48,3% der Befragten bekommen von ihrem Arbeitgeber für die 
Tätigkeit ein Zeitfenster nach Bedarf. Bei 42,4% der Fachkräfte ist der zusätzli-
che Aufwand für die Beratungstätigkeit nicht geregelt. Dies geben 12 Befra-
gungspersonen auch in der offenen Frage 3.2, n= 70 als zu klärendes Problem 
an. 26 „insoweit erfahrene Fachkräfte“ wünschen sich „(…) zusätzlich zur Verfü-
gung gestellte Arbeitszeit für (die) Umsetzung des gesetzlichen Auftrages“  
(Frage 3.3, n=92). Diese Kollegen_innen sind somit gezwungen, die Beratungs-
aufgabe im Arbeitsalltag zu verrichten. Das widerspricht sich mit dem bereits be-
schriebenen Auftrag der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“, welcher sich nicht in 
den Alltag integrieren lässt (Lebwohl et al. 2001, S. 27).  
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Bei der finanziellen Geltendmachung der Beratungstätigkeit (Frage 1.8, n=148) 
zeigt sich folgende Verteilung. 
Abbildung 12: Finanzierung 
Quelle: eigene Darstellung 
Nur 11,5% der Befragten können ihre Beratungstätigkeit nach § 8a Abs. 4 
SGB VIII über Fachleistungsstunden oder Fallpauschalen geltend machen. Da-
runter fallen bereits 29% der Kollegen_innen aus der Stadt Dresden und 18% 
aus der Stadt Chemnitz.  
88,5% der Fachkräfte geben an, dass ihre Beratungstätigkeit nicht finanziert wird. 
Die Mehrzahl mit 60% sagt aus, dass die Beratungstätigkeit im Rahmen des An-
stellungs-/ Arbeitsverhältnisses stattfindet. Weitere 7% geben an, dass die Bera-
tungstätigkeit zum Auftrag der Beratungsstelle gehört. Nur eine Kollegin berichtet 
von konkreten Regelungen im Arbeitsvertrag „mit 30 Wochenstunden als Erzie-
herin und 10 Wochenstunden als „insoweit erfahrene Fachkraft““ (Frage 1.8, 
n=148). Die ungeklärte Kosten- und Ressourcenfrage wird ebenfalls in den offe-
nen Fragen 3.2 und 3.3 (vgl. Kapitel 7.4) als Konflikt bei der Ausgestaltung der 
Rolle von „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ beschrieben. Diese wünschen sich 
eine „Bereitstellung eines Pools an Fachleistungsstunden mit Finanzierung durch 
den Landkreis, klare Verhandlungen zur Vergütung, z.B. wenn ein Fall länger 
dauert oder die Klärung zur Erstattung von Fahrt- und Weiterbildungskosten“ (vgl. 
Kapitel 7.4, Anhang 5). 
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geltend machen? 
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7.3 Welche Beratungsaufgaben werden von diesen 
wahrgenommen und wo liegen deren Grenzen? 
Nachfolgend werden die Umfrageergebnisse hinsichtlich der Inanspruchnahme 
und Beratungsaufgaben der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ beschrieben.  
Für das Jahr 2011 haben alle Befragungspersonen die Anzahl der durchgeführ-
ten Fachberatungen in der eigenen Einrichtung und der von anderen Teams des 
eigenen Trägers und/ oder von außerhalb geschätzt. Die Auswertung ergibt fol-
gendes Bild. 
Tabelle 1: Inanspruchnahme 2011 
Wie oft haben Sie im Jahr 2011 eine Fachberatung als „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ durchgeführt? (Frage 2.1, n=151)  
Anzahl der Fachbera-
tungen in eigener Ein-
richtung 
Anzahl der Fachbera-
tungen von anderen 
Teams des eigenen 
Trägers und/ oder von 
außerhalb 
relative (absolute) Anzahl
kein Beratungsfall 17,9% (27) 19,2% (29) 
1 Beratungsfall 13,2% (20) 11,3% (17) 
2 Beratungsfälle 10,6% (16) 7,3% (11) 
3 Beratungsfälle 6,6% (10) 9,9% (15) 
4 Beratungsfälle 7,9% (12) 5,3%  (8) 
5 Beratungsfälle 7,3% (11) 4%  (6) 
6 bis 10 Beratungsfälle 10,6% (16) 4,6% (7) 
mehr als 10 Beratungsfälle 6%   (9) 4% (6) 
Quelle: eigene Darstellung 
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Die Inanspruchnahme der Beratung im Jahr 2011 (Frage 2.1, n= 151) ergab ei-
nen Durchschnitt von vier internen und drei externen Beratungsfällen pro  
„insoweit erfahrener Fachkraft“. Ansonsten weist die Inanspruchnahme erhebli-
che Unterschiede auf.  
16,5% der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ hatten weder interne noch externe 
Beratungen. Diese sind aus dem Berufsfeld der Erziehungshilfe (32%), der offe-
nen Kinder- und Jugendarbeit/ Jugendsozialarbeit (28%), der Familien- und/ oder 
Erziehungsberatungsstelle (24%), der Kindertagesstätten (8%) und des Gesund-
heitswesens (4%) (vgl. Anhang 6). Die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“, welche 
keine Beratungsanfragen hatten, sind jedoch nicht nur Personen, die erst seit 
kurzer Zeit, also seit 2010 oder 2011, tätig sind. Ca. 33% der Befragten ohne 
Beratungsfälle sind mindestens seit 2009 als „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
aktiv.  
Für die meisten „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ scheint in 2011 keine übermä-
ßig in Anspruchnahme erfolgt zu sein. Dagegen gibt es aber auch zwei kleine 
Gruppen an „insoweit erfahrenen Fachkräften“, welche wesentlich häufiger bei 
einer (vermuteten) Kindeswohlgefährdung hinzugezogen wurden. Es handelt sich 
hier um 15,2%, die 6 bis 10 Fälle und 10%, welche mehr als 10 Beratungen an-
nahmen, z.B. 22, 30 und 40 Beratungsfälle.  
Zieht man die Frage 1.8, n=148 zur Finanzierungsregelung heran, so zeigt sich, 
dass nur zwei Fachkräfte, welche in mehr als 10 Fällen beraten haben, ihre Tä-
tigkeit finanziell geltend machen konnten. 
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Zur Frage, wie sich die Beratungsanfragen über die letzten Jahre entwickelt 
haben (Frage 2.2, n= 145), lässt sich folgendes feststellen. 
Abbildung 13: Entwicklung der Inanspruchnahme 
Quelle: eigene Darstellung 
Den Beratungsanfragen der letzten Jahre schätzen nahezu die Hälfte der 
Fachkräfte (46%) als gleichbleibend ein. 31,7% der Befragten sehen einen zu-
nehmenden Beratungsumfang, bei nur 2,1% der Fachkräfte hat dieser nachge-
lassen. 20% der befragten „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ nehmen Schwan-
kungen der Nachfrage wahr. Daraus ist erkennbar, dass „insoweit erfahrene 
Fachkräfte“ gleichbleibend bis zunehmend bei Kinderschutzfällen hinzugezogen 
werden.  
Fünf der Befragten „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ wünschen sich eine stärkere 
Inanspruchnahme (Frage 3.2, n=70). Als Begründung für wenige Anfragen 
nennen sie: „Im Umfeld sind die Aufgaben der externen „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ noch nicht so oder gar nicht bekannt, es gibt da sehr viel 
Informations- und Übungsbedarf“ und „mangelndes Wissen und Kenntnisse um/ 
zum Schutzauftrag bei Mitarbeiter_innen in Kindertagesstätten und den daraus 
resultierenden Handlungsunsicherheiten“ (Antwortkategorie Frage 3.3). Wie 
bereits beschrieben, sollte die Kontaktaufnahme in der Praxis rasch und 
unbürokratisch vonstatten gehen. Zudem sollte eine einheitliche Regelung der 
Kontaktaufnahme existieren (vgl. Kapitel 4.2.1).   
46,2% (67)
31,7% (46)
2,1% (3)
20% (29)
gleichbleibend
zunehmend
zurückgegangen
schwankend
Der Beratungsumfang ist 
Wie hat sich Ihre Inanspruchnahme entwickelt seit sie als 
"insoweit erfahrene Fachkraft" tätig geworden sind?
(Frage 2.2, n=145)
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Dies wäre in Form von Fachkräftelisten geeignet und wird auch als eine Lösung 
von den Befragungspersonen vorgeschlagen: „Eine Veröffentlichung z.B. auf der 
Homepage des Landratsamtes der Fachkräfte wäre sinnvoll, um die Vernetzung 
zu verbessern und die Erreichbarkeit zu sichern“ (Antwortkategorie Frage 3.3). 
Die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ sind für die Beratung von Kinder- und Ju-
gendhilfe spezifischen Berufsgruppen und darüber hinaus beauftragt. 
Abbildung 14: Anzahl der Beratungen 2011 
Quelle: eigene Darstellung 
Auf die Frage nach den Einsatzfeldern (Frage 2.3, Mehrfachnennungen) wurden 
mit 404 Beratungsfällen im Jahr 2011 am häufigsten die Kindertagesstätten be-
nannt. 
160 Mal wurden Kollegen_innen aus dem Bereich Hilfen zur Erziehung beraten. 
Positiv zu begrüßen ist auch, dass die Schule mit 81 Beratungen und das Ge-
sundheitswesen mit 19 Beratungen benannt werden. Dies zeigt erste Inan-
spruchnahmen außerhalb der Kinder- und Jugendhilfe.
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(Frage 2.3, n=884)
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Zieht man den Vergleich zum eigenen Tätigkeitsfeld der „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“, zeigt sich wieder, dass hauptsächlich im eigenen Berufsfeld beraten 
wird (Frage 1.2, Anhang 6). Die Hilfen zur Erziehung beraten zu 40% und die 
Kindertagesstätten zu 32,2% intern (Frage 3.2, Anhang 6). 
Viele Fachkräfte beraten in mehreren Berufsfeldern. Die Schule zieht beispiels-
weise zusätzlich Fachkräfte aus der Kindertagesstätte (22,7%) und der Familien- 
und/ oder Erziehungsberatungsstelle (20,5%) zur Gefährdungseinschätzung hin-
zu. Die Zusammenarbeit mit Kindereinrichtungen und Schulen wird von zwei Be-
fragungspersonen als gut beschrieben (Frage 3.2, Anhang 5). 
Die Familien- und/ oder Erziehungsberatungsstellen beraten zu 21,6% extern die 
Kindertagesstätten, zu 12,7% extern die Fachkräfte aus den Hilfen zur Erziehung 
und zu 18,6% ihr eigenes Team. Diese Ergebnisse zeigen, dass viele Fachkräfte 
berufsfeldübergreifend tätig sind. Auch die erzieherischen Hilfen beraten viele 
weitere Einrichtungen und Berufsgruppen (Frage 3.2, Anhang 6). 
Abbildung 15: Beratungsumfang 
Wie beurteilen Sie den Umfang der Beratungen? (Frage 2.4, n=151)
 immer oft selten nie 
relative (absolute) Häufigkeit 
einmalige Beratung (n=140) 17,2% (26) 31,1% (47) 35,1% (53) 11,3% (17)
zweimalige Beratung (n=137) 2,6% (4) 28,5% (43) 41,7% (63) 19,9% (30)
mehrmalige Beratung (n=137) 7,3% (11) 27,2% (41) 27,8% (42) 29,1% (44)
Quelle: eigene Darstellung 
Bei der Frage nach dem Umfang (Frage 2.4, n=151) der Beratung lässt sich kei-
ne eindeutige Tendenz erkennen. Jeweils annähernd ein Drittel der Fachkräfte 
beraten oft einmalig, zweimalig, aber auch mehrmalig. Wiederum ein Drittel gibt 
jedoch an, nie mehrmalig zu beraten. Bei der Interpretation könnte man davon 
ausgehen, dass die Beratung und Begleitung prozesshaft stattfindet und ein 
Endpunkt schwer abzusehen ist.  
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Der Frage nach dem Umfang der Beratung folgt der durchschnittliche Zeitauf-
wand im Rahmen eines Falles. 
Abbildung 16: Zeitaufwand der Fachberatung 
Quelle: eigene Darstellung 
Bei über der Hälfte der Fachkräfte liegt der Zeitaufwand pro Fall bei ein bis zwei 
Stunden (51,8%). 17,7% der befragten „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ beraten 
meist unter einer Stunde und 14,2% zwischen zwei bis drei Stunden. 16,3% der 
Befragungspersonen gaben an, mehr als drei Stunden in einem Fall zu beraten. 
Daraus ist erkennbar, dass die Bearbeitung eines Falles tendenziell in  1-2 
Stunden abgeschlossen wird. Betrachtet man die Vielzahl der zeitaufwendigen 
Aufgaben einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“, erscheint diese Zeitspanne, für 
eine Gefährdungseinschätzung bei Verdacht auf Kindeswohlgefährdung, als 
nicht ausreichend. Offen bleibt, ob die Rückmeldung eines Falles oder eine 
Reflexion des Fallverlaufes seitens der fallführenden Fachkraft erfolgt. 
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im Rahmen eines Falles? 
(Frage 2.5, n=141)
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Anschließend werden die Inhalte der Fachberatung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII 
genauer betrachtet. 
Tabelle 2: Beratungsanlässe 
Was waren Beratungsanlässe?  
(Frage 2.6)  
oft 
gele-
gent-
lich 
selten nie 
relative (absolute) Anzahl 
Anhaltspunkte für Vernachlässigung (n=106)
58,5% 
(62) 
28,3% 
(30) 
7,5% 
(8) 
5,7% 
(6) 
Anhaltspunkte für körperliche Misshandlung 
(n=81) 
11,1% 
(9) 
40,7% 
(33) 
27,2% 
(22) 
21% 
(17) 
Anhaltspunkte für psychische Misshandlung 
(n=94) 
27,7% 
(26) 
39,4% 
(37) 
23,4% 
(22) 
9,6% 
(9) 
Anhaltspunkte für Kind als Zeuge häuslicher 
Gewalt (n=72) 
8,3%   
(6) 
26,4% 
(19) 
29,2% 
(21) 
36,1% 
(26) 
Anhaltspunkte für sexuellen Missbrauch 
(n=75) 
8%      
(6) 
21,3% 
(16) 
29,3% 
(22) 
41,3% 
(31) 
Anhaltspunkte für unzulässigen elterlichen 
Eingriff in die Autonomie Heranwachsender 
(n=68) 
7,4%   
(5) 
23,5% 
(16) 
19,1% 
(13) 
50% 
(34) 
Anhaltspunkte für Gefährdung durch man-
gelnde Erziehungsfähigkeit und Erziehungs-
kompetenz der Eltern (n=106) 
53,8% 
(57) 
30,2% 
(32) 
8,5% 
(9) 
7,5% 
(8) 
Anhaltspunkte durch fehlende Mitwirkung 
durch Eltern, um Gefahren abzuwenden 
(n=87) 
23% 
(20) 
51,7% 
(45) 
17,2% 
(15) 
8%    
(7) 
Anhaltspunkte für Selbst- und Fremdgefähr-
dung (n=81) 
11,1% 
(9) 
28,4% 
(23) 
33,3% 
(27) 
27,2% 
(22) 
Anhaltspunkte für Gefahren/ Missbrauch 
über Medien, Internet (n=66) 
6,1%   
(4) 
12,1% 
(8) 
16,7% 
(11) 
65,2% 
(43) 
Quelle: eigene Darstellung  
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Die Beratungen nach § 8a Abs. 4 SGB VIII beziehen sich oft auf Anzeichen für 
Vernachlässigung (58,8%) sowie gelegentlich auf Anzeichen für körperliche 
(40,7%) und psychische Misshandlungen (39,4%). Weniger Anhaltspunkte gibt 
es für das Kind als Zeuge häuslicher Gewalt (8,3%) und des sexuellen Miss-
brauchs (8%). Dies lässt sich durch die schwieriger erkennbaren Anzeichen be-
gründen. Dennoch soll hervorgehoben werden, dass auch das Kind als Zeuge 
häuslicher Gewalt als Gefährdung wahrgenommen wird und diese Situation zur 
Inanspruchnahme der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ führt. Ein ähnliches Bild 
zeichnet sich bei vermutetem sexuellem Missbrauch ab. Allerdings haben auch 
41,3% der Fachkräfte noch nie im Zusammenhang mit sexuellem Missbrauch 
beraten. Vermutlich werden bei diesem Thema eher spezialisierte Fachkräfte 
zurate gezogen. Bei der Frage 4.6 (n=285, Mehrfachnennungen) nach  
Fort-/ Weiterbildungen gaben 28,5 % an, sich auf sexuellen Missbrauch speziali-
siert zu haben. 
Bedeutsam sind die als Beratungsanlass genannten Anhaltspunkte für die Ge-
fährdung durch mangelnde Erziehungsfähigkeit/ -kompetenz der Eltern 
(53,8% oft – 30,2% gelegentlich) sowie der fehlenden Mitwirkung durch die Eltern 
bei der Gefahrenabwehr (23% oft – 51,7% gelegentlich). 
Weniger oft werden Fälle, die Jugendliche betreffen beraten. Der unzulässige 
Eingriff der Eltern in die Autonomie eines Jugendlichen war für 50% der Befrag-
ten noch nie Beratungsanlass und lediglich zu 39,5% wurden „insoweit erfahrene 
Fachkräfte“ wegen Anhaltspunkten für Selbst- und Fremdverletzung konsultiert. 
Weiterhin selten bzw. nie (18,1%) wurden „insoweit erfahrene Fachkräfte“ wegen 
Anhaltspunkten für Gefahren durch neue Medien hinzugezogen. 
Diese Ergebnisse überraschen nicht. Gegenwärtig richtet sich die Aufmerksam-
keit in der Jugendhilfe erfahrungsgemäß mehr auf die Gefährdungslagen  
0-6 Jähriger, „(…) da der Aufenthalt der Kinder in einer Kindertagesstätte vielfäl-
tig Gelegenheit bietet, Gefährdungen wahrzunehmen“ (Lebwohl et al. 2011, S. 
49).  
Gefährdungslagen Heranwachsender werden insgesamt noch seltener diskutiert 
und sind darüber hinaus – insbesondere wenn Jugendliche durch selbst- und/ 
oder fremdgefährdendes Verhalten auffallen – nicht ohne weiteres mit Kindes-
wohlgefährdungen im Sinne des § 8a SGB VIII in Verbindung zu bringen 
(vgl. Lebwohl et al. 2011, S. 48f).   
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Angenommen wurde, dass sich bei der Herausnahme der „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“, welche in der Kindertagesstätte angesiedelt sind, aus der Auswer-
tung, eine prozentual höhere Verteilung auf Beratungsanlässe, die vor allem Ju-
gendliche betreffen, zeigt. Dies kann aber nicht bestätigt werden.  
Die nachfolgend offene Frage über weitere Beratungsanlässe ergab als nen-
nenswerte Antworten zusätzlich die Beratungen von Ärztinnen und Ärzten sowie 
Beratungen bei psychischen Erkrankungen der Eltern.
Eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ hat vielfältige Aufgaben (vgl. Kapitel 4.2), 
wobei die Abgrenzung zu Aufgaben wie der Gesprächsführung mit den Erzie-
hungsberechtigten oder der Übernahme der Fallverantwortung äußerst wichtig 
ist. 
Tabelle 3: Aufgaben der Fachberatung 
Was waren die von Ihnen übernommenen 
Aufgaben der durchgeführten Fachbera-
tung? (Frage 2.8) 
immer/ 
überwie-
gend 
weni-
ger 
gar 
nicht 
Beratung:  relative (absolute) Anzahl
bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
(n=116) 
92,3%    
(107) 
5,2%  
(6)  
2,6%    
(3) 
zur Erstellung eines Schutz- und Hilfeplanes 
(n=107) 
58%         
(62) 
32,7% 
(35) 
9,3%  
(10) 
ob die derzeitige oder angestrebte Hilfe zur 
Sicherung des Kindeswohls ausreichend ist 
(n=106) 
84%         
(89) 
12,3% 
(13) 
3,8%    
(4) 
zur Fallverantwortung (n=97) 
45,4%      
(44) 
35,1% 
(34) 
19,6% 
(19) 
über Strategien der Gesprächsführung, Mög-
lichkeiten der Motivation der Eltern (n=116) 
69,9%      
(71) 
24,1% 
(28) 
6%       
(7) 
zur Nutzung weiterer Professionen (n=104) 
55,7%      
(58) 
37,5% 
(39) 
6,7%    
(7) 
Quelle: eigene Darstellung 
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Zur Frage des Aufgabenbereichs der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ in der Pra-
xis (Frage 2.8) berichten nahezu alle Befragten, dass sie die fallverantwortliche 
Fachkraft bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos (92%) beraten haben. 
Weiterhin spielt die Beratung, ob die derzeitige oder angestrebte Hilfe zur Siche-
rung des Kindeswohls (84%) ausreicht, eine enorme Rolle. Eine große Mehrheit 
der Fachkräfte nach § 8a Abs. 4 SGB VIII (70%) leitet fallführende Kolle-
gen_innen zur Gesprächsführung und zu Möglichkeiten der Elternmitwirkung an. 
58% der Befragungspersonen beraten bei der Erstellung eines Schutz- und Hil-
feplanes, d.h. bei Entscheidungen über weitere Schritte. Zu ihrem überwiegen-
den Tätigkeitsfeld zählen nur ca. 45% der Befragten die Klärung der Fallverant-
wortung. Dies könnte einerseits auf die eigenen Unsicherheiten in ihrer Rolle 
hindeuten oder andererseits auch auf die Rollenklarheit bei fallführender Fach-
kraft und „insoweit erfahrener Fachkraft“. Die Ergebnisse zeigen, dass alle im 
Kapitel 3.2 beschriebenen Aufgaben von den Fachkräften praktiziert werden.  
In der offenen Frage nach weiteren Aufgaben der durchgeführten Fachberatung 
(Frage 2.9, n=54) wurde am häufigsten die Gesprächsführung mit den Eltern, als 
Aufgabe bestätigt (14,8% (8)). Davon berichteten drei Fachkräfte, dass sie die 
Gespräche gemeinsam vorbereiten, wobei fünf der Befragten tatsächlich bei dem 
Gespräch anwesend sind. Zwei der Teilnehmer_innen gaben an, die Gesprächs-
führung zu übernehmen, was jedoch keine Aufgabe der Fachberatung nach § 8a 
SGB VIII ist. Eine befragte Fachkraft äußerte: „Der Wunsch der fallführenden 
Person besteht in der Regel darin, die Fallverantwortung abgeben zu wollen“ 
(vgl. Frage 3.3). In diesem Fall ist dringend die Klärung der Aufgaben einer  
„insoweit erfahrenen Fachkraft“ vorzunehmen, da diese lediglich unterstützend 
tätig ist. Die Fallverantwortung soll im gesamten Prozess die fallführenden Fach-
kraft behalten (vgl. Kapitel 4.2.2). 
Weitere Aufgaben waren die Beratung zu verschiedenen Themen, das Erarbeiten 
und Ausfüllen von Belastungs- und Schutzfaktoren sowie eines Meldebogens 
und auch die Klärung der Aufgaben einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ sowie 
einer kollegialen Fallberatung (vgl. Anhang 4). 
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Folgende Hilfsmaßnahmen sollten, durch die Fachberatung nach § 8a Abs. 4 
SGB VIII, von der fallführenden Fachkraft eingeleitet werden. 
Abbildung 17: Hilfsmaßnahmen 
Quelle: eigene Darstellung 
Wenn sich in der Beratung gezeigt hat, dass eine Hilfsmaßnahme erforderlich 
wurde, wurden bei 72,8% der Beratungen die Eltern und Kinder/ Jugendliche in 
den Entscheidungsprozess gem. § 8a Abs. 4 Satz 3 SGB VIII mit einbezogen. 
Die Vermittlung an weitere Professionen wird zu 58,9% genutzt. Dies waren vor 
allem Vermittlungen an Beratungsstellen, Psychologinnen und Psychologen, Ärz-
tinnen und Ärzten, aber auch an Frühförderstellen sowie Sozialpädiatrische Zen-
tren. Auffällig ist, dass niedrigschwellige Hilfen und Präventionsangebote noch zu 
wenig genutzt werden. Es lässt sich aber hieraus nicht ergründen, ob diese Hilfen 
schon „zu spät“ waren oder ob sie nur nicht ausreichend bekannt sind. Bei früh-
zeitiger Hinzuziehung einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ ist es möglich, diese 
Netzwerke und Kooperationen vor Ort zur Prävention zu nutzen.  
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Wenn die angestrebte Hilfe und das präventive Umfeld nicht ausreichen, um die 
Gefährdungssituation abzuwenden, wird an das Jugendamt vermittelt. Die Praxis 
zeigt, dass 48,3% aller Beratungsfälle vermittelt werden mussten. Alarmierend 
sind die angegebenen 45% mit Meldungen an das Jugendamt. Hier kommt der 
präventive Gedanke der Beratung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII zu kurz.  
Auch die in der Praxis tätigen Fachkräfte wünschen sich „mehr Anfragen OHNE 
akuten Anlass also auch bei Verwahrlosungstendenzen oder anhaltenden Ver-
haltensauffälligkeiten“ (Antwortkategorie Frage 3.2). Aufgrund dieser Ergebnisse 
ist anzunehmen, dass eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ erst sehr spät in den 
Einschätzungsprozess einbezogen wird und dann nur noch als „Feuerwehr“ agie-
ren kann. Hierzu schrieb eine „insoweit erfahrene Fachkraft“: 
„In der Praxis erfahren wir durch Leitungen auch immer wieder, dass im Stun-
denschlüssel einer Erzieherin keine Zeit für Kindeswohlgefährdungsfälle vorge-
sehen ist und somit wichtige Informationen oder Dokumentationen nur unter er-
schwerten Bedingungen und oftmals in der Freizeit möglich sind. Dieser doch 
sehr intensive Arbeitsaufwand scheint oftmals ein Grund dafür zu sein, dass 
Teams sehr lange Zeit versuchen mit der Problematik fertig zu werden und nur 
im Ernstfall eine "insoweit erfahrene Fachkraft" hinzuziehen. Dies erschwert mir 
das Anbieten von Interventionsmaßnahmen und lässt in vielen Fällen eine Mel-
dung an das Jugendamt zur Folge haben.“ (Antwortkategorie der Frage 3.3) 
7.4 Wie wird die Qualitätssicherung geregelt?  
Zur Qualitätssicherung wurden die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ danach ge-
fragt, welche Möglichkeiten zur Einschätzung der Gefährdungssituation von Ein-
richtungen genutzt werden und welche Materialien und Ressourcen sie verwen-
den. Weiterhin sollten Aussagen zum fachlichen Austausch und Möglichkeiten 
zur Supervision getroffen werden. Zuletzt werden neue entstandene Entwicklun-
gen aufgezeigt. 
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Zur Gefährdungseinschätzung nutzen Einrichtungen folgende Möglichkeiten. 
Abbildung 18: Möglichkeiten zur Gefährdungseinschätzung 
Quelle: eigene Darstellung 
Positiv zu verzeichnen ist, dass 77,5% der Einrichtungen zur Gefährdungsein-
schätzung (Frage 2.11, n=474, Mehrfachnennungen) kollegiale Fallberatungen 
und/ oder die Teamberatung nutzen. Supervision (38,4%), als ein Mittel zur fach-
lichen Qualitätssicherung, wird dagegen noch zu wenig in Anspruch genommen. 
Auch externe Fachkräfte oder Kollegen_innen aus anderen Bereichen, werden 
zu wenig hinzugezogen. Mit Blick auf die zeitlichen Ressourcen der „insoweit 
erfahrenen Fachkräfte“ verwundert dieses Ergebnis nicht. Ohne zusätzliche Zeit, 
kann die Gefährdungseinschätzung nicht umfassend erfolgen.  
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Die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ haben vielfältige Materialien und Ressour-
cen (Frage 2.12, n=520, Mehrfachnennungen) zur Verfügung. 
Abbildung 19: Materialien/ Ressourcen 
Quelle: eigene Darstellung 
62,3% nutzen Handlungsanleitungen, wie den Zwickauer Notfallordner, das 
Handbuch für Kinderschutz oder eigene Entwicklungen innerhalb des Landkrei-
ses. Gewünscht wird die ständige Aktualisierung der Handlungsanleitungen (vgl. 
Frage 3.2). 65,6% der Befragungspersonen verwenden einen Leitfaden zum Ver-
fahrensablauf sowie für einzuhaltende Informationswege bei vermuteter Kindes-
wohlgefährdung. Hier werden vorrangig selbst entwickelte Verfahrensabläufe 
verwendet. Die genutzten Beurteilungshilfen (57%) sind vor allem der Stuttgarter 
Handlungsbogen, der Ampelbogen Recklinghausen oder der Orientierungskata-
log. 64,9% der Fachkräfte dokumentieren ihre Fallberatung entsprechend vorge-
gebener Dokumentationsbögen und werden somit der Nachvollziehbarkeit und 
Transparenz gerecht (vgl. Kapitel 3.3.1). Ein Beratungsstellenverzeichnis wird 
kaum (41,1%) verwendet. 
  
62,3% (94)
65,6% (99)
57% (86)
41,1% (62)
64,9% (98)
47% (71)
6,6% (10)
Handlungsanleitung
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Informationswege
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gewichtiger Anhaltspunkte
Adress-/
Beratungsstellenverzeichnis
Falldokumentation
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weiteres Material:
Welche Materialien/ Ressourcen nutzen Sie 
als „insoweit erfahrene Fachkraft"?
(Frage 2.12, n=520, Mehrfachnennungen)
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Probleme aus Sicht der befragten Fachkräfte (Frage 3.3, n=90) bestehen in: „feh-
lenden Standards zum Vorgehen der Gefährdungseinschätzung und den darauf-
folgenden Schritten (inhaltlich) als Leitfaden (4)“ und „vorliegende Standards 
werden auf regionaler Ebene nicht umgesetzt bzw. sind nicht einheitlich in den 
verschiedenen Bundesländern“ (Antwortkategorie Frage 3.3). 
Eines der Ziele des § 8a ist die Schaffung eines regionalen Netzes an „insoweit 
erfahrenen Fachkräften“ und anderen Professionen, die in ihrer täglichen Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen agieren. Die Fachgruppen sollen zusammen ko-
operieren und somit ihr Fachwissen ergänzen, um ein flächendeckendes Kinder-
schutzsystem zu implementieren. 
Abbildung 20: Fachlicher Austausch 
Quelle: eigene Darstellung 
Die Möglichkeit zum fachlichen Austausch (Frage 2.13, Mehrfachnennungen) 
haben 32,5% der Befragten trägerintern und 45% Befragungspersonen in regio-
nalen Fachteams. Bei 12,9% der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ gibt es jedoch 
keinen fachlichen Austausch. 15,9% geben an, dass sie sich diesen mehr wün-
schen. Dieser Wunsch wird zusätzlich in der offenen Frage 3.2, n=93 (vgl. Kapi-
tel 6.4, Anhang 5) geäußert: „regelmäßiger Austausch in Netzwerken, in regiona-
len Fachteams“ (15).  
32,5% (49)
45% (68)
15,9% (24)
11,9% (18)
1,3% (2)
8% (12)
Ja, in trägerinternen Fachteams.
Ja, in regionalen Fachteams im
Landkreis.
Wünsche ich mir.
Nein, gibt es nicht.
Nein, finde ich nicht so wichtig.
Sonstiges
Erhalten Sie Gelegenheit zum fachlichen Austausch? 
(Frage 2.13, n=173, Mehrfachnennungen)
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Diese Wünsche nach Vernetzung der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ unterei-
nander, aber auch mit Institutionen der Jugendhilfe sowie des Bildungs-, Sozial- 
und Gesundheitssystems sind sehr zu begrüßen und sollten weiterhin gefördert 
und systematisiert werden. Entsprechend des Netzwerkes „Frühe Hilfen“ gilt es 
vor allem Fachkräfte des Gesundheitssystems mit den Fachkräften der Jugend-
hilfe in regionalen Netzwerken zusammenzuschließen. Weiterhin zielt es darauf 
ab, möglichst frühzeitig das passende Hilfeangebot zu finden. 
Abbildung 21: Supervision 
Quelle: eigene Darstellung 
Bei der Frage nach der Möglichkeit zur Supervision zeigt sich, dass 41,7% der 
„insoweit erfahrenen Fachkräfte“ diese regelmäßig erhalten. Vergleicht man die-
se Aussagen mit dem Berufsfeld der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ lässt sich 
feststellen, dass die häufigste Inanspruchnahme von Kindertagesstätte stattfin-
det, aber nur 17% dieser Kollergen_innen Supervision erhalten. Ein ebenso ge-
ringer Anteil besteht bei den Mitarbeitern_innen aus der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit. Hier kann angenommen werden, dass wenig bis gar keine Möglich-
keit zur Supervision besteht.  
Am häufigsten können „insoweit erfahrene Fachkräfte“ aus den Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen mit 85% und aus den Hilfen zur Erziehung mit 84% 
regelmäßige Supervision wahrnehmen. 
  
41,7% (63)
48,3% (73)
Ja Nein
Erhalten Sie regelmäßig Supervision? 
(Frage 2.14, n=151)
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„Insoweit erfahrene Fachkräfte“ aus dem Landkreis Nordsachsen geben an, kei-
ne Supervision zu erhalten. Ein ähnliches Bild zeichnet sich im Landkreis Zwick-
au (n=23) ab. Hier sind es 78% der Fachkräfte, die keine Möglichkeit zur Super-
vision erhalten. Ein positives Beispiel bietet die Stadt Dresden (n=16), in der 69% 
der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ die Möglichkeit zur Supervision besitzen 
(vgl. Anhang 7). 
„Regelmäßige Supervision der eigenen Arbeit und institutionellen Rahmenbedin-
gungen sollten in diesem schwierigen Handlungsfeld konstitutiver Bestandteil des 
Arbeitsalltags von „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ als Ausdruck von Professio-
nalität sein, um eine Qualitätssicherung zu ermöglichen“ (Lebwohl & Fischer & 
Zech 2011, S. 41). 
37 Fachkräfte wünschen sich die Möglichkeiten zur Supervision und zum fachli-
chen Austausch (Frage 3.2, n=93). Sie äußern weiterhin:  
„Der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung (incl. Risikoabschätzung mit in-
soweit erfahrener Fachkraft) darf nicht nur politisch gewolltes Feigenblatt sein, 
sondern muss weiter etabliert, fachlich ausgestaltet, begleitet und kommuniziert 
werden, damit diese notwendige Form der Arbeit die gleiche fachliche Selbst-
verständlichkeit bekommt wie Supervision, die kein Gratis-Luxus mehr ist, son-
dern inzwischen fachlicher Konsens.“ (Antwortkategorie Frage 3.2). 
Abbildung 22: Neue Entwicklungen 
Quelle: eigene Darstellung 
26,5% (40)
6,6% (10)
27,8% (42)
9,3% (14)
11,9% (18)
Themen für Fortbildungen, die
bisher noch nicht angeboten
wurden.
niederschwellige Hilfsangebote
neue Kooperationen/ Vernetzungen
neue Methoden
andere neue Entwicklungen
Entstanden durch Ihre Arbeit als "insoweit erfahrene 
Fachkraft" neue Entwicklungen? 
(Frage 3.1, n= 124, Mehrfachnennungen)
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Durch die Arbeit der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ konnten verschiedene 
neue Entwicklungen entstehen. Erfreulich ist, dass 27,8% von neuen Kooperati-
onen/ Vernetzungen berichten können und somit eine zu begrüßende Entwick-
lung im Kinderschutz zu verzeichnen ist. Diese Kooperationen fanden z.B. mit 
Beratungsstellen, Arbeitsgruppen im Landkreis, Hebammen, Ärztinnen und Ärz-
ten, sowie anderen Professionen und nachsorgenden Einrichtungen statt.  
26,5% der Befragungspersonen gaben neu entstandene Themen für Fortbildun-
gen, wie z.B. zu sexuellem Missbrauch, zur Gesprächsführung mit den Eltern, 
Eltern/ Kinder mit psychischen Problemen, an. Aber auch Fortbildungen zum 
§ 8a SGB VIII wurden immer wieder erwähnt.  
Neue Methoden, wie der Ausbau der kollegialen Fallberatung, auch trägerüber-
greifend, eine einheitliche Dokumentation sowie die Einführungen von Protokol-
len in Fallgesprächen und Helferkonferenzen konnten sich entwickeln. 
Weiterhin entstanden niederschwellige Hilfsangebote, z.B. Außenstellen der Be-
ratungsstelle, Begleitung von Eltern bei Behördenangelegenheiten und themati-
sche Elternabende. Als andere Entwicklungen wurden ein entsprechend geschul-
tes Fachteam, welches sich regelmäßig trifft und über aktuelle Fallarbeit berät, 
Handlungsorientierung und eine Mädchengruppe angegeben. 
Diese Ergebnisse zeigen die wichtige Stellung der „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“ für neue Entwicklungen und Verfestigung im Netzwerk in einem kooperati-
ven Kinderschutz. 
Für die beständige Qualitätsentwicklung in diesem Beratungsfeld war in der em-
pirischen Untersuchung von Relevanz, welchen strukturellen und inhaltlichen 
Klärungsbedarf die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ derzeit sehen (Frage 3.2) 
und welche Wünsche/ Erwartungen sie an ihre zukünftige Tätigkeit formulieren 
(Frage 3.3). Die Antworten der Befragungspersonen werden im Folgenden dar-
gestellt. 
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Tabelle 4: Ungeklärte Fragen und Probleme 
Welcher Klärungsbedarf wird von den Fachkräften formuliert? 
(Frage 3.2, n=70, Mehrfachnennungen)  
Nennungen
Klärungsbedarf hinsichtlich der zeitlichen Ressourcen und Finan-
zierung der Beratungstätigkeit (insbesondere bei externer Bera-
tung) 
34 
Vernetzung der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ (Erfahrungsaus-
tausch, fehlende Bekanntheit der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“, 
professionsübergreifende Zusammenarbeit in Netzwerken) 
19 
Fehlende Standards zum Vorgehen der Gefährdungseinschätzung 
(Handlungsunsicherheiten bei fallführenden Mitarbeitern, unzu-
reichende Informationen über § 8a SGB VIII, fehlende Information 
über entsprechende Vorgehensweisen, Materialien…)
17 
Fehlende Stellenbeschreibung und damit unklare Rahmenbedin-
gungen und Beratungsaufgaben (Auftrag, Zuständigkeit, Abrech-
nung) 
10 
Unklarheit über fachliche Qualifikation zur Ausübung der Tätigkeit 
(Spezialisierung und Zertifizierung der „insoweit erfahrenen Fach-
kräfte“, Aufgaben der externen Beratung) 
9 
Zusammenarbeit mit dem Jugendamt/ Allgemeinen Sozialen 
Dienst qualifizieren  
6 
Zeitliche und finanzielle Absicherung der fortlaufenden Qualifikati-
on durch entsprechende Weiterbildungen 
4 
Haftungsfragen, welche sich aus der Fachberatung nach § 8a 
Abs. 4 SGB VIII ergeben 
2 
Quelle: eigene Darstellung 
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Tabelle 5: Wünsche der Fachkräfte 
Was wünschen Sie sich für Ihre zukünftige Beratungstätigkeit 
als „insoweit erfahrene Fachkraft“? (Frage 3.3, N=92)
Nennungen
zeitliche und finanzielle Ressourcen 58 
Anleitung und Austausch im regionalen Fachteams (Fallbespre-
chungen; Vernetzung mit Kollegen aus Jugendhilfe, Schule, 
Gesundheitswesen) 
37 
Standards und klare Rahmenbedingungen (Tätigkeitsbeschrei-
bung, tragfähige Vereinbarung, fachliche Standards)
16 
(regelmäßige) Angebote für Weiterbildungen und Erfahrungsaus-
tausch 
12 
Zusammenarbeit mit dem Jugendamt/ Allgemeinen Sozialen Dienst 
qualifizieren (intensiveres zusammenarbeiten (Austausch, Rück-
meldungen) mit den Jugendämtern und evtl. Mitspracherecht) 
11 
Sensibilisierung von fallführenden Fachkräften zum Beratungsauf-
trag der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ ((mehr) Anfragen ohne 
akuten Anlass, mehr Akzeptanz, mehr Inanspruchnahmen) 
9 
Mehr fallbezogene Informationen und Austausch, fachliche Anlei-
tung 
7 
Entsprechende fachliche Qualifikationen und Erfahrungen im 
Kinderschutz 
3 
Quelle: eigene Darstellung
Die Ergebnisse dieser beiden offenen Fragen sollen nachfolgend zusammenge-
fasst ausgewertet werden. Einige Aussagen wurden bereits in vorhergehende 
Kapitel eingebunden. Die kategorisierten Aussagen der Tabellen 4 und 5 sind im 
Anhang 5 nachzulesen. 
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36 Fachkräfte schildern die ungeklärte Finanzierung ihrer Beratungstätigkeit und 
sprechen sich dafür aus, mehr Verbindlichkeiten zu schaffen. Weitere drei Fach-
kräfte regen Empfehlungen zum Einsatz und der Vergütung bei externen Bera-
tungen an. Dies könnte über die Vereinbarungen mit den Jugendämtern oder 
durch die Entwicklung verbindlicher Standards möglich werden. Aufgrund der 
zusätzlichen Verantwortung und ihrer speziellen Fachkenntnisse im Kinderschutz 
sowie der Prozessberatung regen die befragten Fachkräfte an, z.B. den finanziel-
len Aufwand über Fachleistungsstunden oder Arbeitszeitausgleich, über Fahrt-
kostenerstattung, Übernahme von Kosten für Weiterbildung oder Supervision zu 
klären. Dazu ein Zitat einer Fachkraft: „Wird alles mit der Regelfinanzierung ab-
gedeckt, führt dies zwangsläufig zu Einschränkungen der Kapazitäten im Regel-
bereich“ (Antwortkategorie 3.2). 
Ebenso großer Klärungsbedarf besteht hinsichtlich der zeitlichen Ressourcen für 
die Beratung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII. 37 der Befragten wünschen sich zusätz-
lich zur Verfügung stehende Arbeitszeit, weitere drei hätten gern zusätzlich mehr 
Zeit zur Vorbereitung und Reflexion der Fälle. Für den umfassenden Arbeitsauf-
trag einer „insoweit erfahrenen Fachkraft“ bedarf es einem angemessenen Rah-
men an zusätzlicher Arbeitszeit. 
Als zweithäufigster Wunsch wurde von den Befragten die Anleitung und der Aus-
tausch in regionalen Fachteams (37) genannt. Weiterhin werden eine 1-2 jährli-
che Zusammenkunft der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ aller Träger im Land-
kreis (3) vorgeschlagen. Viele Fachkräfte würden sich gern intensiver mit dem 
Jugendamt und dem Familiengericht austauschen, z.B. in speziellen Arbeits-
gruppen. Ebenso wird eine Vertiefung des Netzwerkes, insbesondere mit Ärztin-
nen und Ärzten gewünscht. Fünf der befragten Fachkräfte weisen darauf hin, 
dass „insoweit erfahrene Fachkräfte“ auch in Fachkreisen und dem Jugendamt 
noch nicht ausreichend bekannt sind. Um eine Vernetzung der Fachkräfte nach § 
8a SGB VIII sicherzustellen, schlagen diese eine Veröffentlichung in Form von 
Fachkräftelisten vor. Diese könnten z.B. auf der Homepage der/ des jeweiligen 
Landkreises/ kreisfreien Stadt bereitgestellt werden. 
Als weiteres großes Problem werden die fehlenden Rahmenbedingungen und 
Standards erlebt. 22 Fachkräfte wünschen sich klare Stellenbeschreibungen, in 
denen die Rahmenbedingungen der Beratungstätigkeit festgehalten sind.  
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Sie sagen aus, dass es keine klaren Regelungen gibt, für welche Einrichtungen 
die „insoweit erfahrene Fachkraft“ zuständig ist. Weitere Anregungen gibt es zur 
Ausgestaltung der Beratungstätigkeit. Hier wünschen sich zehn Fachkräfte „zu-
mindest kommunal einheitliche, verbindliche und fachlich fundierte Materialien 
zur Abschätzung, Dokumentation und Fallbearbeitung“ (Antwortkategorie 3.3). 
Zwei weitere Fachkräfte hätten gern den Verfahrensablauf bei externen Beratun-
gen geklärt. Vier der Befragten gaben an, dass die Finanzierung bei externen 
Beratungen unklar ist.  
Angebote für Fort- und Weiterbildungen, welche vor allem praxisnah angelegt 
sein sollten, werden von 12 Befragten gewünscht. Weitere vier regen an, dass 
mindestens eine Fort- und Weiterbildung pro Jahr sichergestellt werden soll und 
der zeitliche und finanzielle Aufwand geklärt sein muss. 
Vom Jugendamt und dem Allgemeinen Sozialen Dienst wünschen sich die Be-
fragten zum einen eine bessere Lobby sowie die Koordination der Helfersysteme 
von einem Amt aus und zum anderen eine Verbesserung des Austausches und 
der Zusammenarbeit hinsichtlich Meldungen, Fallverläufen sowie Rückmeldun-
gen über eingeleitete Hilfen.  
Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Qualifikation der „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“. Es kam immer wieder die Frage auf: „Welche Qualifikationen werden zur 
Ausübung der Tätigkeit vorausgesetzt?“ (4). Es werden verpflichtende Qualifizie-
rungen von sechs Befragten gefordert und zwei verlangen zusätzlich eine Zertifi-
zierung aller „insoweit erfahrenen Fachkräfte“. 
Aufgrund fehlender Standards gibt es auch in der Praxis viele Unsicherheiten 
über die Beratungsaufgaben: „Im Umfeld sind die Aufgaben der externen „inso-
weit erfahrenen Fachkraft“ noch nicht so oder gar nicht bekannt, es gibt da sehr 
viel Informations- und Übungsbedarf.“ (Frage 3.2). 
Eine Fachkraft ist der Meinung: „in vielen Einrichtungen wird oft noch der "kurze" 
Weg über Anruf beim - bekannten - Jugendamtsmitarbeiter ohne § 8a-
Dokumentation gesucht, da die Meldebögen und das Prozedere zu umständlich 
erscheinen und viele Fachkräfte meinen, vorher ja schon alles ausgeschöpft zu 
haben“ (Antwortkategorie Frage 3.3).  
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7.5 Welches fachliche und berufliche Profil zeichnet die 
„insoweit erfahrene Fachkraft“ aus?  
Um das fachliche und berufliche Profil der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ be-
schreiben zu können, wurden die folgenden Fragestellungen untersucht. 
Eine wichtige Rolle zur Sicherung der Qualität einer „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ ist die nötige Erfahrung. Die Fachliteratur schließt 
Berufsanfänger_innen grundsätzlich von der Beratungstätigkeit nach § 8a Abs. 4 
SGB VIII aus (vgl. Kapitel 3.1.3). 
Abbildung 23: Berufserfahrung 
Quelle: eigene Darstellung 
Die Frage nach der Dauer der Tätigkeit im sozialen Bereich ergab, dass nur 4,6% 
der Befrageten unter 5 Jahren und weit mehr als die Hälfte der 
Befragungspersonen bereits über 10 Jahre Berufserfahrungen im sozialen 
Bereich (Frage 4.5, n=130) gesammelt haben. Bei einer Nennung lag das 
Minimum an Berufserfahrungen bei 2 Jahren. Weitere drei Befragungspersonen 
gaben an, drei Jahre Berufserfahrungen im sozialen Bereich zu besitzen. Alle 
anderen Teilnehmer_innen können den Mindeststandard von mindestens drei 
Jahren Erfahrung im sozialen Bereich aufweisen. Das Maximum an Erfahrungen 
lag bei 40 Jahren, sodass sich ein Mittelwert von 16 Jahren errechnete.   
4,6% (6)
22,3% (29)
46% (60)
26,9% (35)
 bis 5 Jahre 5 bis 10
Jahre
über 10
Jahre
über 20
Jahre
Wie viele Jahre sind Sie bereits 
im sozialen Bereich tätig?   
(Frage 4.5, n=130)
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Insgesamt kann gesagt werden, dass die große Mehrheit der befragten „insoweit 
erfahrenen Fachkräfte“ im Freistaat Sachsen eine langjährige Berufserfahrung im 
sozialen Bereich mitbringen. 
Ein weiteres Qualitätsmerkmal, neben den Berufserfahrungen im sozialen 
Bereich, stellt die Berufsausbildung dar. Ob diese Fachkräfte auch fallführend in 
Kinderschutzfällen tätig waren, kann an dieser Stelle nicht diskutiert werden. 
Abbildung 24: Berufsabschluss 
Quelle: eigene Darstellung 
Die Frage nach dem Berufsabschluss ergibt, dass 47% der „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ im Freistaat Sachsen einen Abschluss als Sozialpädagoge und 
Sozialpädagogin/ Sozialarbeiter_in haben. Weitere 23,8% sind ausgebildete 
Erzieher_innen und 13,2% besitzen den Berufsabschluss als Pädagagogen und 
Pädagoginnen. Dies stimmt mit den beruflichen Arbeitsfeldern überein.  
Unter Sonstiges fielen therapeutische Richtungen, wie z.B. Familientherapeut_in 
und Traumatherapeut_in, weitere soziale und pädagogische Abschlüsse sowie 
andere Berufsgruppen im Kinderschutz. 
Insgesamt gesehen sind die mit dieser Befragung erreichten Fachkräfte hoch 
qualifiziert.  
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23,8% (36)
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Sozialpädagoge_in/…
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Heilpädagoge_in
Sonstiges
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(Frage 4.4, n=173, Mehrfachnennungen)
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Da die Ausbildung zur „insoweit erfahrenen Fachkraft“ auf große Nachfrage stößt 
(vgl. Lüders 2008, S 90), wurde weiterhin der Bereich der Fort- und Weiterbildun-
gen untersucht. 
Abbildung 25: Fort- und Weiterbildungen 
 Quelle: eigene Darstellung 
Die Befragung ergibt, dass 38,4% einen Zertifikatskurs zur „insoweit erfahrenen 
Fachkraft“ absolviert haben. Dieser Teil sollte somit bestmöglich auf die Tätigkeit 
nach § 8a Abs. 4 SGB VIII vorbereitet worden sein. 
Für die Qualitätssicherung im Bereich des Kinderschutzes spielen regelmäßige 
Fort- und Weiterbildungen eine große Rolle. Weiterhin kann es von Vorteil sein, 
wenn es spezialisierte Fachkräfte gibt, denn nicht jede Fachkraft kann in allen 
Gefährdungslagen und Altersspannen bewandert sein (vgl. Kapitel 4.1.2).  
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Kindesmisshandlungen
Alkohol- und Drogenmissbrauch
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Behinderung
Sonstiges
Haben Sie seit Ihrer Tätigkeit als „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ Fortbildungen/ Weiterbildungen 
im Bereich des Kinderschutzes besucht?
(Frage 4.6, n=285, Mehrfachnennungen)
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Jeweils ca. 20-30% der Befragungspersonen haben sich auf bestimmte Bereiche 
des Kinderschutzes spezialisiert. Jedoch haben auch 20% der befragten „inso-
weit erfahrenen Fachkräfte“ keinerlei Fort-/ oder Weiterbildung im Bereich des 
Kinderschutzes besucht (Frage 4.6, Mehrfachnennungen).  
Hier könnte vermutet werden, dass es „insoweit erfahrene Fachkräfte“ gibt, wel-
che von Weiterbildungen nicht erreicht werden oder keine zeitlichen und/ oder 
finanziellen Ressourcen besitzen, sich im Kinderschutz, speziell zum § 8a SGB 
VIII, weiterzubilden. Aus den Ergebnissen ist anzunehmen, dass in der Praxis 
noch zu wenig spezialisierte Fachkräfte zur Verfügung stehen. 
Zieht man zu dieser Frage das Berufsfeld der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
heran, wird deutlich, dass 24% der Zertifikatskursteilnehmer_innen aus der Kin-
dertagesstätte und 21% aus den Erziehungshilfen kommen. Zur Spezialisierung 
im Bereich des sexuellen Missbrauchs, bilden sich vor allem Kollegen_innen aus 
den Familien- und/ oder Erziehungsberatungsstellen (37%) weiter 
(vgl. Anhang 6). 
Diese Ergebnisse lassen zwei Interpretationsspielräume offen. Zum einen, dass 
sich die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ im Freistaat Sachsen aufgrund ihrer 
Ausbildung und beruflichen Erfahrung ausreichend mit dem Thema Kinderschutz 
auseinandergesetzt haben oder zum anderen, dass es aufgrund der wenigen 
Fort- und Weiterbildungen zu großen Unsicherheiten in der Rolle und Ausübung 
der Beratungstätigkeit kommt und damit einhergehend auch nicht genügend qua-
lifizierte „insoweit erfahrene Fachkräfte“ zur Verfügung stehen. 
In den offenen Fragen 3.2 und 3.3 (vgl. Kapitel 7.4) wird der Wunsch nach und 
der Bedarf an Fort-und Weiterbildungen geäußert. Dies würde dafür sprechen, 
dass Fachkräfte nicht erreicht werden oder es an finanziellen und zeitlichen Res-
sourcen scheitert. 
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8. Rückschluss auf den bisherigen 
Forschungsstand 
Nachdem im Kapitel sechs die Ergebnisse analysiert und diskutiert wurden, 
erfolgt nun der Rückschluss auf den bisherigen Forschungsstand. 
Ein detaillierter Vergleich der vorliegenden Studien mit der eigenen Untersu-
chung „Zur aktuellen Situation der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ – eine empi-
rische Untersuchung im Freistaat Sachsen“ würde den Rahmen dieser Arbeit 
übersteigen. Aus diesem Grund werden nur die Hauptaussagen herausgearbeitet 
und mit der eigenen Untersuchung in Verbindung gebracht. 
In der Forschungsarbeit von Köckeritz und Dern (2012) im Auftrag des Kommu-
nalverbandes für Jugend und Soziales Baden-Württemberg sind im Hinblick auf 
Tätigkeitsbeginn, Beanspruchung, Beratungsfälle, das Arbeitsfeld und die Quali-
fizierung der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ annähernd gleiche Ergebnisse zu 
verzeichnen. Die Forschung ergab ebenso eine fehlende Zeit für die Beratungs-
tätigkeit, noch nicht genügend inhaltliche und methodische Fortbildungen sowie 
zu wenig Möglichkeiten zur Supervision.  
Durch andere Fragestellungen kamen Köckritz und Dern (2012) weiterhin zu dem 
Ergebnis, dass die Beratungstätigkeit durch fehlende Rechtskenntnisse er-
schwert wird und die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ zeitlichen und emotionalen 
Belastungen ausgesetzt sind (S. 63). 
Ein Unterschied zur eigenen Untersuchung ist, dass die „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ in Baden-Württemberg mehr Spezialisierungen aufweisen und aus-
reichend Arbeitszeitausgleich von ihrem Arbeitgeber zur Verfügung gestellt be-
kommen (vgl. ebd.). 
Lebwohl et al. (2011) untersuchten in der Studie im Auftrag des Landesjugend-
amtes die „Professionelle Selbstwahrnehmung von Kinderschutzfachkräften in 
Sachsen-Anhalt“. Auch hier sind im Bereich Einsatzfeld, Erfahrungen im sozialen 
Bereich, Spezialisierung, Kooperation und Vernetzung gleiche Ergebnisse zu 
präsentieren.  
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Im Gegensatz zur eigenen Studie sind jedoch die wenigsten Fachkräfte, länger 
als drei Jahre, in diesem Bereich tätig und der größere Teil besuchte einen Zerti-
fikatskurs (vgl. Lebwohl et al 2011, S. 10 f.). Ebenso gibt es kaum finanzielle und 
zeitliche Ressourcen für die Beratungstätigkeit.  
Die Möglichkeiten zur Supervision scheinen in Sachsen-Anhalt noch schlechter 
zu sein. Hier haben 83,7% der Befragten keine Möglichkeit zur Supervision (vgl. 
ebd., S. 18). 
Weiterhin stellen Lebwohl et al. (2011) fest, dass sich noch kein klares Aufga-
bengebiet für „insoweit erfahrene Fachkräfte“ etablieren konnte. Dies hat zur Fol-
ge, dass vermehrt fallführend gearbeitet wird (vgl. S. 37). 
Müller & Frese (2009) forschten im Auftrag des Institutes für soziale Arbeit e.V. 
und stellten ebenso einen strukturellen (externe Beratung, ungeklärte Kosten und 
Ressourcenfrage) und inhaltlichen (Kooperation, Qualifikation der Fachkräfte, 
Dokumentation, Klarheit über Auftrag und Rolle) Klärungsbedarf fest (S. 4). Dies 
stimmt weitestgehend mit der eigenen Studie überein. Diese plädieren durch die 
Ergebnisse dafür die Kosten zu regeln sowie zusätzliche personelle Ressourcen 
und fachliche Weiterbildungen zu etablieren (vgl. Müller & Frese (2009), S. 7).  
Der Deutsche Kinderschutz Bundesverband e.V. (2011) stellte fest, dass kein 
einheitliches Qualifizierungsprofil der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ vor-
herrscht (S. 9 ff.). Weiterhin sei auch hier das Aufgabenspektrum noch nicht klar 
genug (ebd.). Da dieses dringend notwendig ist, wurden Mindeststandards für die 
Weiterbildungen zur „insoweit erfahrenen Fachkraft“ formuliert 
(vgl. ebd., S. 33 ff.). 
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9. Fachempfehlungen für die Weiterentwicklung 
der örtlichen Praxis  
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der Untersuchung gebündelt und Emp-
fehlungen zum transparenten Umgang mit dem besonderen Schutzauftrag 
gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII, insbesondere wenn das Arbeitsfeld der „insoweit er-
fahrenen Fachkraft“ zu beschreiben ist, abgeleitet.
An der Befragung „Zur aktuellen Situation der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ – 
eine empirische Untersuchung im Freistaat Sachsen“ nahmen 151 in der Praxis 
tätige „insoweit erfahrene Fachkräfte“ teil. In dem Fragebogen gaben sie Aus-
kunft über die Rahmenbedingungen ihrer Beratungstätigkeit, deren Inanspruch-
nahme und Beratungsaufgaben, deren fachlichen und beruflichen Profil sowie 
über die Sicherung der Qualität. 
Die derzeit tätigen „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ sind hoch qualifiziert und 
weisen eine langjährige Berufserfahrung im sozialen Bereich auf. Über die Hälfte 
der befragten Fachkräfte haben ihre Rolle seit 2009 oder früher inne. Die unter-
suchten „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ im Freistaat Sachsen sind hauptsäch-
lich in dem Berufsfeld der Kindertagesstätte sowie den Hilfen zur Erziehung an-
gesiedelt.  
Die Ergebnisse bezüglich der Beratungstätigkeit zeigen, dass über die Hälfte der 
„insoweit erfahrenen Fachkräfte“ intern ihr eigenes Team beraten, wodurch die 
Objektivität der Fallbetrachtung in Frage zu stellen ist. In der Forschung von Kö-
ckeritz et al. (2011) wird dies folgendermaßen begründet: „Die Nutzung der intern 
vorhandenen Expertise ist offenbar eine naheliegende und verbreitete Lösung, 
die den Trägern hilft, mit den Anforderungen des Gesetzes umzugehen“ (S. 53).  
Demgegenüber berät annähernd ein Drittel der Fachkräfte extern. Im Bezug zu 
den Neuerungen des Bundeskinderschutzgesetzes § 4 Abs. 2 KKG und 
§ 8b Abs. 1 SGB VIII (kinder- und jugendnahe Berufsgeheimnisträger haben An-
spruch auf kollegiale Beratung des Falles mit einer „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“) ist zu prüfen, ob die notwendigen fachlichen sowie personellen Kapazitä-
ten für dieses Arbeitsfeld tatsächlich vor Ort zur Verfügung stehen.  
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Aufgaben der örtlichen Entscheidungsträger der Jugendhilfe sind neben 
der Festschreibung des Qualitätsprofils zur „insoweit erfahrenen Fach-
kraft“ (gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII, § 79a Abs. 3 SGB VIII) auch, Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, dass dem notwendigen personellen Bedarf auf-
grund des neuen BKiSchG frühzeitig Rechnung getragen wird.
Betrachtet man dazu die finanziellen und zeitlichen Ressourcen stellt sich die 
Frage inwieweit „insoweit erfahrene Fachkräfte“ ohne zusätzliche und zeitliche 
Ressourcen ihre Aufgaben überhaupt erfüllen können? Bei 42,4% der Befragten 
ist der zusätzliche zeitliche Aufwand für die Beratungstätigkeit nicht geregelt. 
Demnach sind sie gezwungen, die Fachberatung nach § 8a Abs. 4 SGB VIII in 
den Arbeitsalltag zu integrieren. Nur die wenigsten Fachkräfte können ihre Bera-
tungsaufgabe finanziell geltend machen. Um die Professionalisierung weiter 
zu unterstützen, bedarf es einen Ausbau der zeitlichen und finanziellen 
Ressourcen der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“. Das heißt Vertrags- und 
Finanzierungsmodelle zu entwerfen, welche die Zusammenarbeit von Fach-
kräften über die Fachprofessionen hinaus sicherstellt und tatsächlich ge-
währleistet13.
Es wurde weiterhin festgestellt, dass der Arbeitsauftrag bei einem Großteil der 
„insoweit erfahrenen Fachkräfte“ in den Kooperationsvereinbarungen mit dem 
Jugendamt (vgl. Abbildung 11) geregelt ist. Leider gibt die Untersuchung keinen 
Aufschluss darüber, in welcher Form dies festgehalten ist. Die Frage nach den 
Regelungen ergab weiterhin, dass die Qualifikation noch zu wenig in den 
Kooperationsvereinbarungen beschrieben wird. Diese Ergebnisse verdeutlichen 
den strukturellen und inhaltlichen Klärungsbedarf der 
Kooperationsvereinbarungen. Aus diesem Grund sollte jede Einrichtung die 
inhaltliche und strukturelle Einbindung ihrer „insoweit erfahrene Fachkräfte“ hin-
terfragen.  
  
                                               
13 vgl. hierzu auch Lebwohl et al. 2011, S. 40 
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Besonders für die Beschreibung des Arbeitsfeldes der „insoweit 
erfahrenen Fachkräfte“ können öffentliche und freie Träger der Jugendhilfe 
die vorliegende Untersuchung für die Vereinbarungen nach § 8a SGB VIII 
heranziehen14. Um die Qualität in diesem Arbeitsfeld sicherzustellen, 
braucht es gemeinsame, trägerübergreifende Standards. Diese gilt es in 
fachlichen und politischen Aushandlungen zu erstellen15. Die Träger der 
Einrichtungen und Dienste haben die Rahmenbedingungen der Beratungs-
tägigkeit sicherzustellen.
Zusammenfassend zur Fachberatung lässt sich sagen, dass die „insoweit 
erfahrenen Fachkräfte“ im Jahr 2011 im Durchschnitt vier interne und drei 
externe Kinderschutzfälle beraten haben. Den Beratungsumfang schätzen ca. die 
Hälfte der Fachkräfte gleichbleibend ein, zwei Drittel der Fachkräfte sogar als 
steigend. Ebenfalls die Hälfte der Befragungspersonen gibt an, einmalige 
Beratungsgespräche, mit einem Zeitaufwand von einer bis zwei Stunden zu 
haben. Im Jahr 2011 wurden mit 404 Beratungsfällen am häufigsten die 
Kindertagesstätten beraten, gefolgt von den Hilfen zur Erziehung. 
In den Beratungen geht es hauptsächlich um Anhaltspunkte für 
Vernachlässigungen sowie um Anhaltspunkte für die Gefährdung durch 
mangelnde Erziehungsfähigkeit und Erziehungskompetenz der Eltern. 
Gefährdungslagen mit schwierig wahrnehmbaren Anhaltspunkten, wie häusliche 
Gewalt und sexueller Missbrauch, werden wahrgenommen und beraten. Hier 
bedarf es jedoch einer weiteren Sensibilisierung der „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ für verdeckte Erscheinungsformen.16
Zur Gefährdungseinschätzung werden verschiedene Materialien und Ressourcen 
genutzt. Es besteht jedoch der dringende Wunsch nach regional einheitlich 
geregelten Verfahrensabläufen, Handlungsanleitungen und Beurteilungshilfen. 
  
                                               
14 vgl. hierzu auch Lasner-Tietze 2011, S. 38 
15 vgl. hierzu auch Lebwohl et al. 2011, S. 40 
16 vgl. hierzu auch Lebwohl et al. 2011, S. 40 
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Während des Beratungsprozesses ist sich der Großteil der Fachkräfte seinen 
Aufgaben bewusst. Wichtig wäre die Klärung der Fallverantwortung noch 
deutlicher herauszustellen und diese auch in den Vereinbarungen 
schriftlich festzuhalten.  
Die Beratungen laufen meist auf die Hinzuziehung des 
Personensorgeberechtigten und des Kindes/ des Jugendlichen sowie auf die 
Vermittlung an weitere Professionenen hinaus. Noch zu wenig kommt der 
präventive Charakter des Kinderschutzes zum Tragen. Dies zeigt sich durch die 
zu geringe Inanspruchnahme der niederschwelligen Hilfsangebote und der vielen 
Meldungen an das Jugendamt. Es bedarf hierbei einer Stärkung und 
Aufklärung der fallführenden Fachkräfte, eine „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ bereits bei ersten Anzeichen einer (vermuteten) 
Kindeswohlgefährdung hinzuzuziehen17.  
Durch die vorliegende Untersuchung wird deutlich, dass die Supervision, als ge-
forderter Standard, in der Praxis nur wenig in Anspruch genommen werden kann. 
In solch einem schwierigen Beratungsfeld sollte jedoch eine regelmäßige 
Supervision, in Bezug auf die eigene Arbeit und der Unterstützung als Form 
von Professionalität im Arbeitsalltag verankert sein18.  
Positiver ist der fachliche Austausch zu beurteilen. Annähernd ein Drittel der 
Fachkräfte besitzen die Möglichkeit, sich trägerintern auszutauschen und 45% 
nutzen dies sogar regional. Um den fachlichen Austausch weiter zu etablie-
ren, sollte die Vernetzung der „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ untereinan-
der, trägerübergreifend und arbeitsfeldübergreifend gefördert und stärker 
systematisiert werden19. Damit könnte gleichzeitig ein Fachaustausch, der 
Fachkräfte untereinander, bei unzureichender Kompetenz ermöglicht und somit 
einer Einzelkämpferkultur vorgebeugt werden. 
  
                                               
17 vgl. hierzu auch Lebwohl et al. 2011, S. 40 
18 vgl. hierzu auch Lebwohl et al. 2011, S. 41 
19 vgl. hierzu auch Lebwohl et al. 2011, S. 41 
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In diesem schwierigen Beratungsfeld bedarf es weiterhin Fort- und Weiterbildung 
sowie Spezialisierung. Nur 38,4% der Befragten haben bislang einen Zertifikats-
kurs zur „insoweit erfahrenen Fachkraft“ absolviert und 20% der Fachkräfte ha-
ben keine Fort- und Weiterbildungen besucht. Es bedarf einer „regelmäßigen 
und qualifizierten Fort- und Weiterbildung auf kommunaler und Landes-
ebene, um eine professionelle Selbstwahrnehmung, ein einheitliches Rol-
lenbild und eine aktuelle Fachlichkeit sicherzustellen“(Lebwohl et al. 2011, 
S. 40). Nur so kann eine „insoweit erfahrene Fachkraft“ den Ansprüchen des Ge-
setzgebers gerecht werden. Die bereits bestehenden Angebote sind weiterhin zu 
fördern und auszubauen. Weiterhin sollten in bestimmten Bereichen des Kinder-
schutzes verstärkt spezialisierte Weiterbildungen, z.B. sexueller Missbrauch oder 
häusliche Gewalt angeboten werden, um eine fallspezifischere Beratung sicher-
stellen zu können. 
10. Schlussbemerkung 
Im Rahmen der Diplomarbeit habe ich die aktuelle Situation der „insoweit erfah-
renen Fachkräfte“ untersucht. Ich freue mich, dass der DKSB Landesverband 
Sachsen e.V. dieses Vorhaben sehr begrüßt und mich während der gesamten 
Durchführung begleitet hat. Ohne die Unterstützung des DKSB Landesverband 
Sachsen e.V. wäre die Planung und Realisierung dieser Arbeit nur erschwert 
möglich gewesen. Durch die Bereitstellung der Software für den Onlinefragebo-
gen konnte dieser schnell und kostenfrei eingestellt und frei geschalten werden. 
Ebenso gestaltete sich der Feldzugang über den Verteiler des DKSB Landesve-
randes Sachsen e.V. rasch und unkompliziert, sodass schließlich 151 Fragebö-
gen zur Auswertung vorlagen. Die Rückmeldungen auf das Vorhaben waren ins-
gesamt sehr positiv. Viele der Befragten äußerten ein großes Interesse an den 
Ergebnissen der Forschung. 
Die Datenauswertung erfolgte über das Computerprogramm SPSS. Bei der Ana-
lyse der Daten bemerkte ich, an welchen Stellen die Items oder Antwortkatego-
rien des Fragebogens hätten anders formuliert werden können, um konkretere 
Ergebnisse zu erhalten. Dies war jedoch nur bei wenigen Fragen der Fall. 
Aufgrund der großen Datenmenge benötigte ich mehr Zeit für die Auswertung. 
- 93 - 
Hinzu kamen die Präsentationen der Ergebnisse beim Netzwerktreffen und Kon-
ferenzen, sodass ich meinen ursprünglich erstellten Zeitplan verschoben sowie 
ausgebaut habe. 
Rückblickend kann ich feststellen, dass ich mit dem gesamten Verlauf der Unter-
suchung sowie den gewonnen Ergebnissen sehr zufrieden bin. 
10.1 Erkenntnistransfer 
Mit der vorliegenden Untersuchung wird die Gesamtsituation der „insoweit erfah-
renen Fachkräfte“ im Freistaat Sachsen dargestellt. Ich denke, dass die Ergeb-
nisse wesentlich dazu beitragen können die Situation der Fachkräfte nachhaltig 
zu verbessern. Weiterhin hoffe ich, dass die Ergebnisse eine Weiterentwicklung 
der freien Träger und Kommunen bezüglich der Rahmenbedingungen der „inso-
weit erfahrenen Fachkräfte“ bewirkt. Mit klar geregelten Arbeitsbedingungen wird 
eine bessere Handlungssicherheit seitens der Fachkräfte bewirkt werden, welche 
sich gleichzeitig positiv auf den Schutz von Kindern auswirkt. 
Der Landesjugendhilfeausschuss des Freistaates Sachsen hat in seiner Sitzung 
am 13.09.2012 die in zwei Arbeitsgruppen erstellten Rahmenempfehlungen des 
Landesjugendamtes (vgl. Landesjugendhilfeausschuss 16/2012) zur Qualitäts-
entwicklung gem. §§ 79 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, 79a Sätze 1 und 2 SGB VIII sowie 
die Hinweise zur Umsetzung des BKiSchG gem. § 72a SGB VIII einstimmig ver-
abschiedet. In den fachpolitischen Diskussionsprozessen der Arbeitsgruppen 
konnte der DKSB Landesverband Sachsen e.V. vor allem die Position zu den 
Fachstandards für die „insoweit erfahrenen Fachkräfte“ mit einbringen. 
Durch den DKSB Landesverband Sachsen e.V. hatte ich weiterhin die Möglich-
keit, die Ergebnisse und Fachempfehlungen in entsprechenden Fachkreisen zu 
präsentieren. Durch die Reaktionen der Fachpraxis empfand ich ein großes Inte-
resse an den Ergebnissen und Fachempfehlungen der Untersuchung sowie ei-
nen hohen Diskussionsbedarf zur Situation der „insoweit erfahrenen Fachkraft“.  
  
- 94 - 
Aus diesem Grund soll die Arbeit, nach erfolgreichem Abschluss, auf der Home-
page des DKSB Landesverbandes Sachsen e.V. veröffentlicht werden. 
Wünschenswert wäre eine Evaluation der „Situation der „insoweit erfahrenen 
Fachkräfte“ im Freistaat Sachsen“ nach eventuell drei Jahren, um vergleichbare 
Ergebnisse zu erhalten und die Entwicklungslinien aufzuzeigen. 
10.2 Fragen für Anschlussforschungen 
Während der Forschungsarbeit ergaben sich neue Fragestellungen, welche im 
Rahmen dieser Untersuchung nicht beantwortet werden konnten. 
Fragen für Anschlussforschungen könnten sein: 
 Wie wurde bis zur Hinzuziehung der „insoweit erfahrenen Fachkraft“ mit 
der Familie und dem Kind/ Jugendlichen gearbeitet? 
 Wie gestaltet sich die tatsächliche Arbeitsverteilung von fallführender 
und „insoweit erfahrener Fachkraft“? 
 Wie war die Meldequalität der eingegangen Fälle für Kindeswohlgefähr-
dung? 
 Nimmt der Allgemeine Soziale Dienst eine Entlastung durch die „inso-
weit erfahrenen Fachkräfte“ wahr? 
 Was ist konkret in den Vereinbarungen nach § 8a Abs. 4 SGB VIII zwi-
schen den Jugendämter und freien Trägern geregelt? 
 Liegen Mustervereinbarungen vor und werden diese individualisiert an-
gewendet? 
 Konnte mit der Intervention das erreicht werden, was von allen Beteilig-
ten angestrebt wurde und somit die Ergebnisqualität gesichert werden? 
All diese Themen könnten durchaus in weiteren Forschungen bearbeitet werden. 
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SYNOPSE  
zum Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und 
Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz – BKiSchG) 
Quelle: 
www.dijuf.de/tl_files/downloads/2011/2012/DIJuF-Synopse_BKiSchG_2012.pdf
[13.07.2012] 
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SY N OPSE  
zum Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
(Bundeskinderschutzgesetz  BKiSchG) 
BT-Drucks. 17/6256, 17/7522, 17/8130 
Bisherige Fassung Verabschiedete Fassung 
Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) 
 § 1 Kinderschutz und staatliche Mitverant-
wortung 
(1) Ziel des Gesetzes ist es, das Wohl von Kin-
dern und Jugendlichen zu schützen und ihre 
körperliche, geistige und seelische Entwick-
lung zu fördern.  
(2) Pflege und Erziehung der Kinder und Ju-
gendlichen sind das natürliche Recht der 
Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende 
Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatli-
che Gemeinschaft. 
(3) Aufgabe der staatlichen Gemeinschaft ist 
es, soweit erforderlich, Eltern bei der Wahr-
nehmung ihres Erziehungsrechts und ihrer 
Erziehungsverantwortung zu unterstützen, 
damit 
1.  sie im Einzelfall dieser Verantwortung 
besser gerecht werden können, 
2.  im Einzelfall Risiken für die Entwicklung 
von Kindern und Jugendlichen frühzeitig 
erkannt werden und 
3.  im Einzelfall eine Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder Jugendlichen vermie-
den oder, falls dies im Einzelfall nicht 
mehr möglich ist, eine weitere Gefähr-
dung oder Schädigung abgewendet 
werden kann. 
(4) Zu diesem Zweck umfasst die Unterstüt-
zung der Eltern bei der Wahrnehmung ihres 
Erziehungsrechts und ihrer Erziehungsverant-
wortung durch die staatliche Gemeinschaft 
insbesondere auch Information, Beratung und 
Hilfe. Kern ist die Vorhaltung eines möglichst 
frühzeitigen, koordinierten und multi-profes-
sionellen Angebots im Hinblick auf die Ent-
wicklung von Kindern vor allem in den ersten 
Lebensjahren für Mütter und Väter sowie 
schwangere Frauen und werdende Väter 
(Frühe Hilfen). 
 § 2 Information über Unterstützungsangebote 
in Fragen der Kindesentwicklung 
(1) Eltern sowie werdende Mütter und Väter 
sollen über Leistungsangebote im örtlichen 
Einzugsbereich zur Beratung und Hilfe in Fra-
DIJuF-Synopse zum Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
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gen der Schwangerschaft, Geburt und der 
Entwicklung des Kindes in den ersten Lebens-
jahren informiert werden. 
(2) Zu diesem Zweck sind die nach Landes-
recht für die Information der Eltern nach Ab-
satz 1 zuständigen Stellen befugt, den Eltern 
ein persönliches Gespräch anzubieten. Die-
ses kann auf Wunsch der Eltern in ihrer Woh-
nung stattfinden. Sofern Landesrecht keine 
andere Regelung trifft, bezieht sich die in 
Satz 1 geregelte Befugnis auf die örtlichen 
Träger der Jugendhilfe. 
 § 3 Rahmenbedingungen für verbindliche 
Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 
(1) In den Ländern werden insbesondere im 
Bereich Früher Hilfen flächendeckend ver-
bindliche Strukturen der Zusammenarbeit der 
zuständigen Leistungsträger und Institutionen 
im Kinderschutz mit dem Ziel aufgebaut und 
weiterentwickelt, sich gegenseitig über das 
jeweilige Angebots- und Aufgabenspektrum 
zu informieren, strukturellen Fragen der An-
gebotsgestaltung und -entwicklung zu klären 
sowie Verfahren im Kinderschutz aufeinander 
abzustimmen. 
(2) In das Netzwerk sollen insbesondere Ein-
richtungen und Dienste der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe, Einrichtungen und Dienste, 
mit denen Verträge nach § 75 Absatz 3 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bestehen, 
Gesundheitsämter, Sozialämter, Gemeinsame 
Servicestellen, Schulen, Polizei- und Ord-
nungsbehörden, Agenturen für Arbeit, Kran-
kenhäuser, Sozialpädiatrische Zentren, Früh-
förderstellen, Beratungsstellen für soziale 
Problemlagen, Beratungsstellen nach den 
§§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktge-
setzes, Einrichtungen und Dienste zur Mütter-
genesung sowie zum Schutz gegen Gewalt in 
engen sozialen Beziehungen, Familienbil-
dungsstätten, Familiengerichte und Angehö-
rige der Heilberufe einbezogen werden. 
(3) Sofern Landesrecht keine andere Rege-
lung trifft, soll die verbindliche Zusammenar-
beit im Kinderschutz als Netzwerk durch den 
örtlichen Träger der Jugendhilfe organisiert 
werden. Die Beteiligten sollen die Grundsätze 
für eine verbindliche Zusammenarbeit in Ver-
einbarungen festlegen. Auf vorhandene 
Strukturen soll zurückgegriffen werden. 
(4) Dieses Netzwerk soll zur Beförderung Frü-
her Hilfen durch den Einsatz von Familien-
hebammen gestärkt werden. Das Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und 
DIJuF-Synopse zum Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
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Jugend unterstützt den Aus- und Aufbau der 
Netzwerke Frühe Hilfen und des Einsatzes von 
Familienhebammen, auch unter Einbezie-
hung ehrenamtlicher Strukturen durch eine 
zeitlich auf vier Jahre befristete Bundesinitiati-
ve, die im Jahr 2012 mit 30 Millionen Euro, im 
Jahr 2013 mit 45 Millionen Euro und in den 
Jahren 2014 und 2015 mit 51 Millionen Euro 
ausgestattet wird. Nach Ablauf dieser Befris-
tung wird der Bund einen Fonds zur Sicherstel-
lung der Netzwerke Frühe Hilfen und der psy-
chosozialen Unterstützung von Familien ein-
richten, für den er jährlich 51 Millionen Euro 
zur Verfügung stellen wird. Die Ausgestaltung 
der Bundesinitiative und des Fonds wird in 
Verwaltungsvereinbarungen geregelt, die das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium der Finanzen mit den 
Ländern schließt. 
 § 4 Beratung und Übermittlung von Informati-
onen durch Geheimnisträger bei Kindeswohl-
gefährdung 
(1) Werden 
1.  Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder 
Entbindungspflegern oder Angehörigen 
eines anderen Heilberufes, der für die Be-
rufsausübung oder die Führung der Be-
rufsbezeichnung eine staatlich geregelte 
Ausbildung erfordert, 
2.  Berufspsychologinnen oder psycholo-
gen mit staatlich anerkannter wissen-
schaftlicher Abschlussprüfung, 
3.  Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Ju-
gendberaterinnen oder -beratern sowie 
4.  Beraterinnen oder Beratern für Suchtfra-
gen in einer Beratungsstelle, die von ei-
ner Behörde oder Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts an-
erkannt ist, 
5.  Mitgliedern oder Beauftragten einer an-
erkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 
und 8 des Schwangerschaftskonfliktge-
setzes, 
6.  staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen 
oder -arbeitern oder staatlich anerkann-
ten Sozialpädagoginnen oder -pädago-
gen oder 
7.  Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen 
und an staatlich anerkannten privaten 
Schulen 
in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit ge-
wichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder eines Jugendli-
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chen bekannt, so sollen sie mit dem Kind 
oder Jugendlichen und den Personensorge-
berechtigten die Situation erörtern und, so-
weit erforderlich, bei den Personensorgebe-
rechtigten auf die Inanspruchnahme von Hil-
fen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder des Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird. 
(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur 
Einschätzung der Kindeswohlgefährdung ge-
genüber dem Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu die-
sem Zweck befugt, dieser Person die dafür 
erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer 
Übermittlung der Daten sind diese zu pseudo-
nymisieren.  
(3) Scheidet eine Abwendung der Gefähr-
dung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorge-
hen nach Absatz 1 erfolglos und halten die in 
Absatz 1 genannten Personen ein Tätigwer-
den des Jugendamtes für erforderlich, um 
eine Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder eines Jugendlichen abzuwenden, so 
sind sie befugt, das Jugendamt zu informie-
ren; hierauf sind die Betroffenen vorab hinzu-
weisen, es sei denn, dass damit der wirksame 
Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in 
Frage gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die 
Personen nach Satz 1 befugt, dem Jugend-
amt die erforderlichen Daten mitzuteilen. 
Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe 
(1) ... 
(2) ... 
(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind  
1.  ... 
2.  ... 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
6.  ... 
7.  ... 
8.  ... 
9.  ... 
10.  ... 
11.  ... 
12.  Beurkundung und Beglaubigung (§ 59), 
13.  ... 
§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe 
(1) ... 
(2) ... 
(3) Andere Aufgaben der Jugendhilfe sind  
1.  ... 
2.  ... 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
6.  ... 
7.  ... 
8.  ... 
9.  ... 
10.  ... 
11.  ... 
12.  Beurkundung (§ 59), 
13.  ... 
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§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
(1) ... 
(2) ... 
(3) Kinder und Jugendliche können ohne 
Kenntnis des Personensorgeberechtigten 
beraten werden, wenn die Beratung auf-
grund einer Not- und Konfliktlage erforderlich 
ist und solange durch die Mitteilung an den 
Personensorgeberechtigten der Beratungs-
zweck vereitelt würde. 
§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
(1) ... 
(2) ... 
(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch 
auf Beratung ohne Kenntnis des Personensor-
geberechtigten, wenn die Beratung auf 
Grund einer Not- und Konfliktlage erforderlich 
ist und solange durch die Mitteilung an den 
Personensorgeberechtigten der Beratungs-
zweck vereitelt würde. § 36 des Ersten Buches 
bleibt unberührt. 
§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so 
hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammen-
wirken mehrerer Fachkräfte abzuschätzen. 
Dabei sind die Personensorgeberechtigten 
sowie das Kind oder der Jugendliche einzu-
beziehen, soweit hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes oder des Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird. Hält das Jugend-
amt zur Abwendung der Gefährdung die 
Gewährung von Hilfen für geeignet und not-
wendig, so hat es diese den Personensorge-
berechtigten oder den Erziehungsberechtig-
ten anzubieten. 
 
 
 
(2) In Vereinbarungen mit den Trägern von 
Einrichtungen und Diensten, die Leistungen 
nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustel-
len, dass deren Fachkräfte den Schutzauftrag 
nach Absatz 1 in entsprechender Weise 
wahrnehmen und bei der Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos eine insoweit erfahrene 
Fachkraft hinzuziehen. Insbesondere ist die 
Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fach-
kräfte bei den Personensorgeberechtigten 
oder den Erziehungsberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn 
sie diese für erforderlich halten, und das Ju-
gendamt informieren, falls die angenomme-
nen Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um 
die Gefährdung abzuwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige An-
haltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so 
hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammen-
wirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. 
Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes 
oder dieses Jugendlichen nicht in Frage ge-
stellt wird, hat das Jugendamt die Erzie-
hungsberechtigten sowie das Kind oder den 
Jugendlichen in die Gefährdungseinschät-
zung einzubeziehen und, sofern dies nach 
fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich 
dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem 
Kind und von seiner persönlichen Umgebung 
zu verschaffen. Hält das Jugendamt zur Ab-
wendung der Gefährdung die Gewährung 
von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat 
es diese den Erziehungsberechtigten anzubieten. 
(4) In Vereinbarungen mit den Trägern von 
Einrichtungen und Diensten, die Leistungen 
nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustel-
len, dass 
1.  deren Fachkräfte bei Bekanntwerden 
gewichtiger Anhaltspunkte für die Ge-
fährdung eines von ihnen betreuten Kin-
des oder Jugendlichen eine Gefähr-
dungseinschätzung vornehmen, 
2.  bei der Gefährdungseinschätzung eine 
insoweit erfahrene Fachkraft beratend 
hinzugezogen wird sowie 
3.  die Erziehungsberechtigten sowie das 
Kind oder der Jugendliche in die Gefähr-
dungseinschätzung einbezogen werden, 
soweit hierdurch der wirksame Schutz 
des Kindes oder Jugendlichen nicht in 
Frage gestellt wird. 
In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für 
die Qualifikation der beratend hinzuzuzie-
henden insoweit erfahrenen Fachkraft insbe-
sondere die Verpflichtung aufzunehmen, dass 
die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungs-
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(3) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des 
Familiengerichts für erforderlich, so hat es das 
Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die 
Personensorgeberechtigten oder die Erzie-
hungsberechtigten nicht bereit oder in der 
Lage sind, bei der Abschätzung des Gefähr-
dungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine drin-
gende Gefahr und kann die Entscheidung 
des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist 
das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder 
den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
(4) Soweit zur Abwendung der Gefährdung 
das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der 
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der 
Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf 
die Inanspruchnahme durch die Personen-
sorgeberechtigten oder die Erziehungsbe-
rechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tä-
tigwerden erforderlich und wirken die Perso-
nensorgeberechtigten oder die Erziehungs-
berechtigten nicht mit, so schaltet das Ju-
gendamt die anderen zur Abwendung der 
Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 
berechtigten auf die Inanspruchnahme von 
Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforder-
lich halten, und das Jugendamt informieren, 
falls die Gefährdung nicht anders abgewen-
det werden kann. 
(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des 
Familiengerichts für erforderlich, so hat es das 
Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die 
Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in 
der Lage sind, bei der Abschätzung des Ge-
fährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine 
dringende Gefahr und kann die Entschei-
dung des Gerichts nicht abgewartet werden, 
so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind 
oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen. 
 
(3) Soweit zur Abwendung der Gefährdung 
das Tätigwerden anderer Leistungsträger, der 
Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der 
Polizei notwendig ist, hat das Jugendamt auf 
die Inanspruchnahme durch die Erziehungs-
berechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges 
Tätigwerden erforderlich und wirken die Per-
sonensorgeberechtigten oder die Erzie-
hungsberechtigten nicht mit, so schaltet das 
Jugendamt die anderen zur Abwendung der 
Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 
 
(5) Werden einem örtlichen Träger gewichtige 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder eines Jugendlichen be-
kannt, so sind dem für die Gewährung von 
Leistungen zuständigen örtlichen Träger die 
Daten mitzuteilen, deren Kenntnis zur Wahr-
nehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohl-
gefährdung nach § 8a erforderlich ist. Die 
Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches 
zwischen den Fachkräften der beiden örtli-
chen Träger erfolgen, an dem die Personen-
sorgeberechtigten sowie das Kind oder der 
Jugendliche beteiligt werden sollen, soweit 
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes 
oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt 
wird. 
 § 8b Fachliche Beratung und Begleitung zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen 
(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kin-
dern oder Jugendlichen stehen, haben bei 
der Einschätzung einer Kindeswohlgefähr-
dung im Einzelfall gegenüber dem örtlichen 
Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung 
durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. 
(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich 
Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für 
DIJuF-Synopse zum Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
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einen Teil des Tages aufhalten oder in denen 
sie Unterkunft erhalten, und die zuständigen 
Leistungsträger, haben gegenüber dem 
überörtlichen Träger der Jugendhilfe An-
spruch auf Beratung bei der Entwicklung und 
Anwendung fachlicher Handlungsleitlinien. 
1.  zur Sicherung des Kindeswohls und zum 
Schutz vor Gewalt sowie 
2.  zu Verfahren der Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen an strukturellen Ent-
scheidungen in der Einrichtung sowie zu 
Beschwerdeverfahren in persönlichen 
Angelegenheiten. 
§ 10 Verhältnis zu anderen Leistungen und 
Verpflichtungen 
(1) ... 
(2) ... 
(3) Die Leistungen nach diesem Buch gehen 
Leistungen nach dem Zweiten Buch vor. Ab-
weichend von Satz 1 gehen Leistungen nach 
§ 3 Absatz 2, §§ 14 bis 16, § 19 Absatz 2 in 
Verbindung mit § 28 Absatz 6 des Zweiten 
Buches sowie Leistungen nach § 6b Absatz 2 
des Bundeskindergeldgesetzes in Verbindung 
mit § 28 Absatz 6 des Zweiten Buches den 
Leistungen nach diesem Buch vor. 
(4) ... 
§ 10 Verhältnis zu anderen Leistungen und 
Verpflichtungen 
(1) ... 
(2) ... 
(3) Die Leistungen nach diesem Buch gehen 
Leistungen nach dem Zweiten Buch vor. Ab-
weichend von Satz 1 gehen Leistungen nach 
§ 3 Absatz 2, den §§ 14 bis 16g, § 19 Absatz 2 
in Verbindung mit § 28 Absatz 6 des Zweiten 
Buches sowie Leistungen nach § 6b Absatz 2 
des Bundeskindergeldgesetzes in Verbindung 
mit § 28 Absatz 6 des Zweiten Buches den 
Leistungen nach diesem Buch vor. 
(4) ... 
§ 16 Allgemeine Förderung der Erziehung 
in der Familie 
(1) ... 
(2) ... 
 
 
 
 
 
(3) Das Nähere über Inhalt und Umfang der 
Aufgaben regelt das Landesrecht. 
(4) Ab 2013 soll für diejenigen Eltern, die ihre 
Kinder von ein bis drei Jahren nicht in Einrich-
tungen betreuen lassen wollen oder können, 
eine monatliche Zahlung (zum Beispiel Be-
treuungsgeld) eingeführt werden. 
§ 16 Allgemeine Förderung der Erziehung 
in der Familie 
(1) ... 
(2) ... 
(3) Müttern und Vätern sowie schwangeren 
Frauen und werdenden Vätern sollen Bera-
tung und Hilfe in Fragen der Partnerschaft und 
des Aufbaus elterlicher Erziehungs- und Be-
ziehungskompetenzen angeboten werden. 
(4) Das Nähere über Inhalt und Umfang der 
Aufgaben regelt das Landesrecht. 
(5) Ab 2013 soll für diejenigen Eltern, die ihre 
Kinder von ein bis drei Jahren nicht in Einrich-
tungen betreuen lassen wollen oder können, 
eine monatliche Zahlung (zum Beispiel Be-
treuungsgeld) eingeführt werden. 
§ 17 Beratung in Fragen der Partnerschaft, 
Trennung und Scheidung 
(1) ... 
(2) Im Fall der Trennung oder Scheidung sind 
Eltern unter angemessener Beteiligung des 
betroffenen Kindes oder Jugendlichen bei 
der Entwicklung eines einvernehmlichen Kon-
zepts für die Wahrnehmung der elterlichen 
Sorge zu unterstützen; dieses Konzept kann 
auch als Grundlage für die richterliche Ent-
scheidung über die elterliche Sorge nach der 
§ 17 Beratung in Fragen der Partnerschaft, 
Trennung und Scheidung 
(1) ... 
(2) Im Fall der Trennung und Scheidung sind 
Eltern unter angemessener Beteiligung des 
betroffenen Kindes oder Jugendlichen bei der 
Entwicklung eines einvernehmlichen Kon-
zepts für die Wahrnehmung der elterlichen 
Sorge und der elterlichen Verantwortung zu 
unterstützen; dieses Konzept kann auch als 
Grundlage für einen Vergleich oder eine ge-
DIJuF-Synopse zum Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
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Trennung oder Scheidung dienen. 
 
(3) Die Gerichte teilen die Rechtshängigkeit 
von Scheidungssachen, wenn gemeinschaft-
liche minderjährige Kinder vorhanden sind 
(§ 622 Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozessordnung), 
sowie Namen und Anschriften der Parteien 
dem Jugendamt mit, damit dieses die Eltern 
über das Leistungsangebot der Jugendhilfe 
nach Absatz 2 unterrichtet. 
richtliche Entscheidung im familiengerichtli-
chen Verfahren dienen. 
(3) Die Gerichte teilen die Rechtshängigkeit 
von Scheidungssachen, wenn gemeinschaft-
liche minderjährige Kinder vorhanden sind, 
sowie Namen und Anschriften der beteiligten 
Eheleute und Kinder dem Jugendamt mit, 
damit dieses die Eltern über das Leistungsan-
gebot der Jugendhilfe nach Absatz 2 unter-
richtet. 
§ 37 Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb 
der eigenen Familie 
(1) ... 
(2) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme 
des Kindes oder des Jugendlichen und wäh-
rend der Dauer der Pflege Anspruch auf Be-
ratung und Unterstützung; dies gilt auch in 
den Fällen, in denen dem Kind oder dem 
Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch 
Eingliederungshilfe gewährt wird oder die 
Pflegeperson der Erlaubnis nach § 44 nicht 
bedarf. § 23 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) ... 
§ 37 Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb 
der eigenen Familie 
(1) ... 
(2) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme 
des Kindes oder Jugendlichen und während 
der Dauer des Pflegeverhältnisses Anspruch 
auf Beratung und Unterstützung; dies gilt auch 
in den Fällen, in denen für das Kind oder den 
Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch 
Eingliederungshilfe gewährt wird oder die 
Pflegeperson nicht der Erlaubnis zur Vollzeit-
pflege nach § 44 bedarf. Lebt das Kind oder 
der Jugendliche bei einer Pflegeperson au-
ßerhalb des Bereichs des zuständigen Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe, so sind ortsnahe 
Beratung und Unterstützung sicherzustellen. 
Der zuständige Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe hat die aufgewendeten Kosten ein-
schließlich der Verwaltungskosten auch in 
den Fällen zu erstatten, in denen die Beratung 
und Unterstützung im Wege der Amtshilfe ge-
leistet wird. § 23 Absatz 4 Satz 3 gilt entspre-
chend. 
(2a) Die Art und Weise der Zusammenarbeit 
sowie die damit im Einzelfall verbundenen 
Ziele sind im Hilfeplan zu dokumentieren. Bei 
Hilfen nach den §§ 33, 35a Absatz 2 Nummer 
3 und 41 zählen dazu auch der vereinbarte 
Umfang der Beratung der Pflegeperson sowie 
die Höhe der laufenden Leistungen zum Un-
terhalt des Kindes oder Jugendlichen. Eine 
Abweichung von den dort getroffenen Fest-
stellungen ist nur bei einer Änderung des Hil-
febedarfs und entsprechender Änderung des 
Hilfeplans zulässig. 
(3) ... 
§ 42 Inobhutnahme von Kindern und 
Jugendlichen 
(1) ... 
(2) Das Jugendamt hat während der Inob-
hutnahme die Situation, die zur Inobhutnah-
me geführt hat, zusammen mit dem Kind 
oder dem Jugendlichen zu klären und Mög-
lichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzu-
§ 42 Inobhutnahme von Kindern und 
Jugendlichen 
(1) ... 
(2) Das Jugendamt hat während der Inob-
hutnahme die Situation, die zur Inobhutnah-
me geführt hat, zusammen mit dem Kind 
oder dem Jugendlichen zu klären und Mög-
lichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzu-
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zeigen. Dem Kind oder dem Jugendlichen ist 
unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine 
Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 
Das Jugendamt hat während der Inobhut-
nahme für das Wohl des Kindes oder des 
Jugendlichen zu sorgen und dabei den not-
wendigen Unterhalt und die Krankenhilfe 
sicherzustellen. Das Jugendamt ist während 
der Inobhutnahme berechtigt, alle Rechts-
handlungen vorzunehmen, die zum Wohl des 
Kindes oder Jugendlichen notwendig sind; 
der mutmaßliche Wille der Personensorge- 
oder der Erziehungsberechtigten ist dabei 
angemessen zu berücksichtigen. 
 
(3) ... 
(4) ... 
(5) ... 
(6) ... 
zeigen. Dem Kind oder dem Jugendlichen ist 
unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine 
Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 
Das Jugendamt hat während der Inobhut-
nahme für das Wohl des Kindes oder des Ju-
gendlichen zu sorgen und dabei den not-
wendigen Unterhalt und die Krankenhilfe si-
cherzustellen; § 39 Absatz 4 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Das Jugendamt ist während der 
Inobhutnahme berechtigt, alle Rechtshand-
lungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kin-
des oder Jugendlichen notwendig sind; der 
mutmaßliche Wille der Personensorge- oder 
der Erziehungsberechtigten ist dabei ange-
messen zu berücksichtigen. 
(3) ... 
(4) ... 
(5) ... 
(6) ... 
§ 43 Erlaubnis zur Kindertagespflege 
(1) ... 
(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Per-
son für die Kindertagespflege geeignet ist. 
Geeignet im Sinne des Satzes 1 sind Perso-
nen, die  
1.  ... 
2.  ... 
Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich 
der Anforderungen der Kindertagespflege 
verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen 
erworben oder in anderer Weise nachgewie-
sen haben. 
 
(3) ... 
(4) ... 
(5) ... 
§ 43 Erlaubnis zur Kindertagespflege 
(1) ... 
(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Per-
son für die Kindertagespflege geeignet ist. 
Geeignet im Sinne des Satzes 1 sind Personen, 
die  
1.  ... 
2.  ... 
Sie sollen über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich 
der Anforderungen der Kindertagespflege 
verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen 
erworben oder in anderer Weise nachgewie-
sen haben. § 72a Absatz 1 und 5 gilt entspre-
chend. 
(3) ... 
(4) ... 
(5) ... 
§ 44 Erlaubnis zur Vollzeitpflege 
(1) ... 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen in 
der Pflegestelle nicht gewährleistet ist. 
 
(3) ... 
(4) ... 
§ 44 Erlaubnis zur Vollzeitpflege 
(1) ... 
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen in 
der Pflegestelle nicht gewährleistet ist. § 72a 
Absatz 1 und 5 gilt entsprechend. 
(3) ... 
(4) ... 
§ 45 Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 
(1) Der Träger einer Einrichtung, in der Kinder 
oder Jugendliche ganztägig oder für einen 
Teil des Tages betreut werden oder Unter-
kunft erhalten, bedarf für den Betrieb der 
Einrichtung der Erlaubnis. Einer Erlaubnis be-
darf nicht, wer  
1.  eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Ju-
gendbildungseinrichtung, eine Jugend-
herberge oder ein Schullandheim betreibt, 
§ 45 Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 
(1) Der Träger einer Einrichtung, in der Kinder 
oder Jugendliche ganztägig oder für einen 
Teil des Tages betreut werden oder Unterkunft 
erhalten, bedarf für den Betrieb der Einrich-
tung der Erlaubnis. Einer Erlaubnis bedarf 
nicht, wer 
1.  eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Ju-
gendbildungseinrichtung, eine Jugend-
herberge oder ein Schullandheim betreibt, 
DIJuF-Synopse zum Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
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2.  ein Schülerheim betreibt, das landesge-
setzlich der Schulaufsicht untersteht, 
3.  eine Einrichtung betreibt, die außerhalb 
der Jugendhilfe liegende Aufgaben für 
Kinder oder Jugendliche wahrnimmt, 
wenn für sie eine entsprechende gesetz-
liche Aufsicht besteht oder im Rahmen 
des Hotel- und Gaststättengewerbes der 
Aufnahme von Kindern oder Jugendli-
chen dient. 
(2) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden. Sie ist zu versagen, 
wenn  
 
1.  die Betreuung der Kinder oder der Ju-
gendlichen durch geeignete Kräfte nicht 
gesichert ist oder 
 
 
2.  in sonstiger Weise das Wohl der Kinder 
oder der Jugendlichen in der Einrichtung 
nicht gewährleistet ist; dies ist insbeson-
dere dann anzunehmen, wenn bei der 
Förderung von Kindern und Jugendli-
chen in Einrichtungen  
a)  ihre gesellschaftliche und sprachli-
che Integration oder 
b)  die gesundheitliche Vorsorge und 
medizinische Betreuung 
erschwert wird. 
Der Träger der Einrichtung soll mit dem An-
trag die Konzeption der Einrichtung vorlegen. 
Über die Voraussetzungen der Eignung sind 
Vereinbarungen mit den Trägern der Einrich-
tungen anzustreben. Die Erlaubnis ist zurück-
zunehmen oder zu widerrufen, wenn das 
Wohl der Kinder oder der Jugendlichen in der 
Einrichtung gefährdet und der Träger der 
Einrichtung nicht bereit oder in der Lage ist, 
die Gefährdung abzuwenden. Zur Sicherung 
des Wohls der Kinder und der Jugendlichen 
können auch nachträgliche Auflagen erteilt 
werden. Widerspruch und Anfechtungsklage 
gegen die Rücknahme oder den Widerruf 
der Erlaubnis haben keine aufschiebende 
Wirkung. 
(3) Sind in einer Einrichtung Mängel festge-
stellt worden, so soll die zuständige Behörde 
zunächst den Träger der Einrichtung über die 
Möglichkeiten zur Abstellung der Mängel 
beraten. Wenn die Abstellung der Mängel 
Auswirkungen auf Entgelte oder Vergütun-
gen nach § 75 des Zwölften Buches haben 
kann, so ist der Träger der Sozialhilfe an der 
2. ein Schülerheim betreibt, das landesge-
setzlich der Schulaufsicht untersteht, 
3.  eine Einrichtung betreibt, die außerhalb 
der Jugendhilfe liegende Aufgaben für 
Kinder oder Jugendliche wahrnimmt, 
wenn für sie eine entsprechende gesetz-
liche Aufsicht besteht oder im Rahmen 
des Hotel- und Gaststättengewerbes der 
Aufnahme von Kindern oder Jugendli-
chen dient. 
(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl 
der Kinder und Jugendlichen in der Einrich-
tung gewährleistet ist. Dies ist in der Regel 
anzunehmen, wenn 
1.  die dem Zweck und der Konzeption der 
Einrichtung entsprechenden räumlichen, 
fachlichen, wirtschaftlichen und perso-
nellen Voraussetzungen für den Betrieb 
erfüllt sind, 
2.  die gesellschaftliche und sprachliche 
Integration in der Einrichtung unterstützt 
wird sowie die gesundheitliche Vorsorge 
und die medizinische Betreuung der Kin-
der und Jugendlichen nicht erschwert 
werden sowie 
3.  zur Sicherung der Rechte von Kindern 
und Jugendlichen in der Einrichtung ge-
eignete Verfahren der Beteiligung sowie 
der Möglichkeit der Beschwerde in per-
sönlichen Angelegenheiten Anwendung 
finden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat der 
Träger der Einrichtung mit dem Antrag 
1.  die Konzeption der Einrichtung vorzule-
gen, die auch Auskunft über Maßnah-
men zur Qualitätsentwicklung und 
-sicherung gibt, sowie 
2.  im Hinblick auf die Eignung des Personals 
nachzuweisen, dass die Vorlage und Prü-
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Beratung zu beteiligen, mit dem Vereinba-
rungen nach dieser Vorschrift bestehen. 
Werden festgestellte Mängel nicht abgestellt, 
so können den Trägern der Einrichtung Auf-
lagen erteilt werden, die zur Beseitigung einer 
eingetretenen oder Abwendung einer dro-
henden Beeinträchtigung oder Gefährdung 
des Wohls der Kinder oder Jugendlichen er-
forderlich sind. Wenn sich die Auflage auf 
Entgelte oder Vergütungen nach § 75 des 
Zwölften Buches auswirkt, so entscheidet 
über die Erteilung die zuständige Behörde 
nach Anhörung des Trägers der Sozialhilfe, 
mit dem Vereinbarungen nach dieser Vor-
schrift bestehen. Die Auflage ist nach Mög-
lichkeit in Übereinstimmung mit Vereinbarun-
gen nach den §§ 75 bis 80 des Zwölften Bu-
ches auszugestalten. 
(4) Besteht für eine erlaubnispflichtige Einrich-
tung eine Aufsicht nach anderen Rechtsvor-
schriften, so hat die zuständige Behörde ihr 
Tätigwerden zuvor mit der anderen Behörde 
abzustimmen. Sie hat den Träger der Einrich-
tung rechtzeitig auf weitergehende Anforde-
rungen nach anderen Rechtsvorschriften 
hinzuweisen. 
fung von aufgabenspezifischen Ausbil-
dungsnachweisen sowie von Führungs-
zeugnissen nach § 30 Absatz 5 und § 30a 
Absatz 1 des Bundeszentralregistergeset-
zes sichergestellt sind; Führungszeugnisse 
sind von dem Träger der Einrichtung in 
regelmäßigen Abständen erneut anzu-
fordern und zu prüfen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmun-
gen versehen werden. Zur Sicherung des Wohls 
der Kinder und der Jugendlichen können auch 
nachträgliche Auflagen erteilt werden. 
 
 
 
 
(5) Besteht für eine erlaubnispflichtige Einrich-
tung eine Aufsicht nach anderen Rechtsvor-
schriften, so hat die zuständige Behörde ihr 
Tätigwerden zuvor mit der anderen Behörde 
abzustimmen. Sie hat den Träger der Einrich-
tung rechtzeitig auf weitergehende Anforde-
rungen nach anderen Rechtsvorschriften hin-
zuweisen.  
(6) Sind in einer Einrichtung Mängel festgestellt 
worden, so soll die zuständige Behörde zu-
nächst den Träger der Einrichtung über die 
Möglichkeiten zur Beseitigung der Mängel 
beraten. Wenn sich die Beseitigung der Män-
gel auf Entgelte oder Vergütungen nach § 75 
des Zwölften Buches auswirken kann, so ist der 
Träger der Sozialhilfe an der Beratung zu betei-
ligen, mit dem Vereinbarungen nach dieser 
Vorschrift bestehen. Werden festgestellte 
Mängel nicht behoben, so können dem Träger 
der Einrichtung Auflagen erteilt werden, die zur 
Beseitigung einer eingetretenen oder Abwen-
dung einer drohenden Beeinträchtigung oder 
Gefährdung des Wohls der Kinder oder Ju-
gendlichen erforderlich sind. Wenn sich eine 
Auflage auf Entgelte oder Vergütungen nach 
§ 75 des Zwölften Buches auswirkt, so ent-
scheidet die zuständige Behörde nach Anhö-
rung des Trägers der Sozialhilfe, mit dem Ver-
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einbarungen nach dieser Vorschrift bestehen, 
über die Erteilung der Auflage. Die Auflage ist 
nach Möglichkeit in Übereinstimmung mit Ver-
einbarungen nach den §§ 75 bis 80 des Zwölf-
ten Buches auszugestalten.  
(7) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu 
widerrufen, wenn das Wohl der Kinder oder 
der Jugendlichen in der Einrichtung gefährdet 
und der Träger der Einrichtung nicht bereit 
oder nicht in der Lage ist, die Gefährdung 
abzuwenden. Widerspruch und Anfechtungs-
klage gegen die Rücknahme oder den Wi-
derruf der Erlaubnis haben keine aufschie-
bende Wirkung. 
§ 47 Meldepflichten 
Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrich-
tung hat der zuständigen Behörde  
1.  die Betriebsaufnahme unter Angabe von 
Name und Anschrift des Trägers, Art und 
Standort der Einrichtung, der Zahl der 
verfügbaren Plätze sowie der Namen 
und der beruflichen Ausbildung des Lei-
ters und der Betreuungskräfte sowie 
2.  die bevorstehende Schließung der Ein-
richtung 
 
 
 
unverzüglich anzuzeigen. Änderungen der in 
Nummer 1 bezeichneten Angaben sowie der 
Konzeption sind der zuständigen Behörde 
unverzüglich, die Zahl der belegten Plätze ist 
jährlich einmal zu melden. 
§ 47 Meldepflichten 
Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung 
hat der zuständigen Behörde unverzüglich  
1.  die Betriebsaufnahme unter Angabe von 
Name und Anschrift des Trägers, Art und 
Standort der Einrichtung, der Zahl der ver-
fügbaren Plätze sowie der Namen und 
der beruflichen Ausbildung des Leiters 
und der Betreuungskräfte, 
2.  Ereignisse oder Entwicklungen, die ge-
eignet sind, das Wohl der Kinder und Ju-
gendlichen zu beeinträchtigen, sowie 
3.  die bevorstehende Schließung der Ein-
richtung 
anzuzeigen.  
Fünfter Abschnitt 
Beurkundung und Beglaubigung, vollstreck-
bare Urkunden 
Fünfter Abschnitt 
Beurkundung, vollstreckbare Urkunden 
§ 59 Beurkundung und Beglaubigung 
(1) Die Urkundsperson beim Jugendamt ist 
befugt, 
1.  ... 
2.  ... 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
6.  ... 
7.  ... 
8.  ... 
9.  eine Erklärung des auf Unterhalt in An-
spruch genommenen Elternteils nach 
§ 648 der Zivilprozessordnung aufzuneh-
men; § 129a der Zivilprozessordnung gilt 
entsprechend. 
 
 
§ 59 Beurkundung 
(1) Die Urkundsperson beim Jugendamt ist 
befugt, 
1.  ... 
2.  ... 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
6.  ... 
7.  ... 
8.  ... 
9.  eine Erklärung des auf Unterhalt in An-
spruch genommenen Elternteils nach 
§ 252 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
aufzunehmen; § 129a der Zivilprozessord-
nung gilt entsprechend. 
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Die Zuständigkeit der Notare, anderer Ur-
kundspersonen oder sonstiger Stellen für öf-
fentliche Beurkundungen und Beglaubigun-
gen bleibt unberührt. 
(2) ... 
(3) ... 
Die Zuständigkeit der Notare, anderer Ur-
kundspersonen oder sonstiger Stellen für öf-
fentliche Beurkundungen bleibt unberührt. 
 
(2) ... 
(3) ... 
§ 65 Besonderer Vertrauensschutz in der 
persönlichen und erzieherischen Hilfe 
(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum 
Zweck persönlicher und erzieherischer Hilfe 
anvertraut worden sind, dürfen von diesem 
nur weitergegeben werden 
1.  ... 
2.  dem Vormundschafts- oder dem Famili-
engericht zur Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 8a Abs. 3, wenn angesichts einer Ge-
fährdung des Wohls eines Kindes oder ei-
nes Jugendlichen ohne diese Mitteilung 
eine für die Gewährung von Leistungen 
notwendige gerichtliche Entscheidung 
nicht ermöglicht werden könnte, oder 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten 
weiter, so dürfen sie vom Empfänger nur zu 
dem Zweck weitergegeben werden, zu dem 
er diese befugt erhalten hat. 
(2) ... 
§ 65 Besonderer Vertrauensschutz in der 
persönlichen und erzieherischen Hilfe 
(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum 
Zweck persönlicher und erzieherischer Hilfe 
anvertraut worden sind, dürfen von diesem 
nur weitergegeben werden 
1.  ... 
2.  dem Familiengericht zur Erfüllung der 
Aufgaben nach § 8a Abs. 3, wenn ange-
sichts einer Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen ohne 
diese Mitteilung eine für die Gewährung 
von Leistungen notwendige gerichtliche 
Entscheidung nicht ermöglicht werden 
könnte, oder 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten 
weiter, so dürfen sie vom Empfänger nur zu 
dem Zweck weitergegeben werden, zu dem 
er diese befugt erhalten hat. 
(2) ... 
§ 72a Persönliche Eignung 
 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dür-
fen für die Wahrnehmung der Aufgaben in 
der Kinder- und Jugendhilfe keine Person 
beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräf-
tig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 
174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 
225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des 
Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu die-
sem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung 
oder Vermittlung und in regelmäßigen Ab-
ständen von den betroffenen Personen ein 
Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 des Bun-
deszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 
Durch Vereinbarungen mit den Trägern von 
Einrichtungen und Diensten sollen die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe auch sicherstel-
len, dass diese keine Personen nach Satz 1 
beschäftigen. 
§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vor-
bestrafter Personen 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in 
der Kinder- und Jugendhilfe keine Person be-
schäftigen oder vermitteln, die rechtskräftig 
wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 
174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 
bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetz-
buchs verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck 
sollen sie sich bei der Einstellung oder Vermitt-
lung und in regelmäßigen Abständen von den 
betroffenen Personen ein Führungszeugnis 
nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern 
der freien Jugendhilfe sicherstellen, dass die-
se keine Person, die wegen einer Straftat 
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt 
worden ist, beschäftigen. 
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung 
keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, 
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die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 
rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrneh-
mung von Aufgaben der Kinder- und Jugend-
hilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, 
betreut, erzieht oder ausbildet oder einen ver-
gleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe über die Tätig-
keiten entscheiden, die von den in Satz 1 ge-
nannten Personen auf Grund von Art, Intensität 
und Dauer des Kontakts dieser Personen mit 
Kindern und Jugendlichen nur nach Einsicht-
nahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 
Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sol-
len durch Vereinbarungen mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne 
des § 54 sicherstellen, dass unter deren Verant-
wortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige 
Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 
Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in 
Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beauf-
sichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder 
einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den 
Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen 
über die Tätigkeiten schließen, die von den in 
Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, 
Intensität und Dauer des Kontakts dieser Perso-
nen mit Kindern und Jugendlichen nur nach 
Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach 
Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 
(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhil-
fe dürfen von den nach den Absätzen 3 und 4 
eingesehenen Daten nur den Umstand, dass 
Einsicht in ein Führungszeugnis genommen 
wurde, das Datum des Führungszeugnisses und 
die Information erheben, ob die das Führungs-
zeugnis betreffende Person wegen einer Straftat 
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt 
worden ist. Die Träger der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe dürfen diese erhobenen Da-
ten nur speichern, verändern und nutzen, so-
weit dies zum Ausschluss der Personen von der 
Tätigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme in 
das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich 
ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu 
schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, 
wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine 
Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 
Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind 
die Daten spätestens drei Monate nach der 
Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 
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§ 74 Förderung der freien Jugendhilfe 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie för-
dern, wenn der jeweilige Träger  
1.  die fachlichen Voraussetzungen für die 
geplante Maßnahme erfüllt, 
 
 
 
2.  ... 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
(2) ... 
(3) ... 
(4) ... 
(5) ... 
(6) ... 
§ 74 Förderung der freien Jugendhilfe 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie för-
dern, wenn der jeweilige Träger  
1.  die fachlichen Voraussetzungen für die 
geplante Maßnahme erfüllt und die Be-
achtung der Grundsätze und Maßstäbe 
der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi-
cherung nach § 79a gewährleistet, 
2.  ... 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
(2) ... 
(3) ... 
(4) ... 
(5) ... 
(6) ... 
§ 79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung 
(1) ... 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen gewährleisten, dass die zur Erfüllung 
der Aufgaben nach diesem Buch erforderli-
chen und geeigneten Einrichtungen, Dienste 
und Veranstaltungen den verschiedenen 
Grundrichtungen der Erziehung entspre-
chend rechtzeitig und ausreichend zur Ver-
fügung stehen; hierzu zählen insbesondere 
auch Pfleger, Vormünder und Pflegeperso-
nen. Von den für die Jugendhilfe bereitge-
stellten Mitteln haben sie einen angemesse-
nen Anteil für die Jugendarbeit zu verwen-
den. 
 
 
(3) ... 
§ 79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung 
(1) ... 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen gewährleisten, dass zur Erfüllung der 
Aufgaben nach diesem Buch 
1. die erforderlichen und geeigneten Ein-
richtungen, Dienste und Veranstaltungen 
den verschiedenen Grundrichtungen der 
Erziehung entsprechend rechtzeitig und 
ausreichend zur Verfügung stehen; hierzu 
zählen insbesondere auch Pfleger, Vor-
münder und Pflegepersonen; 
2. eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung 
nach Maßgabe von § 79a erfolgt. 
Von den für die Jugendhilfe bereitgestellten 
Mitteln haben sie einen angemessenen Anteil 
für die Jugendarbeit zu verwenden. 
(3) ... 
 § 79a Qualitätsentwicklung in der Kinder- 
und Jugendhilfe 
Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhil-
fe nach § 2 zu erfüllen, haben die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und 
Maßstäbe für die Bewertung der Qualität so-
wie geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewähr-
leistung für 
1.  die Gewährung und Erbringung von Leis-
tungen, 
2.  die Erfüllung anderer Aufgaben,  
3.  den Prozess der Gefährdungseinschät-
zung nach § 8a, 
4.  die Zusammenarbeit mit anderen Institu-
tionen 
weiterzuentwickeln, anzuwenden und regel-
DIJuF-Synopse zum Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 
(Bundeskinderschutzgesetz  BKiSchG) 
 
16 
Bisherige Fassung Verabschiedete Fassung 
mäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qua-
litätsmerkmale für die Sicherung der Rechte 
von Kindern und Jugendlichen in Einrichtun-
gen und ihren Schutz vor Gewalt. Die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe orientieren sich 
dabei an den fachlichen Empfehlungen der 
nach § 85 Absatz 2 zuständigen Behörden 
und an bereits angewandten Grundsätzen 
und Maßstäben für die Bewertung der Quali-
tät sowie Maßnahmen zu ihrer Gewährleis-
tung. 
§ 81 Zusammenarbeit mit anderen Stellen 
und öffentlichen Einrichtungen 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha-
ben mit anderen Stellen und öffentlichen 
Einrichtungen, deren Tätigkeit sich auf die 
Lebenssituation junger Menschen und ihrer 
Familien auswirkt, insbesondere mit  
1.  Schulen und Stellen der Schulverwaltung, 
 
 
 
 
2.  Einrichtungen und Stellen der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung, 
 
3.  Einrichtungen und Stellen des öffentli-
chen Gesundheitsdienstes und sonstigen 
Einrichtungen des Gesundheitsdienstes, 
4.  den Stellen der Bundesagentur für Arbeit, 
 
 
 
5.  den Trägern anderer Sozialleistungen, 
 
 
6.  der Gewerbeaufsicht, 
 
7.  den Polizei- und Ordnungsbehörden, 
8.  den Justizvollzugsbehörden und 
 
9.  Einrichtungen der Ausbildung für Fachkräf-
te, der Weiterbildung und der Forschung 
 
 
 
 
im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse 
zusammenzuarbeiten. 
§ 81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen 
Stellen und öffentlichen Einrichtungen 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben 
mit anderen Stellen und öffentlichen Einrich-
tungen, deren Tätigkeit sich auf die Lebenssi-
tuation junger Menschen und ihrer Familien 
auswirkt, insbesondere mit 
1.  den Trägern von Sozialleistungen nach 
dem Zweiten, Dritten, Vierten, Fünften, 
Sechsten und dem Zwölften Buch sowie 
Trägern von Leistungen nach dem Bun-
desversorgungsgesetz, 
2.  den Familien- und Jugendgerichten, den 
Staatsanwaltschaften sowie den Justiz-
vollzugsbehörden, 
3.  Schulen und Stellen der Schulverwaltung, 
 
 
4.  Einrichtungen und Stellen des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes und sonstigen Ein-
richtungen und Diensten des Gesund-
heitswesens, 
5.  den Beratungsstellen nach den §§ 3 und 8 
des Schwangerschaftskonfliktgesetzes 
und Suchtberatungsstellen, 
6.  Einrichtungen und Diensten zum Schutz ge-
gen Gewalt in engen sozialen Beziehungen, 
7. den Stellen der Bundesagentur für Arbeit, 
8.  Einrichtungen und Stellen der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung, 
9.  den Polizei- und Ordnungsbehörden, 
 
10.  der Gewerbeaufsicht und 
11.  Einrichtungen der Ausbildung für Fach-
kräfte, der Weiterbildung und der For-
schung 
im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse 
zusammenzuarbeiten. 
§ 86c Fortdauernde Leistungsverpflichtung 
beim Zuständigkeitswechsel 
Wechselt die örtliche Zuständigkeit, so bleibt 
der bisher zuständige örtliche Träger so lange 
zur Gewährung der Leistung verpflichtet, bis 
§ 86c Fortdauernde Leistungsverpflichtung 
und Fallübergabe bei Zuständigkeitswechsel 
(1) Wechselt die örtliche Zuständigkeit für 
eine Leistung, so bleibt der bisher zuständige 
örtliche Träger so lange zur Gewährung der 
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der nunmehr zuständige örtliche Träger die 
Leistung fortsetzt. Der örtliche Träger, der von 
den Umständen Kenntnis erhält, die den 
Wechsel der Zuständigkeit begründen, hat 
den anderen davon unverzüglich zu unter-
richten. 
Leistung verpflichtet, bis der nunmehr zustän-
dige örtliche Träger die Leistung fortsetzt. Die-
ser hat dafür Sorge zu tragen, dass der Hilfe-
prozess und die im Rahmen der Hilfeplanung 
vereinbarten Hilfeziele durch den Zuständig-
keitswechsel nicht gefährdet werden. 
(2) Der örtliche Träger, der von den Umständen 
Kenntnis erhält, die den Wechsel der Zustän-
digkeit begründen, hat den anderen davon 
unverzüglich zu unterrichten. Der bisher zu-
ständige örtliche Träger hat dem nunmehr 
zuständigen örtlichen Träger unverzüglich die 
für die Hilfegewährung sowie den Zuständig-
keitswechsel maßgeblichen Sozialdaten zu 
übermitteln. Bei der Fortsetzung von Leistun-
gen, die der Hilfeplanung nach § 36 Absatz 2 
unterliegen, ist die Fallverantwortung im Rah-
men eines Gespräches zu übergeben. Die 
Personensorgeberechtigten und das Kind oder 
der Jugendliche sowie der junge Volljährige 
oder der Leistungsberechtigte nach § 19 sind 
an der Übergabe angemessen zu beteiligen. 
§ 89a Kostenerstattung bei fortdauernder 
Vollzeitpflege 
(1) ... 
(2) Hat oder hätte der nach Absatz 1 kosten-
erstattungspflichtig werdende örtliche Träger 
während der Gewährung einer Leistung 
selbst einen Kostenerstattungsanspruch ge-
gen einen anderen örtlichen oder den 
überörtlichen Träger, so bleibt oder wird ab-
weichend von Absatz 1 dieser Träger dem 
nunmehr nach § 86 Abs. 6 zuständig geworde-
nen örtlichen Träger kostenerstattungspflichtig. 
(3) ... 
§ 89a Kostenerstattung bei fortdauernder 
Vollzeitpflege 
(1) ... 
(2) Hat oder hätte der nach Absatz 1 kosten-
erstattungspflichtig werdende örtliche Träger 
während der Gewährung einer Leistung selbst 
einen Kostenerstattungsanspruch gegen ei-
nen anderen örtlichen oder den überörtli-
chen Träger, so bleibt abweichend von Ab-
satz 1 dieser Träger dem nunmehr nach § 86 
Abs. 6 zuständig gewordenen örtlichen Träger 
kostenerstattungspflichtig. 
(3) ... 
§ 98 Zweck und Umfang der Erhebung 
(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen der Best-
immungen dieses Buches und zu seiner Fort-
entwicklung sind laufende Erhebungen über  
1.  ... 
2.  ... 
3.  Personen, die aufgrund einer Erlaubnis 
nach § 43 Abs. 3 Satz 3 Kindertagespfle-
ge gemeinsam durchführen, und die von 
diesen betreuten Kinder, 
 
 
4.  ... 
5.  ... 
6.  ... 
7.  ... 
8.  ... 
9.  sorgerechtliche Maßnahmen, 
10.  ... 
§ 98 Zweck und Umfang der Erhebung 
(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen der Best-
immungen dieses Buches und zu seiner Fort-
entwicklung sind laufende Erhebungen über  
1.  ... 
2.  ... 
3.  Personen, die mit öffentlichen Mitteln 
geförderte Kindertagespflege gemein-
sam oder auf Grund einer Erlaubnis nach 
§ 43 Absatz 3 Satz 3 in Pflegestellen 
durchführen, und die von diesen betreu-
ten Kinder, 
4.  ... 
5.  ... 
6.  ... 
7.  ... 
8.  ... 
9.  Maßnahmen des Familiengerichts, 
10.  ... 
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11.  ... 
12.  ... 
 
als Bundesstatistik durchzuführen. 
(2) ... 
11.  ... 
12.  ... 
13.  Gefährdungseinschätzungen nach § 8a 
als Bundesstatistik durchzuführen. 
(2) ... 
§ 99 Erhebungsmerkmale 
(1) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
über Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27 bis 
35, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche nach § 35a und Hilfe 
für junge Volljährige nach § 41 sind  
1.  im Hinblick auf die Hilfe 
a)  ... 
b)  ... 
c)  ... 
d)  ... 
e)  ... 
f)  ... 
g)  ... 
h)  ... 
i)  Grund für die Beendigung der Hilfe 
sowie 
 
 
2.  ... 
3.  ... 
(2) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
über vorläufige Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen sind Kinder und 
Jugendliche, zu deren Schutz Maßnahmen 
nach § 42 getroffen worden sind, gegliedert 
nach  
1.  Art des Trägers der Maßnahme, Art der 
Maßnahme, Form der Unterbringung 
während der Maßnahme, Institution oder 
Personenkreis, die oder der die Maßnah-
me angeregt hat, Zeitpunkt des Beginns 
und Dauer der Maßnahme, Maßnahme-
anlass, Art der anschließenden Hilfe, 
 
 
 
2.  ... 
(3) ... 
(4) ... 
(5) ... 
(6) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen 
über sorgerechtliche Maßnahmen ist die Zahl 
der Kinder und Jugendlichen, bei denen  
 
 
1.  zum vollständigen oder teilweisen Entzug 
des elterlichen Sorgerechts  
a)  nach § 8a Abs. 3 das Gericht ange-
§ 99 Erhebungsmerkmale 
(1) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
über Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27 bis 35, 
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche nach § 35a und Hilfe 
für junge Volljährige nach § 41 sind  
1.  im Hinblick auf die Hilfe 
a)  ... 
b)  ... 
c)  ... 
d)  ... 
e)  ... 
f)  ... 
g)  ... 
h)  ... 
i)  Grund für die Beendigung der Hilfe,  
 
j)  vorangegangene Gefährdungsein-
schätzung nach § 8a Absatz 1 sowie 
2.  ... 
3.  ... 
(2) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
über vorläufige Maßnahmen zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen sind Kinder und 
Jugendliche, zu deren Schutz Maßnahmen 
nach § 42 getroffen worden sind, gegliedert 
nach  
1.  Art des Trägers der Maßnahme, Art der 
Maßnahme, Form der Unterbringung 
während der Maßnahme, Institution oder 
Personenkreis, die oder der die Maßnah-
me angeregt hat, Zeitpunkt des Beginns 
und Dauer der Maßnahme, Durchführung 
auf Grund einer vorangegangenen Ge-
fährdungseinschätzung nach § 8a Absatz 1, 
Maßnahmeanlass, Art der anschließen-
den Hilfe, 
2.  ... 
(3) ... 
(4) ... 
(5) ... 
(6) Erhebungsmerkmale bei der Erhebung zum 
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung nach 
§ 8a sind Kinder und Jugendliche, bei denen 
eine Gefährdungseinschätzung nach Absatz 1 
vorgenommen worden ist, gegliedert 
1.  nach der Art des Trägers, bei dem der 
Fall bekannt geworden ist, der die Ge-
fährdungseinschätzung anregenden Insti-
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rufen worden ist, 
b)  gerichtliche Maßnahmen erfolgt 
sind, 
2.  das Personensorgerecht ganz oder teil-
weise auf das Jugendamt übertragen 
worden ist, 
gegliedert nach Geschlecht und Umfang der 
übertragenen Angelegenheit. 
 
 
 
 
(6a) ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
über Kinder und tätige Personen in Tagesein-
richtungen sind  
1.  die Einrichtungen, gegliedert nach  
a)  ... 
b)  ... 
c)  der Anzahl der Gruppen, 
2. ... 
3.  für die dort geförderten Kinder 
a)  ... 
b)  ... 
c)  tägliche Betreuungszeit und Mittags-
verpflegung, 
d) erhöhter Förderbedarf. 
 
(7a) ... 
(7b) Erhebungsmerkmale bei den Erhebun-
gen über Personen, die aufgrund einer Er-
tution oder Person, der Art der Kindes-
wohlgefährdung sowie dem Ergebnis der 
Gefährdungseinschätzung, 
2.  bei Kindern und Jugendlichen zusätzlich 
zu den in Nummer 1 genannten Merkma-
len nach Geschlecht, Alter und Aufent-
haltsort des Kindes oder Jugendlichen 
zum Zeitpunkt der Meldung sowie dem 
Alter der Eltern und der Inanspruchnah-
me einer Leistung gemäß den §§ 16 bis 
19 sowie 27 bis 35a und der Durchführung 
einer Maßnahme nach § 42. 
(6a) ... 
(6b) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen 
über Maßnahmen des Familiengerichts ist die 
Zahl der Kinder und Jugendlichen, bei denen 
wegen einer Gefährdung ihres Wohls das fami-
liengerichtliche Verfahren auf Grund einer Anru-
fung durch das Jugendamt nach § 8a Absatz 2 
Satz 1 oder § 42 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 oder 
auf andere Weise eingeleitet worden ist und  
1.  den Personensorgeberechtigten aufer-
legt worden ist, Leistungen nach diesem 
Buch in Anspruch zu nehmen, 
2.  andere Gebote oder Verbote gegenüber 
den Personensorgeberechtigten oder 
Dritten ausgesprochen worden sind, 
3.  Erklärungen der Personensorgeberech-
tigten ersetzt worden sind, 
4.  die elterliche Sorge ganz oder teilweise 
entzogen und auf das Jugendamt oder 
einen Dritten als Vormund oder Pfleger 
übertragen worden ist, 
gegliedert nach Geschlecht, Alter und zusätz-
lich bei Nummer 4 nach dem Umfang der 
übertragenen Angelegenheit. 
(7) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
über Kinder und tätige Personen in Tagesein-
richtungen sind  
1.  die Einrichtungen, gegliedert nach  
a)  ... 
b)  ... 
c)  der Art und Anzahl der Gruppen, 
2. ... 
3.  für die dort geförderten Kinder 
a)  ... 
b)  ... 
c)  Betreuungszeit und Mittagsverpfle-
gung, 
d)  erhöhter Förderbedarf, 
e)  Gruppenzugehörigkeit. 
(7a) ... 
(7b) Erhebungsmerkmale bei den Erhebun-
gen über Personen, die mit öffentlichen Mit-
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laubnis nach § 43 Abs. 3 Satz 3 Kindertages-
pflege gemeinsam durchführen, und die von 
diesen betreuten Kinder, sind:  
1.  Zahl der Kindertagespflege gemeinsam 
durchführenden Personen, 
2.  Zahl der von den Kindertagespflege ge-
meinsam durchführenden Personen be-
treuten Kinder. 
(8) ... 
(9) ... 
(10) ... 
teln geförderte Kindertagespflege gemein-
sam oder auf Grund einer Erlaubnis nach § 43 
Absatz 3 Satz 3 durchführen und die von die-
sen betreuten Kinder sind die Zahl der Tages-
pflegepersonen und die Zahl der von diesen 
betreuten Kinder jeweils gegliedert nach 
Pflegestellen. 
 
(8) ... 
(9) ... 
(10) ... 
§ 101 Periodizität und Berichtszeitraum 
(1) Die Erhebungen nach § 99 Abs. 1 bis 7b 
und 10 sind jährlich durchzuführen, die Erhe-
bungen nach Absatz 1, soweit sie die Einglie-
derungshilfe für seelisch behinderte Kinder 
und Jugendliche betreffen, beginnend 2007. 
Die übrigen Erhebungen nach § 99 sind alle 
vier Jahre durchzuführen, die Erhebungen 
nach Absatz 8 beginnend 1992, die Erhe-
bungen nach Absatz 9 beginnend 2006. 
 
 
 
(2) Die Angaben für die Erhebung nach 
1.  ... 
2.  5.  ... 
6.  ... 
7.  ... 
8.  § 99 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe a und Abs. 6, 
6a und 8 und 10 sind für das abgelaufe-
ne Kalenderjahr, 
9.  ... 
10.  § 99 Abs. 7, 7a und 7b sind zum 1. März, 
 
 
zu erteilen. 
§ 101 Periodizität und Berichtszeitraum 
(1) Die Erhebungen nach § 99 Absatz 1 bis 5 
sowie nach Absatz 6b bis 7b und 10 sind jähr-
lich durchzuführen, die Erhebungen nach § 99 
Absatz 1, soweit sie die Eingliederungshilfe für 
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 
betreffen, beginnend 2007. Die Erhebung nach 
§ 99 Absatz 6 erfolgt laufend. Die übrigen Er-
hebungen nach § 99 sind alle vier Jahre 
durchzuführen, die Erhebungen nach Absatz 8 
beginnend 1992, die Erhebungen nach Absatz 
9 beginnend mit 2006. Die Erhebung nach § 99 
Absatz 8 wird für das Jahr 2012 ausgesetzt. 
(2) Die Angaben für die Erhebung nach 
1.  ... 
2.  5.  ... 
6.  ... 
7.  ... 
8.  § 99 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe a und 
Abs. 6a, 6b und 8 und 10 sind für das ab-
gelaufene Kalenderjahr, 
9.  ... 
10.  § 99 Abs. 7, 7a und 7b sind zum 1. März, 
11.  § 99 Absatz 6 sind zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses der Gefährdungseinschätzung 
zu erteilen. 
§ 103 Übermittlung 
(1) ... 
(2) ... 
§ 103 Übermittlung 
(1) ... 
(2) ... 
(3) Die Ergebnisse der Kinder- und Jugendhil-
festatistiken gemäß den §§ 98 und 99 dürfen 
auf der Ebene der einzelnen Gemeinde oder 
des einzelnen Jugendamtsbezirkes veröffent-
licht werden. 
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Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) 
§ 21 Verträge mit Leistungserbringern 
(1) Die Verträge über die Ausführung von 
Leistungen durch Rehabilitationsdienste und -
einrichtungen, die nicht in der Trägerschaft 
eines Rehabilitationsträgers stehen, enthalten 
insbesondere Regelungen über  
1.  ... 
2.  ... 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
6.  ... 
 
 
 
 
(2) ... 
(3) ... 
(4) ... 
§ 21 Verträge mit Leistungserbringern 
(1) Die Verträge über die Ausführung von 
Leistungen durch Rehabilitationsdienste und -
einrichtungen, die nicht in der Trägerschaft 
eines Rehabilitationsträgers stehen, enthalten 
insbesondere Regelungen über  
1.  ... 
2.  ... 
3.  ... 
4.  ... 
5.  ... 
6.  ... 
7.  das Angebot, Beratung durch den Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe bei gewich-
tigen Anhaltspunkten für eine Kindes-
wohlgefährdung in Anspruch zu nehmen. 
(2) ... 
(3) ... 
(4) ... 
Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG) 
§ 2 Beratung 
(1) Jede Frau und jeder Mann hat das Recht, 
sich zu den in § 1 Abs. 1 genannten Zwecken 
in Fragen der Sexualaufklärung, Verhütung 
und Familienplanung sowie in allen eine 
Schwangerschaft unmittelbar oder mittelbar 
berührenden Fragen von einer hierfür vorge-
sehenen Beratungsstelle informieren und be-
raten zu lassen. 
(2) ... 
(3) ... 
§ 2 Beratung 
(1) Jede Frau und jeder Mann hat das Recht, 
sich zu den in § 1 Abs. 1 genannten Zwecken 
in Fragen der Sexualaufklärung, Verhütung 
und Familienplanung sowie in allen eine 
Schwangerschaft unmittelbar oder mittelbar 
berührenden Fragen von einer hierfür vorge-
sehenen Beratungsstelle auf Wunsch anonym 
informieren und beraten zu lassen. 
(2) ... 
(3) ... 
§ 4 Öffentliche Förderung der Beratungsstellen 
(1) ... 
 
 
 
 
 
 
(2) Die zur Sicherstellung eines ausreichenden 
Angebotes nach den §§ 3 und 8 erforderli-
chen Beratungsstellen haben Anspruch auf 
eine angemessene öffentliche Förderung der 
Personal- und Sachkosten. 
(3) Näheres regelt das Landesrecht. 
§ 4 Öffentliche Förderung der Beratungsstellen 
(1) ... 
(2) Zur Information über die Leistungsangebo-
te im örtlichen Einzugsbereich und zur Sicher-
stellung einer umfassenden Beratung wirken 
die Beratungsstellen in den Netzwerken nach 
§ 3 des Gesetzes zur Kooperation und Infor-
mation im Kinderschutz mit. 
(3) Die zur Sicherstellung eines ausreichenden 
Angebotes nach den §§ 3 und 8 erforderli-
chen Beratungsstellen haben Anspruch auf 
eine angemessene öffentliche Förderung der 
Personal- und Sachkosten. 
(4) Näheres regelt das Landesrecht. 
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Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchKG) 
 Art. 4 Evaluation 
Die Bundesregierung hat die Wirkungen die-
ses Gesetzes unter Beteiligung der Länder zu 
untersuchen und dem Deutschen Bundestag 
bis zum 31. Dezember 2015 über die Ergebnis-
se dieser Untersuchung zu berichten. 
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Sehr geehrte Fachkräfte im Kinderschutz, 
 
am 1. Januar 2012 ist das neue Bundeskinderschutzgesetz in Kraft getreten. Es bringt 
Prävention und Intervention im Kinderschutz gleichermaßen voran und stärkt alle Akteure, 
die sich für das Wohlergehen von Kindern engagieren.  Auch soll durch die Erweiterung des 
Beratungsanspruches von Fachkräften z.B. aus dem Gesundheitswesen und der Schulen 
auf eine insoweit erfahrene Fachkraft ein umfassender und aktiver Kinderschutz 
gewährleistet werden.  
Der Deutsche Kinderschutzbund LV Sachsen e.V. als einer der Anbieter für Weiterbildung 
und Praxisbegleitung von insoweit erfahrenen Fachkräften in Sachsen möchte die Qualität 
in diesem Beratungsfeld gemäß § 8a SGB VIII stetig sichern und Entwicklungs- und 
Handlungsansätze im Kinderschutz auf Ihre Wirksamkeit hin überprüfen und bewerten. 
Im Rahmen einer Diplom-Arbeit im Fach Sozialwissenschaften zum Thema Situation der 
insoweit erfahrenen Fachkräfte im Freistaat Sachsen in Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Kinderschutzbund LV Sachsen e.V. möchten wir Sie bitten, uns einen Einblick 
und Auskunft zu geben über Ihre derzeitige Beratungstätigkeit als insoweit erfahrene 
Fachkraft im Sinne des § 8a SGB VIII. 
Mit den gewonnen Ergebnissen ist es möglich die Rahmenbedingungen und die 
Ausgestaltung der Arbeit der insoweit erfahrenen Fachkräfte zu beschreiben und auf 
Herausforderungen und Probleme im Beratungsfeld aufmerksam zu machen. Gerade mit 
den aktuellen Änderungen des Bundeskinderschutzgesetzes können Ihre Erfahrungen in 
diesem Praxisfeld dazu beitragen fachliche Standards zu entwickeln und wissenschaftliche 
Empfehlungenan die Jugendämter und freien Träger der Jugendhilfe in Sachsen abzuleiten.  
Das Ausfüllen des Fragebogens dauert nach unserer Prüfung nicht länger als 20 min. Ihre 
Daten werden anonymisiert und die Antworten ausschließlich für unsere statistische 
Erhebung verwendet, sodass keine Rückschlüsse auf Ihre Person möglich sind. 
DKSB LV Sachsen e.V. / Klopstockstr. 50 / 01157 Dresden 
 
Deutscher Kinderschutzbund      
Landesverband Sachsen e.V.  
 
Mandy Vogel 
Fachreferentin 
 
Telefon 0351 / 42 42 006 
Telefax 0351 / 42 42 066 
 
vogel@kinderschutzbund-sachsen.de 
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Registernummer: 66 
 
Steuernummer: 
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Dr. Gisela Ulrich 
 
Landesgeschäftsführer 
Olaf Boye 
 
Bitte unterstützen Sie uns, füllen Sie den Fragebogen bis zum 17. Februar 2012 aus. Wir 
freuen uns über eine Vielzahl von Rücksendungen und bedanken uns herzlich für Ihre 
Mitarbeit. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Ihre 
 
 
 
Maria Dittrich      Mandy Vogel 
Studentin Fakultät Sozialwissenschaften  Fachreferentin  
Hochschule Zittau/Görlitz    DKSB LV Sachsen e.V. 
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Situation der insoweit erfahrenen Fachkräfte 
im Freistaat Sachsen 
1 Zu den Rahmenbedingungen Ihrer Tätigkeit 
1.1   Seit wann sind Sie als „insoweit erfahrene Fachkraft“ nach § 8a SGB VIII tätig? 
 2005 
 2006 
 2007 
 2008 
 2009 
 2010 
 2011 
1.2   Welche der folgenden Aussagen trifft auf Sie zu? (Mehrfachnennungen möglich) 
o Ich bin interne_r Berater_in und berate mein eigenes Team innerhalb meiner 
Einrichtung. 
o Ich bin interne_r Berater_in bei einem größeren Träger und berate innerhalb 
meines Trägers andere Teams. 
o Ich bin externe_r Berater_in und berate Teams außerhalb meines Trägers. 
o Ich bin selbstständig oder freiberuflich als „insoweit erfahrene Fachkraft“ 
tätig. 
1.3   In welcher Einrichtung/ Berufsfeld sind Sie tätig? 
 Kinderkrippe/ Kindergarten 
 Hort 
 offene Kinder- und Jugendarbeit / Jugendsozialarbeit 
 Familienzentrum 
 Allgemeiner Sozialer Dienst 
 ambulante Erziehungshilfe 
 teil-/ stationäre Erziehungshilfe 
 Familien- und/oder Erziehungsberatungsstelle 
 Gesundheitswesen 
 Sonstiges:________________ 
1.4 Ist Ihre Beratungsaufgabe als „insoweit erfahrene Fachkraft“ in Ihrer 
Tätigkeitsbeschreibung verankert? 
 Ja  
 Nein  
- 2 - 
1.5 Führen Sie in Ihrer üblichen Tätigkeit eine Leitungsfunktion aus? 
 Ja  
 Nein  
1.6 Welche Inhalte sind in der allgemeinen Vereinbarung (bzw. in einem Anhang) 
nach §8a SGB VIII mit dem regionalen Jugendamt verbindlich geregelt? 
(Mehrfachnennungen möglich) 
o Regelung des Auftrages 
o Qualifikation 
o Regelung der Kosten 
o Dokumentation 
o Datenschutz 
o Es gibt keine Vereinbarung. 
o Sonstiges:______________ 
1.7 Wie viel Arbeitszeit steht Ihnen für die Beratung der fallverantwortlichen 
Fachkraft wöchentlich zur Verfügung? 
 bis zu zwei Stunden 
 zwei bis fünf Stunden 
 mehr als fünf Stunden 
 nach Bedarf 
 nicht geregelt 
 Sonstiges ______________ 
1.8 Können Sie Ihre Beratungstätigkeit finanziell geltend machen? 
 ja, und zwar … (z.B. über Fachleistungsstunde) 
 nein, weil …. (z.B. ist in meinem regulären Arbeitsauftrag inbegriffen) 
2. Zur Ausgestaltung Ihrer Tätigkeit in der Praxis 
2.1 Wie oft haben Sie im Jahr 2011 eine Fachberatung als „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ durchgeführt? (bitte Anzahl eintragen) 
in eigener Einrichtung: ______ 
von anderen Teams des eigenen Trägers und/ oder von außerhalb: _____ 
2.2 Wie hat sich Ihre Inanspruchnahme entwickelt, seit Sie als „insoweit erfahrene 
Fachkraft“ tätig geworden sind? Der Beratungsumfang zu dem ich 
hinzugezogen wurde, ist: 
 gleichbleibend 
 zunehmend 
 zurückgegangen 
 schwankend 
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2.3 Wie oft haben Sie im Jahr 2011 als „insoweit erfahrene Fachkraft“ die folgenden 
Einrichtungen/ Berufsgruppen beraten? (bitte Anzahl eintragen) 
 Kindertagesstätte 
 Tagesmütter_väter  
 Schulen 
 Schulsozialarbeit 
 Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit 
 Familienzentrum 
 Mutter_ Vater-Kind- Wohnen (§19 SGB VIII) 
 Familien- und Erziehungsberatungsstellen 
 ambulante Erziehungshilfe 
 stationäre Erziehungshilfe 
 Gesundheitswesen 
 weitere __________________ 
2.4   Beurteilen Sie den Umfang der Beratungen? 
immer oft selten nie 
Die Beratung findet einmalig statt.     
Die Beratung findet zweimal statt.     
Die Beratung findet mehrmals statt.     
2.5 Wie hoch war der durchschnittliche Zeitaufwand, einer oder mehrerer 
durchgeführten Fachberatungen, im Rahmen eines Falles? 
 unter einer Stunde 
 ein bis zwei Stunden 
 zwei bis drei Stunden 
 drei bis vier Stunden 
 vier bis fünf Stunden 
 mehr als fünf Stunden 
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2.6   Was waren Beratungsanlässe? 
oft gelegentlich selten nie
Anhaltspunkte für Vernachlässigung     
Anhaltspunkte für körperliche Misshandlung     
Anhaltspunkte für psychische Misshandlung     
Anhaltspunkte für Kind als Zeuge häuslicher 
Gewalt 
    
Anhaltspunkte für sexuellen Missbrauch     
Anhaltspunkte für unzulässigen elterlichen 
Eingriff in die Autonomie Heranwachsender 
    
Anhaltspunkte für Gefährdung durch mangelnde 
Erziehungsfähigkeit und Erziehungskompetenz 
der Eltern 
    
Anhaltspunkte durch fehlende Mitwirkung durch 
Eltern, um Gefahren abzuwenden 
    
Anhaltspunkte für Selbst- und Fremdgefährdung     
Anhaltspunkte für Gefahren/Missbrauch über die 
Medien, Internet (z.B. Cybermobbing) 
    
2.7 Gab es darüber hinaus noch weitere Beratungsanlässe?  
____________________________________________________________ 
____________________________________________________________ 
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2.8 Was waren die von Ihnen übernommenen Aufgaben der durchgeführten 
Fachberatung? 
immer überwiegend weniger gar nicht
Beratung bei der Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos 
    
Beratung zur Erstellung eines Schutz- 
und Hilfeplanes 
    
Beratung zur Frage, ob die derzeitige/ 
angestrebte Hilfe zur Sicherung des 
Kindeswohls ausreichend ist. 
    
Beratung zur Fallverantwortung     
Beratung über Strategien der 
Gesprächsführung, Möglichkeiten der 
Motivierung der Eltern 
    
Beratung zur Nutzung weiterer 
Professionen 
    
2.9 Was waren weitere von Ihnen übernommene Aufgaben der durchgeführten 
Fachberatung? 
____________________________________________________________ 
____________________________________________________________ 
2.10  Welche Hilfsmaßnahmen sollten durch Ihre Beratung, von der 
fallverantwortlichen Fachkraft eingeleitet werden? (Mehrfachnennung möglich) 
o Hinzuziehung der Personensorgeberechtigten bzw. des Kindes/ des 
Jugendlichen 
o niedrigschwellige Hilfen in der meldenden Einrichtung, wie _______________ 
o Vermittlung von Angeboten Früher Hilfen/ Präventionsangebote (z.B.: Eltern-
Kind-Treff) z.B.: _________ 
o Vermittlung an weitere Experten/Professionen z.B.: _____________ 
o Vermittlung an das Jugendamt 
o Meldung an Jugendamt, Anzahl:______ 
o sonstiges:______________ 
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2.11 Welche Möglichkeiten nutzen Einrichtungen zur Abschätzung der 
Gefährdungssituation? (Mehrfachnennungen möglich) 
o kollegiale Fallberatung 
o Teamberatung 
o Supervision 
o Kollegen_innen mit Zusatzqualifikationen 
o „insoweit erfahrene Fachkraft“  anderer Träger 
o Fachkräfte anderer Träger 
o Mitarbeiter_innen von Familien- und Erziehungsberatungsstellen 
o keine bekannt 
o weitere Ressourcen:________________ 
2.12 Welche entwickelten Materialien/ Ressourcen nutzen Sie als „insoweit 
erfahrene Fachkraft“? (Mehrfachnennungen möglich) 
Hinweis: Falls bekannt, bitte Name und Quelle des Materials in nachfolgenden 
Kasten eintragen. (z.B. Leitfaden für Kinderschutz; Leipzig) 
o Handlungsanleitung (z.B.: Notfallordner, Handbuch für Kinderschutz) 
______________ 
o Verfahrensablauf und Informationswege bei vermuteter 
Kindeswohlgefährdung (z.B.: Leitfaden) ____________________ 
o Beurteilungshilfen zur Abschätzung gewichtiger Anhaltspunkte (z.B.: 
Ampelbogen, Orientierungskatalog) _________________________ 
o Adress-/ Beratungsstellenverzeichnis _____________________________ 
o Falldokumentation ______________________ 
o Meldebogen an das Jugendamt __________________ 
o sonstiges:________________ 
2.13 Erhalten Sie Gelegenheit zum fachlichen Austausch mit anderen 
Kollegen_innen, die auch als „insoweit erfahrene Fachkraft“ tätig sind? 
(Mehrfachnennungen möglich) 
o ja, in trägerinterne Fachteams 
o ja, in regionalen Fachteams im Landkreis 
o wünsche ich mir 
o nein, gibt es nicht 
o finde ich nicht so wichtig 
o sonstiges:_________ 
2.14 Erhalten Sie regelmäßig Supervision?  
 Ja  
 Nein 
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3 Ausblick, Entwicklung 
3.1 Entstanden durch Ihre Arbeit als „insoweit erfahrene Fachkraft“  neue 
Entwicklungen? (Mehrfachnennungen möglich) 
o Themen für Fortbildungen, die bisher noch nicht angeboten wurden, wie 
______________ 
o niederschwellige Hilfsangebote, z.B.:______________ 
o neue Kooperationen/ Vernetzungen, mit z.B. ___________________ 
o neue Methoden, wie _______________________ 
o sonstiges:__________________ 
3.2 Welche bislang ungeklärten Fragen und Probleme bestehen aus Ihrer Sicht im 
Zusammenhang mit Ihrer Tätigkeit als „insoweit erfahrene Fachkraft“? 
________________________________________________________________ 
_______________________________________________________________ 
3.3 Was würden Sie sich für Ihre zukünftige Arbeit als „insoweit erfahrene 
Fachkraft“  wünschen? 
________________________________________________________________ 
_______________________________________________________________ 
4 Zu Ihrer Person 
4.1 Bitte geben Sie Ihr Geschlecht an.  
 männlich  
 weiblich 
4.2 Wie alt sind Sie?  
 unter 30 
 30 bis 40 
 40 bis 50 
 über 50 
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4.3 In welchem Landkreis/kreisfreien Städten sind Sie tätig?  
 Stadt Chemnitz 
 Landkreis Erzgebirgskreis 
 Landkreis Mittelsachsen 
 Landkreis Vogtlandkreis 
 Landkreis Zwickau 
 Stadt Dresden 
 Landkreis Bautzen 
 Landkreis Görlitz 
 Landkreis Meißen 
 Landkreis Sächsische Schweiz Osterzgebirge 
 Landkreis Leipzig 
 Stadt Leipzig 
 Landkreis Nordsachsen 
4.4 Welchen Berufsabschluss/ -abschlüsse haben Sie?
 Erzieher_in 
 Heilpädagoge_in 
 Sozialpädagoge_in/ Sozialarbeiter_in 
 Pädagoge_in 
 Psychologe_in 
 Weitere:_______________ 
4.5 Wie viele Jahre sind Sie bereits im sozialen Bereich tätig? 
___________ Jahre 
4.6 Haben Sie seit Ihrer Tätigkeit als „insoweit erfahrene Fachkraft“ Fortbildungen/ 
Weiterbildungen im Bereich des Kinderschutzes besucht? (Mehrfachnennung 
möglich) 
o Zertifikatskurs zur „insoweit erfahrenen Fachkraft“ 
o Gewalt in Familien 
o Kindesmisshandlungen 
o Alkohol- und Drogenmissbrauch 
o sexueller Missbrauch 
o Kinderarmut 
o Kindeswohlgefährdung im Kontext von Familien mit Migrationshintergrund 
o Gefährdungen von Kindern mit Behinderung 
o andere:______________ 
Vielen Dank für Ihre Mitarbeit! 
Anhang 4 
Datenauswertung mittels SPSS 
Deskriptive Häufigkeiten
Aufgrund der großen Datenmenge befindet sich diese auf der 
beiliegenden CD-Rom. 
Quelle: 
Eigene Darstellung 

Anhang 5 
Datenauswertung mittels SPSS 
Kategorisierung der offenen Fragen 3.2 und 3.3 
Aufgrund der großen Datenmenge befindet sich diese auf der 
beiliegenden CD-Rom. 
Quelle: 
Eigene Darstellung 
Anhang 6 
Datenauswertung mittels SPSS 
Kreuztabellen nach Berufsfeld
Aufgrund der großen Datenmenge befindet sich diese auf der 
beiliegenden CD-Rom. 
Quelle: 
Eigene Darstellung 

Anhang 7 
Datenauswertung mittels SPSS 
Kreuztabellen nach Landkreis/ kreisfreier Stadt
Aufgrund der großen Datenmenge befindet sich diese auf der 
beiliegenden CD-Rom. 
Quelle: 
Eigene Darstellung 

Erklärung 
Ich versichere, dass die vorliegende Arbeit ohne fremde Hilfe angefertigt wurde 
und ich mich keiner anderen als der von mir angegebenen Hilfsmittel und 
Literatur bedient habe.  
Im Rahmen einer Prüfung wurde das Thema von mir noch nicht schriftlich 
bearbeitet. 
............................... 
Unterschrift Maria Dittrich 

